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Organisationsrecht
Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts der  
Industrie- und Handelskammern (IHKG)

in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 701-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern vom 7. August 2021 
(BGBl. I S. 3306) geändert worden ist

§ 1 
(1)	 Die Industrie- und Handelskammern haben, soweit nicht die Zuständigkeit der Organi-

sationen des Handwerks nach Maßgabe der Handwerksordnung oder die Zuständigkeit 
der Kammern der freien Berufe in Bezug auf die Berufspflichten ihrer Mitglieder gege-
ben ist, die Aufgaben:

	 1. �das Gesamtinteresse der ihnen zugehörigen Gewerbetreibenden ihres Bezirkes, ein-
schließlich der Gesamtverantwortung der gewerblichen Wirtschaft, die auch Ziele 
einer nachhaltigen Entwicklung umfassen kann, auf regionaler, nationaler, europä-
ischer und internationaler Ebene wahrzunehmen, 

	 2. für die Förderung der gewerblichen Wirtschaft ihres Bezirkes zu wirken,
	 3. �für die Wahrung von Anstand und Sitte der ehrbaren Kaufleute, einschließlich deren 

sozialer und gesellschaftlicher Verantwortung, zu wirken und dabei stets die wirt-
schaftlichen Interessen einzelner Gewerbezweige oder Betriebe abwägend und aus-
gleichend zu berücksichtigen. Im Rahmen ihrer Aufgaben haben die Industrie- und 
Handelskammern insbesondere

		  a) �durch Vorschläge, Gutachten und Berichte die Behörden zu unterstützen und zu 
beraten, 

		  b) �das Recht, zu den im Gesamtinteresse der ihnen zugehörigen Gewerbetreibenden 
liegenden wirtschaftspolitischen Angelegenheiten ihres Bezirkes in behördlichen 
oder gerichtlichen Verfahren sowie gegenüber der Öffentlichkeit Stellung zu neh-
men. Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben haben die Industrie- und Handels
kammern den angemessenen Minderheitenschutz zu gewährleisten, 

		  l. �indem im Rahmen der Kommunikation auf abweichende Positionen hingewiesen 
wird und
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		  ll. �abweichende Stellungnahmen in zumutbarer Form öffentlich zugänglich 
gemacht werden.

(2)	 Die Industrie- und Handelskammern können Anlagen und Einrichtungen, die der För-
derung der gewerblichen Wirtschaft oder einzelner Gewerbezweige dienen, begründen, 
unterhalten und unterstützen sowie Maßnahmen zur Förderung und Durchführung 
der kaufmännischen und gewerblichen Berufsbildung unter Beachtung der geltenden 
Rechtsvorschriften, insbesondere des Berufsbildungsgesetzes, treffen. 

(2a)	Die Industrie- und Handelskammern können allein oder zusammen mit anderen Kam-
mern für die gewerbliche Wirtschaft Maßnahmen zur Förderung der außergerichtli-
chen Streitbeilegung treffen, insbesondere Schiedsgerichte und andere Einrichtungen 
der alternativen Konfliktlösung begründen, unterhalten und unterstützen. § 111 Absatz 
2 des Arbeitsgerichtsgesetzes bleibt unberührt. Die Industrie- und Handelskammern 
können zudem die ihnen zugehörigen Gewerbetreibenden ihres Bezirks zu Fragen der 
Früherkennung von Unternehmenskrisen und deren Bewältigung beraten.

(3)	 Den Industrie- und Handelskammern obliegt die Ausstellung von Ursprungszeugnissen 
und anderen dem Wirtschaftsverkehr dienenden Bescheinigungen, soweit nicht Rechts-
vorschriften diese Aufgaben anderen Stellen zuweisen.

(3a)	Die Länder können durch Gesetz den Industrie- und Handelskammern die Aufgaben 
einer einheitlichen Stelle im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes übertragen. Das 
Gesetz regelt, welche Aufgabenbereiche von der Zuweisung erfasst sind. Dabei kann 
das Gesetz vorsehen, dass die Industrie- und Handelskammern auch für nicht Kammer
zugehörige tätig werden. Das Gesetz regelt auch die Aufsicht.

(3b)	Die Länder können den Industrie- und Handelskammern durch Gesetz ermöglichen, sich 
an Einrichtungen zu beteiligen, die die Aufgaben einer einheitlichen Stelle im Sinne des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes erfüllen.

(4)	 Weitere Aufgaben können den Industrie- und Handelskammern durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung übertragen werden.

(4a)	(weggefallen)
(5)	 Nicht zu den Aufgaben nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 gehören die grundrechtlich 

geschützten Aufgabenbereiche der Vereinigungen im Sinne des Artikels 9 Absatz 3 Satz 
1 des Grundgesetzes, insbesondere die Aufgabenbereiche der Tarifpartner sowie die 
arbeitsgerichtliche Vertretung von Unternehmen. Zudem sind Stellungnahmen ausge-
schlossen zu sozial- und arbeitsmarktpolitischen Fragen, soweit diese in der ausschließ-
lichen Entscheidungszuständigkeit der Gremien der sozialen Selbstverwaltung liegen.
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§ 2 
(1)	 Zur Industrie- und Handelskammer gehören, sofern sie zur Gewerbesteuer veranlagt 

sind, natürliche Personen, Handelsgesellschaften, andere Personenmehrheiten und 
juristische Personen des privaten und des öffentlichen Rechts, welche im Bezirk der 
Industrie- und Handelskammer eine Betriebsstätte unterhalten (Kammerzugehörige).

(2)	 Absatz 1 gilt für natürliche Personen und Gesellschaften, welche ausschließlich einen 
freien Beruf ausüben oder welche Land- oder Forstwirtschaft oder ein damit verbunde-
nes Nebengewerbe betreiben, nur, soweit sie in das Handelsregister eingetragen sind.

(3)	 Natürliche und juristische Personen und Personengesellschaften, die in der Handwerks-
rolle oder in dem Verzeichnis der zulassungsfreien Handwerke oder der handwerksähnli-
chen Gewerbe eingetragen sind oder die nach § 90 Absatz 3 der Handwerksordnung zur 
Handwerkskammer gehören, gehören mit ihrem nichthandwerklichen oder nichthand-
werksähnlichen Betriebsteil der Industrie- und Handelskammer an.

(4)	 Absatz 1 gilt nicht für landwirtschaftliche Genossenschaften; als solche gelten im Sinne 
dieser Bestimmung

	 a) �ländliche Kreditgenossenschaften, deren Mitglieder überwiegend aus Landwirten 
bestehen;

	 b) �Genossenschaften, die ganz oder überwiegend der Nutzung landwirtschaftlicher 
Betriebseinrichtungen oder der Versorgung der Landwirtschaft mit Betriebsmitteln 
oder dem Absatz oder der Lagerung oder der Bearbeitung oder Verarbeitung land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse dienen, sofern sich die Be- oder Verarbeitung nach der 
Verkehrsauffassung im Bereich der Landwirtschaft hält;

	 c) �Zusammenschlüsse der unter Buchstabe b genannten Genossenschaften bis zu einer 
nach der Höhe des Eigenkapitals zu bestimmenden Grenze, die von dem Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Ernährung und Landwirtschaft durch Rechtsverordnung festgelegt wird.

(5)	 Absatz 1 gilt nicht für Gebietskörperschaften. 
(6)	 (weggefallen)

§ 3 
(1)	 Die Industrie- und Handelskammer ist Körperschaft des öffentlichen Rechts.
(2)	 Die Kosten der Errichtung und Tätigkeit der Industrie- und Handelskammer werden, 

soweit sie nicht anderweitig gedeckt sind, nach Maßgabe des Wirtschaftsplans durch 
Beiträge der Kammerzugehörigen gemäß einer Beitragsordnung aufgebracht. Der Wirt-
schaftsplan ist jährlich nach den Grundsätzen einer sparsamen und wirtschaftlichen 
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Finanzgebarung unter pfleglicher Behandlung der Leistungsfähigkeit der Kammerzuge-
hörigen aufzustellen und auszuführen.

(3)	 Als Beiträge erhebt die Industrie- und Handelskammer Grundbeiträge und Umlagen. 
Der Grundbeitrag kann gestaffelt werden; dabei sollen insbesondere Art, Umfang und 
Leistungskraft des Gewerbebetriebes berücksichtigt werden. Natürliche Personen und 
Personengesellschaften, die nicht in das Handelsregister eingetragen sind, und eingetra-
gene Vereine, wenn nach Art oder Umfang ein in kaufmännischer Weise eingerichteter 
Geschäftsbetrieb nicht erforderlich ist, sind vom Beitrag freigestellt, soweit ihr Gewer-
beertrag nach dem Gewerbesteuergesetz oder soweit für das Bemessungsjahr ein Ge-
werbesteuermessbetrag nicht festgesetzt wird, ihr nach dem Einkommensteuergesetz 
ermittelter Gewinn aus Gewerbebetrieb 5.200 Euro nicht übersteigt. Die in Satz 3 ge-
nannten natürlichen Personen sind, soweit sie in den letzten fünf Wirtschaftsjahren vor 
ihrer Betriebseröffnung weder Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb 
oder selbständiger Arbeit erzielt haben, noch an einer Kapitalgesellschaft mittelbar oder 
unmittelbar zu mehr als einem Zehntel beteiligt waren, für das Geschäftsjahr einer In-
dustrie- und Handelskammer, in dem die Betriebseröffnung erfolgt, und für das darauf 
folgende Jahr von der Umlage und vom Grundbeitrag sowie für das dritte und vierte Jahr 
von der Umlage befreit, wenn ihr Gewerbeertrag oder Gewinn aus Gewerbebetrieb 25.000 
Euro nicht übersteigt. Wenn nach dem Stand der zum Zeitpunkt der Verabschiedung der 
Wirtschaftssatzung vorliegenden Bemessungsgrundlagen zu besorgen ist, dass bei einer 
Industrie- und Handelskammer die Zahl der Beitragspflichtigen, die einen Beitrag ent-
richten, durch die in den Sätzen 3 und 4 genannten Freistellungsregelungen auf weniger 
als 55 vom Hundert aller ihr zugehörigen Gewerbetreibenden sinkt, kann die Vollver-
sammlung für das betreffende Geschäftsjahr eine entsprechende Herabsetzung der dort 
genannten Grenzen für den Gewerbeertrag oder den Gewinn aus Gewerbebetrieb be-
schließen. Wird für das Bemessungsjahr ein Gewerbesteuermessbetrag festgesetzt, ist Be-
messungsgrundlage für die Umlage der Gewerbeertrag nach dem Gewerbesteuergesetz, 
andernfalls der nach dem Einkommensteuer- oder Körperschaftsteuergesetz ermittelte 
Gewinn aus Gewerbebetrieb. Bei natürlichen Personen und bei Personengesellschaften ist 
die Bemessungsgrundlage um einen Freibetrag in Höhe von 15.340 Euro zu kürzen. Die 
Kammerzugehörigen sind verpflichtet, der Kammer Auskunft über die zur Festsetzung der 
Beiträge erforderlichen Grundlagen zu geben, soweit diese nicht bereits nach § 9 erhoben 
worden sind; die Kammer ist berechtigt, die sich hierauf beziehenden Geschäftsunterla-
gen einzusehen. Kapitalgesellschaften, deren gewerbliche Tätigkeit sich in der Funktion 
eines persönlich haftenden Gesellschafters in nicht mehr als einer Personenhandelsge-
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sellschaft erschöpft, kann ein ermäßigter Grundbeitrag eingeräumt werden, sofern beide 
Gesellschaften derselben Kammer zugehören. Gleiches gilt für Gesellschaften mit Sitz im 
Bezirk einer Kammer, deren sämtliche Anteile von einem im Handelsregister eingetrage-
nen Unternehmen mit Sitz in derselben Kammer gehalten werden.

(4)	 Natürliche und juristische Personen und Personengesellschaften, die in der Handwerks-
rolle oder in dem Verzeichnis nach § 19 der Handwerksordnung eingetragen sind und 
deren Gewerbebetrieb nach Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerich-
teten Geschäftsbetrieb erfordert, sind beitragspflichtig, wenn der Umsatz des nicht-
handwerklichen oder nichthandwerksähnlichen Betriebsteils 130.000 Euro übersteigt. 
Kammerzugehörige, die Inhaber einer Apotheke sind, werden mit einem Viertel ihres 
Gewerbeertrages oder, falls für das Bemessungsjahr ein Gewerbesteuermessbetrag 
nicht festgesetzt wird, ihres nach dem Einkommensteuer- oder Körperschaftsteuerge-
setz ermittelten Gewinns aus Gewerbebetrieb zum Grundbeitrag und zur Umlage ver-
anlagt. Satz 2 findet auch Anwendung auf Kammerzugehörige, die oder deren sämtliche 
Gesellschafter vorwiegend einen freien Beruf ausüben oder Land- oder Forstwirtschaft 
auf einem im Bezirk der Industrie- und Handelskammer belegenen Grundstück oder 
als Betrieb der Binnenfischerei Fischfang in einem im Bezirk der Industrie- und Han-
delskammer belegenen Gewässer betreiben und Beiträge an eine oder mehrere andere 
Kammern entrichten, mit der Maßgabe, dass statt eines Viertels ein Zehntel der dort 
genannten Bemessungsgrundlage bei der Veranlagung zu Grunde gelegt wird.

(5)	 Die Industrie- und Handelskammer kann für die Kosten, welche mit der Begründung, 
Unterhaltung oder Unterstützung von Anlagen und Einrichtungen (§ 1 Absatz 2) ver-
bunden sind, Sonderbeiträge von den Kammerzugehörigen derjenigen Gewerbezweige 
erheben, welchen derartige Anlagen und Einrichtungen ausschließlich oder in beson-
derem Maße zugute kommen. Den Beteiligten ist vor Begründung solcher Anlagen und 
Einrichtungen Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

(6)	 Die Industrie- und Handelskammer kann für die Inanspruchnahme besonderer Anlagen 
und Einrichtungen (§ 1 Absatz 2) oder Tätigkeiten Gebühren erheben und den Ersatz von 
Auslagen verlangen.

(7)	 Sonderbeiträge gemäß Absatz 5 werden nach Maßgabe einer Sonderbeitragsordnung, 
Gebühren und Auslagen nach Absatz 6 nach Maßgabe einer Gebührenordnung erhoben. 
In der Beitragsordnung, der Sonderbeitragsordnung sowie in der Gebührenordnung ist 
Erlass und Niederschlagung von Beiträgen, Gebühren und Auslagen zu regeln.

(7a)	Für das Rechnungswesen, insbesondere Rechnungslegung und Aufstellung und Vollzug 
des Wirtschaftsplans und den Jahresabschluss der Industrie- und Handelskammern sind 
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die Grundsätze kaufmännischer Rechnungslegung und Buchführung in sinngemäßer 
Weise nach dem Dritten Buch des Handelsgesetzbuches in der jeweils geltenden Fas-
sung anzuwenden. Das Nähere wird durch Satzung unter Beachtung der Grundsätze 
des staatlichen Haushaltsrechts geregelt.

(8)	 Hinsichtlich der Beiträge, Sonderbeiträge, Gebühren und Auslagen sind für die Verjäh-
rung die Vorschriften der Abgabenordnung über die Verjährung der Steuern vom Ein-
kommen und Vermögen, für die Einziehung und Beitreibung die für Gemeindeabgaben 
geltenden landesrechtlichen Vorschriften entsprechend anzuwenden. Durch Landes-
recht kann Verfahren und Zuständigkeit für Einziehung und Beitreibung abweichend 
geregelt werden.

§ 4 
(1)	 Die Organe der Industrie- und Handelskammer sind
	 1. die Vollversammlung,
	 2. das Präsidium,
	 3. der Präsident,
	 4. der Hauptgeschäftsführer und 
	 5. �der Berufsbildungsausschuss im Rahmen der in § 79 Berufsbildungsgesetz genannten 

Aufgaben.
(2)	 Über die Angelegenheiten der Industrie- und Handelskammer beschließt, soweit nicht 

die Satzung etwas anderes bestimmt, die Vollversammlung. Der ausschließlichen 
Beschlussfassung durch die Vollversammlung unterliegen

	 1. die Satzung,
	 2. die Wahl-, Beitrags-, Sonderbeitrags- und Gebührenordnung,
	 3. die Feststellung des Wirtschaftsplans,
	 4. die Festsetzung des Maßstabes für die Beiträge und Sonderbeiträge,
	 5. die Erteilung der Entlastung,
	 6. �die Übertragung von Aufgaben auf andere Industrie- und Handelskammern, die Über-

nahme dieser Aufgaben, die Bildung von öffentlich-rechtlichen Zusammenschlüssen 
und die Beteiligung hieran (§ 10) sowie die Beteiligung an Einrichtungen nach § 1 
Absatz 3b, 

	 7. die Art und Weise der öffentlichen Bekanntmachung,
	 8. die Satzung gemäß § 3 Absatz 7a (Finanzstatut) und
	 9. �Fragen, die für die gewerbliche Wirtschaft ihres Bezirks oder die Arbeit der Indus

trie- und Handelskammer von grundsätzlicher Bedeutung sind. Soweit nach Satz 2 
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Nr. 7 die elektronische Verkündung von Satzungsrecht vorgesehen ist, hat diese im 
Bundesanzeiger zu erfolgen.

§ 5 
(1)	 Die Mitglieder der Vollversammlung werden von den Kammerzugehörigen gewählt.
(2)	 Wählbar sind natürliche Personen, die das Kammerwahlrecht auszuüben berechtigt sind, 

am Wahltag volljährig sind und entweder selbst Kammerzugehörige sind oder allein 
oder zusammen mit anderen zur gesetzlichen Vertretung einer kammerzugehörigen 
juristischen Person, Handelsgesellschaft oder Personenmehrheit befugt sind. Wählbar 
sind auch besonders bestellte Bevollmächtigte und in das Handelsregister eingetragene 
Prokuristen von Kammerzugehörigen.

(3)	 Soweit personenbezogene Daten in den Wählerlisten für die Wahl zur Vollversamm-
lung verarbeitet werden, bestehen das Recht auf Auskunft der betroffenen Person nach 
Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung 
der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4. Mai 2016, 
S. 1; L 314 vom 22. November 2016, S. 72; L 127 vom 23. Mai 2018, S. 2) in der jeweils 
geltenden Fassung und die Mitteilungspflicht der verantwortlichen Stelle nach Artikel 
19 Satz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 in der jeweils geltenden Fassung nicht. Das 
Recht auf Erhalt einer Kopie nach Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 in 
der jeweils geltenden Fassung wird dadurch erfüllt, dass die betroffene Person Einsicht 
in die Wählerlisten nehmen kann.

(4)	 Das Nähere über die Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts, über die Durchführung 
der Wahl sowie über Dauer und vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft zur Vollversamm-
lung regelt die Wahlordnung. Sie muss Bestimmungen über die Aufteilung der Kammerzuge-
hörigen in besondere Wahlgruppen sowie die Zahl der diesen zugeordneten Sitze in der Voll-
versammlung enthalten und dabei die wirtschaftlichen Besonderheiten des Kammerbezirks 
sowie die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der Gewerbegruppen berücksichtigen.

§ 6 
(1)	 Die Vollversammlung wählt aus ihrer Mitte den Präsidenten (Präses) und die von der 

Satzung zu bestimmende Zahl von weiteren Mitgliedern des Präsidiums.
(2)	 Der Präsident (Präses) ist der Vorsitzende des Präsidiums. Er beruft die Vollversammlung 

ein und führt in ihr den Vorsitz.
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§ 7 
(1)	 Die Vollversammlung bestellt den Hauptgeschäftsführer.
(2)	 Präsident (Präses) und Hauptgeschäftsführer vertreten nach näherer Bestimmung der 

Satzung die Industrie- und Handelskammer rechtsgeschäftlich und gerichtlich.

§ 8 
Werden bei den Industrie- und Handelskammern zur Durchführung anderer als der in § 79 
des Berufsbildungsgesetzes genannten Aufgaben Ausschüsse gebildet, so kann die Satzung 
bestimmen, dass in diese Ausschüsse auch Personen berufen werden, die nach § 5 Absatz 2 
nicht wählbar sind.

§ 9 
(1)	 Die Industrie- und Handelskammern erheben die Daten nach § 14 Absatz 8 Satz 1 Num-

mer 1 in Verbindung mit Satz 2 der Gewerbeordnung sowie der Rechtsverordnung nach 
§ 14 Absatz 14 der Gewerbeordnung bei den Kammerzugehörigen oder öffentlichen 
Stellen, soweit diese Daten ihnen nicht von der zuständigen Behörde übermittelt wor-
den sind. Bei nicht-öffentlichen Stellen und aus allgemein zugänglichen Quellen dürfen 
Industrie- und Handelskammern die Daten nach § 14 Absatz 8 Satz 1 Nummer 1 in Ver-
bindung mit Satz 2 der Gewerbeordnung sowie der Rechtsverordnung nach § 14 Absatz 
14 der Gewerbeordnung erheben, wenn

	 1. �die zu erfüllende Verwaltungsaufgabe ihrer Art nach oder im Einzelfall eine solche 
Erhebung erforderlich macht, 

	 2. �die Erhebung bei der betroffenen Person einen unverhältnismäßigen Aufwand erfor-
dern würde oder keinen Erfolg verspricht oder 

	 3. �es sich um Daten aus allgemein zugänglichen Quellen handelt. Die Sätze 1 und 2 
gelten für Daten über angebotene Waren und Dienstleistungen sowie über die 
Betriebsgrößen entsprechend. Werden die Daten bei den Kammerzugehörigen erho-
ben, sind auskunftspflichtig die Inhaber oder diejenigen, die allein oder zusammen 
mit anderen zur gesetzlichen Vertretung einer kammerzugehörigen juristischen Per-
son, Handelsgesellschaft oder Personenmehrheit befugt sind. Auskunftspflichtig sind 
auch besonders bestellte Bevollmächtigte und in das Handelsregister eingetragene 
Prokuristen von Kammerzugehörigen.

(2)	 Die Industrie- und Handelskammern und ihre Gemeinschaftseinrichtungen, die öffent-
liche Stellen im Sinne des § 2 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes sind, erheben 
zur Feststellung der Kammerzugehörigkeit und zur Festsetzung der Beiträge der Kam-
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merzugehörigen Angaben zur Gewerbesteuerveranlagung, wie sie auch zur Feststellung 
der Kammerzugehörigkeit im Sinne des § 2 Absatz 1 erforderlich sind, sowie die nach § 
3 Absatz 3 erforderlichen Bemessungsgrundlagen bei den Finanzbehörden.

(3)	 Die Industrie- und Handelskammern und ihre Gemeinschaftseinrichtungen, die öffent-
liche Stellen im Sinne des § 2 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes sind, verarbeiten 
die in den Absätzen 1 und 2 genannten Daten, soweit dies zur Erfüllung der ihnen nach 
diesem Gesetz übertragenen Aufgaben erforderlich ist. Andere als die in Satz 1 genann-
ten Daten verarbeiten sie nur, soweit eine andere Rechtsvorschrift dies erlaubt oder 
anordnet.

(4)	 Die Industrie- und Handelskammern übermitteln die in Absatz 1 genannten Daten 
an andere Industrie- und Handelskammern auf Ersuchen oder durch automatisiertes 
Abrufverfahren, soweit dies für die Erfüllung der ihnen nach diesem Gesetz übertrage-
nen Aufgaben erforderlich ist. Die beteiligten Industrie- und Handelskammern haben 
zu gewährleisten, dass die Zulässigkeit des Abrufverfahrens kontrolliert werden kann. 
Hierzu haben sie schriftlich festzulegen:

	 1. den Anlass und Zweck des Abrufverfahrens, 
	 2. die Stelle, an die übermittelt wird, 
	 3. die Art der zu übermittelnden Daten, 
	 4. �die erforderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen nach Maßgabe 

der datenschutzrechtlichen Vorschriften. Die Verantwortung für die Zulässigkeit des 
einzelnen Abrufs trägt die Stelle, an die übermittelt wird. Die speichernde Stelle prüft 
die Zulässigkeit der Abrufe nur, wenn dazu Anlass besteht. Sie hat zu gewährleis-
ten, dass die Übermittlung personenbezogener und sonstiger Daten zumindest durch 
geeignete Stichprobenverfahren festgestellt und überprüft werden kann. Wird ein 
Gesamtbestand dieser Daten abgerufen oder übermittelt (Stapelverarbeitung), so 
bezieht sich die Gewährleistung der Feststellung und Überprüfung nur auf die Zuläs-
sigkeit des Abrufes oder der Übermittlung des Gesamtbestandes.

(5)	 Die Industrie- und Handelskammern dürfen zur Förderung von Geschäftsabschlüssen und 
zu anderen dem Wirtschaftsverkehr dienenden Zwecken die in Absatz 1 genannten Daten 
an nicht-öffentliche Stellen übermitteln, sofern der betroffene Kammerzugehörige der 
Übermittlung nicht widersprochen hat und der Empfänger der Daten sich gegenüber der 
übermittelnden öffentlichen Stelle verpflichtet hat, die Daten nur für den Zweck zu verar-
beiten, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden. Auf die Möglichkeit, der Übermitt-
lung der Daten an nicht-öffentliche Stellen zu widersprechen, sind die Kammerzugehöri-
gen unbeschadet der weiteren Vorgaben der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen 
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Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4. Mai 2016, S. 1; 
L 314 vom 22. November 2016, S. 72; L 127 vom 23. Mai 2018, S. 2) in der jeweils gel-
tenden Fassung vor der ersten Übermittlung schriftlich oder elektronisch hinzuweisen. 
Daten über Zugehörige anderer Kammern hat die Industrie- und Handelskammer nach 
Übermittlung an die nicht-öffentliche Stelle unverzüglich zu löschen, soweit sie nicht zur 
Erfüllung der ihr nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben erforderlich sind.

(6)	 An Bewerber und Kandidaten für die Wahl zur Vollversammlung nach § 5 dürfen zum 
Zweck der Wahlbewerbung durch die Bewerber und der Wahlwerbung durch die Kan-
didaten Name, Firma, Anschrift, E-Mail-Adresse und Wirtschaftszweig über Wahlbe-
rechtigte aus ihrer jeweiligen Wahlgruppe übermittelt werden, sofern der Empfänger 
der Daten sich gegenüber der übermittelnden öffentlichen Stelle verpflichtet hat, die 
Daten nur für den Zweck zu verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt wer-
den. Bewerber und Kandidaten haben die übermittelten Daten nach der Durchführung 
der Wahl unverzüglich zu löschen.

(7)	 Für das Verändern, Einschränken der Verarbeitung oder Löschen der nach den Absätzen 1 und 
2 erhobenen Daten sowie die Übermittlung der Daten nach Absatz 1 an öffentliche Stellen 
gelten unbeschadet der Verordnung (EU) 2016/679 die Datenschutzgesetze der Länder.

§ 10 Aufgabenübertragung und öffentlich-rechtlicher Zusammenschluss
(1)	 Industrie- und Handelskammern können Aufgaben, die ihnen auf Grund von Gesetz oder 

Rechtsverordnung obliegen, einvernehmlich einer anderen Industrie- und Handelskam-
mer übertragen oder zur Erfüllung dieser Aufgaben untereinander öffentlich-rechtliche 
Zusammenschlüsse bilden oder sich daran beteiligen. § 1 Absatz 3b bleibt unberührt. 

(2)	 Die Rechtsverhältnisse des öffentlich-rechtlichen Zusammenschlusses werden durch Sat-
zung geregelt. Diese muss bestimmen, welche Aufgaben durch den öffentlich-rechtlichen 
Zusammenschluss wahrgenommen werden. Die Erstsatzung bedarf der Zustimmung der 
Vollversammlungen der beteiligten Industrie- und Handelskammern. Diese haben die Erst-
satzung in der für ihre Bekanntmachungen vorgeschriebenen Form zu veröffentlichen. 

(3)	 Die Aufgabenübertragung auf Industrie- und Handelskammern oder auf öffent-
lich-rechtliche Zusammenschlüsse mit Sitz in einem anderen Bundesland sowie die 
Beteiligung an solchen Zusammenschlüssen ist zulässig, soweit nicht die für die betei-
ligten Kammern oder Zusammenschlüsse geltenden besonderen Rechtsvorschriften dies 
ausschließen oder beschränken. 
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(4)	 Die Regelungen dieses Gesetzes in § 1 Absatz 3a, § 3 Absatz 1, 2, 6, 7a und 8, § 4 Absatz 
2 Satz 1 und 2 Nummer 1 bis 5 und 7 bis 9 sowie in den §§ 6 und 7 sind auf öffent-
lich-rechtliche Zusammenschlüsse entsprechend anzuwenden.

§ 10a 
(1)	 Die Deutsche Industrie- und Handelskammer hat die Aufgabe,
	 1. �das Gesamtinteresse der den Industrie- und Handelskammern zugehörigen Gewer-

betreibenden in der Bundesrepublik Deutschland auf nationaler, europäischer und 
internationaler Ebene wahrzunehmen, 

	 2. �für die Förderung der gewerblichen Wirtschaft zu wirken und dabei stets die wirt-
schaftlichen Interessen der einzelnen Regionen, Gewerbezweige oder Betriebe abwä-
gend und ausgleichend zu berücksichtigen. § 1 Absatz 1 und 5 gilt entsprechend.

(2)	 Die Deutsche Industrie- und Handelskammer koordiniert und fördert das Netzwerk 
der deutschen Auslandshandelskammern, Delegiertenbüros und Repräsentanzen der 
deutschen Wirtschaft als Instrument der Außenwirtschaftsförderung der Bundesrepu-
blik Deutschland. Sie kann Vertretungen in anderen Staaten gründen und unterhalten, 
soweit dies zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

(3)	 Die Deutsche Industrie- und Handelskammer unterstützt und fördert die Zusammenar-
beit und den regelmäßigen Erfahrungsaustausch der Industrie- und Handelskammern 
zur Wahrnehmung deren Aufgaben, insbesondere insoweit Aufgaben ganz oder teil-
weise einer bundeseinheitlichen Umsetzung oder zentralen Erledigung bedürfen oder 
der Umsetzung von Unionsrecht dienen. Hoheitliche Aufgaben, die der Industrie- und 
Handelskammer als zuständiger Stelle nach dem Berufsbildungsgesetz zugewiesen sind, 
gehören nicht zu den Aufgaben der Deutschen Industrie- und Handelskammer.

(4)	 Zur Förderung der Aufgabenwahrnehmung der Industrie- und Handelskammern kann 
die Deutsche Industrie- und Handelskammer

	 1. �auf Bundesebene die Funktion der gemeinsamen Stelle für die den Industrie- und 
Handelskammern aufgrund der nach Maßgabe des § 1 Absatz 3a und 4 übertragenen 
Aufgaben wahrnehmen,

	 2. �eine Rechnungsprüfungsstelle für die Industrie- und Handelskammern für die Prü-
fung nach § 12 Absatz 1 Nummer 7 durch Satzung einrichten und unterhalten sowie

	 3. �eine Einrichtung zur außergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten der gewerbli-
chen Wirtschaft im In- oder Ausland, insbesondere einen Schiedsgerichtshof, durch 
Satzung errichten und unterhalten.

(5)	 Innerhalb ihrer Verbandskompetenz kann die Deutsche Industrie- und Handelskammer 
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zur Erfüllung ihrer Aufgaben Gesellschaften oder sonstige Vereinigungen gründen sowie 
sich an Gesellschaften, sonstigen Vereinigungen, Zusammenschlüssen oder Einrichtun-
gen beteiligen oder diese unterstützen. Entstehende Gewinne sind zur Aufgabenerfül-
lung einzusetzen. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer kann Kooperationen 
im Bereich der gewerblichen Wirtschaft unterstützen, koordinieren und für die Indust-
rie- und Handelskammern Projekte von bundespolitischer Bedeutung durchführen. Zur 
Förderung und Durchführung der kaufmännischen und gewerblichen Berufsbildung 
unterstützt sie die Umsetzung der Empfehlungen des Hauptausschusses beim Bundes-
institut für Berufsbildung und die Industrie- und Handelskammern beim Erfüllen der 
ihnen durch Gesetz übertragenen Aufgaben im Rahmen des Berufsbildungsgesetzes.

(6)	 Die Deutsche Industrie- und Handelskammer und das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie berichten dem Bundestag jeweils zur Mitte einer Legislaturperiode 
des Bundestages über die wesentlichen Entwicklungen und Perspektiven der Deutschen 
Industrie- und Handelskammer, der Industrie- und Handelskammern und des Netzwer-
kes der deutschen Auslandshandelskammern.

(7)	 Der Deutschen Industrie- und Handelskammer können durch Gesetz oder auf Grund 
eines Gesetzes weitere Aufgaben übertragen werden.

(8)	 Industrie- und Handelskammern können nach § 10 der Deutschen Industrie- und Han-
delskammer Aufgaben übertragen, soweit die Vollversammlung der Deutschen Indus
trie- und Handelskammer zustimmt. Die Übertragung von Aufgaben als zuständige 
Stelle nach dem Berufsbildungsgesetz ist ausgeschlossen.

§ 10b 
(1)	 Die Deutsche Industrie- und Handelskammer ist eine Körperschaft des öffentlichen 

Rechts. Sie führt ein Dienstsiegel und hat Dienstherreneigenschaft. Sie wird nach § 13c 
errichtet. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer hat ihren Sitz in Berlin.

(2)	 Mitglieder der Deutschen Industrie- und Handelskammer sind die Industrie- und Han-
delskammern. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer kann durch Satzung den 
deutschen Auslandshandelskammern die Möglichkeit einer außerordentlichen Mitglied-
schaft einräumen.

(3)	 Die Kosten ihrer Errichtung und Tätigkeit werden nach näherer Bestimmung einer Bei-
tragsordnung durch Beiträge, Umlagen und Sonderbeiträge von den Industrie- und 
Handelskammern getragen. Außerordentliche Mitglieder nehmen nicht an der Kosten-
tragung nach Satz 1 teil. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer kann für die 
Inanspruchnahme besonderer Anlagen und Einrichtungen oder Tätigkeiten nach nähe-
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rer Bestimmung einer Gebührenordnung Gebühren erheben und den Ersatz von Ausla-
gen verlangen. Darüber hinaus kann sie auch Entgelte verlangen. Sie ist berechtigt, zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben Zuwendungen zu erhalten und zu gewähren. 

(4)	 Die Deutsche Industrie- und Handelskammer ist zur Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
verpflichtet. Der Bundesrechnungshof prüft ihre Haushalts- und Wirtschaftsführung. Die 
Deutsche Industrie- und Handelskammer hat sicherzustellen, dass auch in den Fällen des  
§ 10a Absatz 5 Prüfungs- oder Unterrichtungsrechte des Bundesrechnungshofes bestehen.

(5)	 Die Deutsche Industrie- und Handelskammer ist berechtigt, abweichend von den 
Bestimmungen der Bundeshaushaltsordnung einen Wirtschaftsplan aufzustellen, die 
Bücher nach den Regeln der kaufmännischen Buchführung zu führen und einen Jahres-
abschluss sowie einen Lagebericht nach handelsrechtlichen Grundsätzen zu erstellen. 
Das Nähere ist nach Maßgabe des § 105 Absatz 1 der Bundeshaushaltsordnung durch 
Satzung zu regeln.

§ 10c 
(1)	 Für die Organe der Deutschen Industrie- und Handelskammer gilt § 4 Absatz 1 Nummer 

1 bis 4 entsprechend. 
(2)	 Die Industrie- und Handelskammern bilden die Vollversammlung der Deutschen Indus-

trie und Handelskammer. Das Nähere regelt die Satzung, einschließlich der Rechte der 
außerordentlichen Mitglieder. Die außerordentlichen Mitglieder haben kein Stimmrecht.

(3)	 Die Vollversammlung beschließt, soweit die Satzung nicht etwas anderes bestimmt, über 
die Angelegenheiten der Deutschen Industrie- und Handelskammer. Der ausschließli-
chen Beschlussfassung durch die Vollversammlung unterliegen

	 1. die Satzung,
	 2. Satzungen nach § 10a Absatz 4,
	 3. �die Übernahme von Aufgaben nach § 10a Absatz 8,
	 4. �die Finanzierung der Deutschen Industrie und Handelskammer und deren satzungs-

rechtliche Grundlagen nach § 10b Absatz 3,
	 5. die Satzung nach § 10b Absatz 5 Satz 2,
	 6. �die Feststellung des Wirtschaftsplans und des Jahresabschlusses nach § 10b Absatz 5 

sowie die Erteilung der Entlastung,
	 7. die Satzung nach § 11a Absatz 3 Satz 3 und
	 8. �Fragen, die für die gewerbliche Wirtschaft oder die Arbeit der Deutschen Industrie- 

und Handelskammer, insbesondere bei der Ermittlung des Gesamtinteresses nach  
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§ 10a Absatz 1 unter Berücksichtigung der Beschlusslage in den Industrie- und Han-
delskammern, von grundsätzlicher Bedeutung sind.

(4)	 Das Präsidium der Deutschen Industrie- und Handelskammer besteht aus dem Präsi-
denten und bis zu 32 weiteren Mitgliedern aus den Regionen. Die weiteren Mitglieder 
des Präsidiums werden nach näherer Bestimmung der Satzung durch die Industrie- und 
Handelskammern bestimmt. Die Satzung kann unterschiedliche Stimmrechte innerhalb 
des Präsidiums vorsehen. Dabei kann auch eine regionale Verteilung Berücksichtigung 
finden. Das Präsidium ermittelt im Rahmen der Beschlüsse der Vollversammlung das 
Gesamtinteresse im Sinne des § 10a Absatz 1, soweit dies satzungsgemäß nicht durch 
die Vollversammlung erfolgt ist oder ein Beschluss der Vollversammlung nicht rechtzei-
tig zu erlangen ist. Die Satzung regelt die weiteren Aufgaben des Präsidiums.

(5)	 Die Vollversammlung wählt den Präsidenten sowie aus den Reihen des Präsidiums die 
Vizepräsidenten. Der Präsident ist der Vorsitzende des Präsidiums und der Vollversamm-
lung und beruft jeweils ihre Sitzungen ein. Präsident und Mitglied des Präsidiums kön-
nen nur nach § 5 Absatz 2 wählbare Personen sein, die auch Mitglied der Vollversamm-
lung einer Industrie- und Handelskammer sein müssen. Das Nähere regelt die Satzung 
nach Absatz 3 Satz 2 Nummer 1.

(6)	 Die Satzung kann zusätzlich ein geschäftsführendes Präsidium als weiteres Organ vor-
sehen. Dazu sind die Aufgaben und die Zusammensetzung in der Satzung zu regeln.

(7)	 Der Hauptgeschäftsführer wird auf Vorschlag des Präsidiums durch die Vollversamm-
lung bestellt. Er führt die Geschäfte der Deutschen Industrie- und Handelskammer, ist 
Dienstvorgesetzter und Vorgesetzter der Mitarbeiter und vertritt die Deutsche Indus-
trie- und Handelskammer arbeitsrechtlich. Der Hauptgeschäftsführer kann durch die 
Vollversammlung abberufen werden; das Nähere bestimmt die Satzung. 

(8)	 Präsident und Hauptgeschäftsführer vertreten nach näherer Bestimmung der Satzung 
die Deutsche Industrie- und Handelskammer rechtsgeschäftlich und gerichtlich.

(9)	 § 8 gilt entsprechend.

§ 11 
(1)	 Die Industrie- und Handelskammern unterliegen der Aufsicht des Landes darüber, dass 

sie sich bei Ausübung ihrer Tätigkeit im Rahmen der für sie geltenden Rechtsvorschrif-
ten (einschließlich der Satzung, der Wahl-, Beitrags-, Sonderbeitrags- und Gebühren-
ordnung) halten. Die Aufsicht über den öffentlich-rechtlichen Zusammenschluss wird 
durch die Aufsichtsbehörde des Landes ausgeübt, in dem der Zusammenschluss seinen 
Sitz hat. § 1 Absatz 3a Satz 4 bleibt unberührt.
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(2)	 Die Beschlüsse der Vollversammlung über
	 1. die Satzung nach § 3 Absatz 7a Satz 2,
	 2. die Satzung nach § 4 Satz 2 Nr. 1,
	 3. die Wahl-, Beitrags-, Sonderbeitrags- und Gebührenordnung,
	 4. �die Übertragung von Aufgaben an eine andere Industrie- und Handelskammer und 

die Übernahme dieser Aufgaben,
	 4a. die Übertragung von Aufgaben an die Deutsche Industrie- und Handelskammer,
	 5. �die Bildung öffentlich-rechtlicher Zusammenschlüsse oder die Beteiligung an solchen 

(§ 10) sowie
	 6. �einen 0,8 vom Hundert der Bemessungsgrundlagen nach § 3 Absatz 3 Satz 6 über-

steigenden Umlagesatz bedürfen der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde des 
Landes.

(2a)	Die Satzung nach § 10 Absatz 2 sowie Änderungen der Satzung bedürfen der Genehmi-
gung durch die Aufsichtsbehörde des Landes, in dem der Zusammenschluss seinen Sitz 
hat, sowie durch die Aufsichtsbehörden der beteiligten Kammern.

(2b) Die Aufgabenübertragung durch eine Industrie- und Handelskammer auf andere 
Industrie- und Handelskammern oder auf öffentlich-rechtliche Zusammenschlüsse 
mit Sitz in einem anderen Bundesland sowie die Beteiligung an solchen Zusammen-
schlüssen bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörden der übertragenden und 
der übernehmenden Kammer; im Falle der Übertragung auf einen öffentlich-rechtli-
chen Zusammenschluss ist zusätzlich die Genehmigung der für diesen zuständigen Auf-
sichtsbehörde erforderlich.

(3)	 Rechtsvorschriften, die diesem Gesetz widersprechen, werden aufgehoben; Abschnitt 
I des Gesetzes zur Erhaltung und Hebung der Kaufkraft vom 24. März 1934 (Reichs
gesetzbl. I S. 235) und die Verordnung über die Rechnungslegung und Rechnungsprü-
fung während des Krieges vom 5. Juli 1940 (Reichsgesetzbl. II S. 139) finden auf die 
Industrie- und Handelskammern keine Anwendung.

§ 11a 
(1)	 Die Deutsche Industrie- und Handelskammer unterliegt in entsprechender Anwendung 

des § 11 Absatz 1 Satz 1 der Aufsicht des Bundesministeriums für Wirtschaft und Ener-
gie. Abweichende Regelungen durch oder auf Grund anderer Gesetze bleiben hiervon 
unberührt. Der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde bedürfen die Beschlüsse über

	 1. eine Satzung nach § 10a Absatz 4 Nummer 2 und 3, 
	 2. die Übernahme von Aufgaben nach § 10a Absatz 8,
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	 3. die Beitragsordnung und die Gebührenordnung nach § 10b Absatz 3, 
	 4. die Satzung nach § 10b Absatz 5 Satz 2, 
	 5. die Satzung nach § 10c Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 und
	 6. die Satzung nach Absatz 3 Satz 3.
(2)	 Bekanntmachungen der Deutschen Industrie- und Handelskammer sind im Bundesan-

zeiger zu veröffentlichen.
(3)	 Die Industrie- und Handelskammern sowie ihre Kammerzugehörigen haben gegenüber 

der Deutschen Industrie- und Handelskammer einen Anspruch auf Unterlassung, soweit 
die Deutsche Industrie- und Handelskammer die gesetzlichen Kompetenzen nach § 10a 
überschreitet oder eines ihrer Organe gegen einen Beschluss der Vollversammlung ver-
stößt. Über die Klage entscheidet im ersten Rechtszug das für den Sitz der Deutschen 
Industrie- und Handelskammer örtlich zuständige Verwaltungsgericht. Durch Satzung 
der Deutschen Industrie- und Handelskammer ist ein Beschwerdeverfahren mit einem 
Beschwerdeausschuss einzurichten.

§ 12 
(1)	 Durch Landesrecht können ergänzende Vorschriften erlassen werden über
	 1. �die Errichtung und Auflösung von Industrie- und Handelskammern sowie von öffent-

lich-rechtlichen Zusammenschlüssen,
	 2. die Änderung der Bezirke bestehender Industrie- und Handelskammern,
	 3.	 die für die Ausübung der Befugnisse des § 11 Absatz 1 und 2 zuständigen Behörden,
	 4. �die Aufsichtsmittel, welche erforderlich sind, um die Ausübung der Befugnisse gemäß 

§ 11 Absatz 1 und 2 zu ermöglichen,
	 5. �die Verpflichtung der Steuerveranlagungsbehörden zur Mitteilung der für die Festset-

zung der Beiträge erforderlichen Unterlagen an die Industrie- und Handelskammern,
	 6. �die Verpflichtung der Behörden zur Amtshilfe bei Einziehung und Beitreibung von 

Abgaben (§ 3 Absatz 8),
	 7. �die Prüfung des Jahresabschlusses der Industrie- und Handelskammern,
	 8. ��die Befugnis der Industrie- und Handelskammern zur Führung eines Dienstsiegels.
(2)	 Vor der Entscheidung über Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 sind die Kammer

zugehörigen gemäß § 2 Absatz 1 zu hören.

§ 13 
Die Handelskammern Bremen und Hamburg sind berechtigt, ihre bisherige Bezeichnung 
weiterzuführen.
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§ 13a 
(1)	 Kammerzugehörige, die am 31. Dezember 1993 nach § 2 Absatz 3 und § 3 Absatz 3 Satz 

2 in der am 31. Dezember 1993 geltenden Fassung einer Industrie- und Handelskammer 
angehörten, können nach Maßgabe dieser Vorschriften weiterhin der Industrie- und 
Handelskammer angehören.

(2)	 Wenn das der Beitragserhebung zugrundeliegende Bemessungsjahr vor dem 1. Januar 
1994 liegt, werden die Beiträge auf der Grundlage der am 31. Dezember 1993 geltenden 
Fassung dieses Gesetzes erhoben.

(3)	 Die Beitragsbefreiung in § 3 Absatz 3 Satz 4 ist nur auf Kammerzugehörige anzuwen-
den, deren Gewerbeanzeige nach dem 31. Dezember 2003 erfolgt.

§ 13b 
(1)	 Präsidiumsmitglieder und der Hauptgeschäftsführer einer Industrie- und Handelskam-

mer bleiben auch nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Bestellung ihrer Nachfolger im Amt. 
Entsprechendes gilt für die Mitglieder von Ausschüssen sowie einer Vollversammlung 
bis zur konstituierenden Sitzung einer neuen Vollversammlung. Regelungen in Gesetz 
oder Satzung über das Ausscheiden, insbesondere die Abwahl eines Präsidiumsmitglieds 
oder die Abberufung eines Hauptgeschäftsführers sowie über das Ausscheiden eines 
Ausschussmitglieds oder eines Vollversammlungsmitglieds, bleiben unberührt.

(2)	 Das Präsidium einer Industrie- und Handelskammer kann auch ohne Ermächtigung in 
der Satzung durch Beschluss den Mitgliedern der Vollversammlung oder eines Aus-
schusses ermöglichen,

	 1. �an der Vollversammlung oder Ausschusssitzung ohne Anwesenheit am Versamm-
lungsort teilzunehmen und Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommuni-
kation auszuüben oder

	 2. �ohne Teilnahme an der Vollversammlung oder Ausschusssitzung ihre Stimmen vor 
der Durchführung oder ohne Durchführung der Sitzung in Textform gegenüber dem 
Präsidium abzugeben. Zu einer Sitzung oder Beschlussfassung der Vollversamm-
lung darf abweichend von anderslautenden gesetzlichen oder satzungsrechtlichen 
Bestimmungen in Textform eingeladen werden. In der Einladung ist der Beschluss 
nach Satz 1 bekannt zu geben.

(3)	 Der Präsident einer Industrie- und Handelskammer kann auch ohne Ermächtigung in 
der Satzung durch Beschluss den Mitgliedern des Präsidiums ermöglichen,

	 1. �an der Präsidiumssitzung ohne Anwesenheit am Versammlungsort teilzunehmen und 
Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommunikation auszuüben oder
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	 2. �ohne Teilnahme an der Präsidiumssitzung ihre Stimmen vor der Durchführung oder 
ohne Durchführung der Sitzung in Textform gegenüber dem Präsidenten abzugeben.

	 In der Einladung zur Sitzung oder Beschlussfassung ist der Beschluss nach Satz 1 
bekannt zu geben.

(4)	 In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 oder des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 2
	 1. �ist der jeweilige Beschluss gültig, wenn
		  a) alle Mitglieder beteiligt wurden,
		  b) �mindestens die Hälfte der Mitglieder ihre Stimmen bis zu dem gesetzten Termin in 

Textform oder ihre Stimme in der Sitzung abgegeben haben und
		  c) �der Beschluss mit der nach der jeweiligen Satzung erforderlichen Mehrheit gefasst 

wurde,
	 2. sind die Vorschriften über die Öffentlichkeit von Sitzungen nicht anzuwenden.
(5)	 Die Absätze 1 bis 4 gelten für öffentlich-rechtliche Zusammenschlüsse nach § 10 ent-

sprechend.
(6)	 Die Absätze 1 bis 5 sind ab dem 1. Januar 2023 nicht mehr anzuwenden.

§ 13c
(1)	 Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag e.V. wird zum 1. Januar 2023 zur 

Deutschen Industrie- und Handelskammer durch einen Formwechsel umgewandelt. Die 
Vollversammlung des Deutschen Industrie- und Handelskammertags e.V. hat bis zum 
30. September 2022 mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglieder die Satzung 
nach § 10c Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 zu beschließen und dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie zur Genehmigung vorzulegen. Die Satzung wird mit Beginn des 
Monats wirksam, der auf den Monat folgt, in dem die Satzung genehmigt wird. Ab dem 
nach Satz 3 bestimmten Zeitpunkt kann die in der Satzung vorgesehene Vollversamm-
lung die für die Handlungsfähigkeit der Deutschen Industrie- und Handelskammer 
erforderlichen Beschlüsse fassen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
hat die Genehmigung und den Tag nach Satz 3 im Bundesanzeiger bekannt zu machen.

(2)	 Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag e.V. besteht ab dem nach Absatz 1 Satz 
1 bestimmten Zeitpunkt in der Rechtsform einer bundesunmittelbaren Körperschaft des 
öffentlichen Rechts durch einen Formwechsel als Deutsche Industrie- und Handels-
kammer weiter. Damit verbleiben mit Wirkung zum Zeitpunkt des Absatzes 1 Satz 1 
alle Pflichten und Rechte einschließlich des gesamten Vermögens bei der Deutschen 
Industrie- und Handelskammer. Eine Vermögensauseinandersetzung findet nicht statt. 

(3)	 Der Präsident und der Hauptgeschäftsführer der Deutschen Industrie- und Handels-
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kammer haben den Formwechsel nach Absatz 1 Satz 1 bei dem Vereinsregister, in dem 
der Deutsche Industrie- und Handelskammertag e.V. eingetragen ist, anzumelden und 
die Löschung als eingetragener Verein zu beantragen.

(4)	 Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag e.V. hat zum 31. Dezember 2021 für das 
Jahr 2021 einen Jahresabschluss und zum 30. Juni 2022 für das erste Halbjahr des Jah-
res 2022 einen Zwischenabschluss aufzustellen. Der Jahresabschluss und der Zwischen-
abschluss sind jeweils durch einen Abschlussprüfer nach Maßgabe der Bestimmungen 
des Dritten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des Handelsge-
setzbuchs zu prüfen. Abschlussprüfer können nur ein unabhängiger Wirtschaftsprü-
fer oder eine unabhängige Wirtschaftsprüfungsgesellschaft sein. Der Jahresabschluss 
und der Zwischenabschluss nach Satz 1 sowie jeweils der Prüfungsvermerk und der 
Prüfungsbericht des Abschlussprüfers sind dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie und dem Bundesrechnungshof bis zum 30. September 2022 vorzulegen. Die 
Sätze 1 bis 4 sind auf den Jahresabschluss mit Bilanzstichtag 31. Dezember 2022 mit 
der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass die Vorlage nach Satz 4 bis zum 31. März 
2023 zu erfolgen hat. 

(5)	 Zu dem nach Absatz 1 Satz 1 bestimmten Zeitpunkt sind
	 1. �der amtierende Präsident des Deutschen Industrie- und Handelskammertags e.V. bis zur 

Wahl des Präsidenten der Deutschen Industrie- und Handelskammer deren Präsident, 
	 2. �die amtierenden Mitglieder des Vorstands des Deutschen Industrie- und Handels-

kammertags e.V. bis zur Benennung des Präsidiums der Deutschen Industrie- und 
Handelskammer die Mitglieder des Präsidiums,

	 3. �die amtierenden Vizepräsidenten des Deutschen Industrie- und Handelskammertags 
e.V. bis zur Wahl der Vizepräsidenten der Deutschen Industrie- und Handelskammer 
deren Vizepräsidenten und 

	 4. �der amtierende Hauptgeschäftsführer des Deutschen Industrie- und Handelskam-
mertags e.V. bis zur Bestellung eines Hauptgeschäftsführers der Deutschen Industrie- 
und Handelskammer deren bestellter Hauptgeschäftsführer. 

	 Die erste Wahl des Präsidenten und der Vizepräsidenten sowie die erste Bestellung des 
Hauptgeschäftsführers sollen in der ersten Sitzung der Vollversammlung der Deutschen 
Industrie- und Handelskammer stattfinden.

(6)	 Der bei dem Deutschen Industrie- und Handelskammertag e.V. bestehende Betriebs-
rat nimmt ab dem nach Absatz 1 Satz 1 bestimmten Zeitpunkt übergangsweise die 
Aufgaben eines Personalrats nach dem Personalvertretungsrecht des Bundes wahr. 
Im Rahmen seines Übergangsmandats hat der Betriebsrat insbesondere die Aufgabe, 



Organisationsrecht 25

unverzüglich den Wahlvorstand zur Einleitung der Personalratswahl zu bestellen. Das 
Übergangsmandat des Betriebsrates endet, sobald ein Personalrat gewählt und das 
Wahlergebnis bekannt gegeben worden ist, spätestens jedoch zwölf Monate nach dem 
in Absatz 1 Satz 1 bestimmten Zeitpunkt. Die in dem nach Absatz 1 Satz 1 bestimm-
ten Zeitpunkt bestehenden Betriebsvereinbarungen gelten längstens für die Dauer von 
zwölf Monaten als Dienstvereinbarungen fort, soweit sie nicht durch eine andere Rege-
lung ersetzt werden. Auf die bis zum nach Absatz 1 Satz 1 bestimmten Datum förmlich 
eingeleiteten Beteiligungsverfahren finden bis zu deren Abschluss die Bestimmungen 
des Betriebsverfassungsgesetzes sinngemäß Anwendung. Gleiches gilt für Verfah-
ren vor der Einigungsstelle und den Arbeitsgerichten. Die Sätze 1 bis 3 gelten für die 
Jugend- und Auszubildendenvertretung entsprechend mit der Maßgabe, dass der das 
Übergangsmandat innehabende Betriebsrat unverzüglich nach dem in Absatz 1 Satz 1 
bestimmten Zeitpunkt einen Wahlvorstand und seine vorsitzende Person zur Wahl einer 
Jugend- und Auszubildendenvertretung zu bestimmen hat.

(7)	 Bis zur Umwandlung in die Deutsche Industrie- und Handelskammer nimmt der Deut-
sche Industrie- und Handelskammertag e.V. die Aufgaben nach § 10a wahr. 

(8)	 Die Industrie- und Handelskammern sind verpflichtet, bis zur Errichtung der Deutschen 
Industrie- und Handelskammer Mitglieder des Deutschen Industrie- und Handelskam-
mertags e.V. zu sein. 

(9)	 Der Deutsche Industrie- und Handelskammertag e.V. unterliegt bis zur Errichtung der 
Deutschen Industrie- und Handelskammer der Rechtsaufsicht des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Energie. Darüber hinaus ist bis zu diesem Zeitpunkt die Satzung des 
Deutschen Industrie- und Handelskammertags e.V. in der Fassung vom 25. März 2020 
anzuwenden. Sie darf nur mit Genehmigung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie geändert werden. Die Satzung sowie jede Änderung sind im Bundesanzeiger zu 
veröffentlichen. Der Bundesrechnungshof prüft bis zu diesem Zeitpunkt die Haushalts- 
und Wirtschaftsführung des Deutschen Industrie- und Handelskammertags e.V.

(10)	Die Industrie- und Handelskammern sowie ihre Kammerzugehörigen haben gegenüber 
dem Deutschen Industrie- und Handelskammertag e.V. einen Anspruch auf Unterlas-
sung, soweit der Deutsche Industrie- und Handelskammertag e.V. die gesetzlichen Kom-
petenzen nach § 10a überschreitet. Über die Klage entscheidet im ersten Rechtszug das 
für den Sitz des Deutschen Industrie- und Handelskammertags e.V. örtlich zuständige 
Verwaltungsgericht. § 11a Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend. Die Satzung nach Satz 3 in 
Verbindung mit § 11a Absatz 3 Satz 3 bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.
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§ 13d
(1)	 Wird die Satzung nach § 10c Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 nicht bis zu dem in § 13c Absatz 

1 Satz 2 genannten Stichtag beschlossen und dem Bundesministerium für Wirtschaft 
und Energie zur Genehmigung vorgelegt, hat das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie diese Satzung unverzüglich durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, zu erlassen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die vorgelegte Sat-
zung nicht genehmigungsfähig ist. Wurde die nicht genehmigungsfähige Satzung bis 
spätestens drei Monate vor dem in § 13c Absatz 1 Satz 2 genannten Stichtag vorgelegt, 
so hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie zuvor auf die Umstände der 
fehlenden Genehmigungsfähigkeit hinzuweisen und Gelegenheit zur Nachbesserung bis 
zum Stichtag zu geben.

(2)	 Absatz 1 gilt für die Satzung nach § 10b Absatz 3 Satz 1, die Satzung nach § 10b Absatz 
5 Satz 2 und die Satzung nach § 11a Absatz 3 Satz 3 entsprechend, soweit die Voll-
versammlung der Deutschen Industrie- und Handelskammer diese nicht innerhalb von 
sechs Monaten ab dem in § 13c Absatz 1 Satz 3 bestimmten Zeitpunkt beschließt und 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie zur Genehmigung vorlegt oder diese  
nicht genehmigungsfähig sind. Soweit die Satzung nach § 10c Absatz 3 Satz 2 Nummer 
1 vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie durch Rechtsverordnung nach 
Absatz 1 erlassen wird, so ist für den Beginn der Frist der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Satzung nach § 10c Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 maßgeblich.

§ 14 
Bis zum 31. Dezember 1997 können die Beiträge der Kammerzugehörigen von den Industrie- und 
Handelskammern in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet im Anschluss an 
die in Anlage I Kapitel V Sachgebiet B Abschnitt III Nr. 4 des Einigungsvertrages vom 31. August 
1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 
1000) angegebene Frist abweichend von § 3 Absatz 3 und 4 festgesetzt werden. Die Beitragsord-
nung und der Beitragsmaßstab bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

§ 15 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.
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Gesetz zur Ergänzung und Ausführung des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern (AGIHKG)

vom 25. März 1958 in der in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 701-1-W) veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch § 1 Abs. 314 der Verordnung vom 26. 
März 2019 (GVBl. S. 98)

Art. 1 
(1)	 Zuständig für die Aufsicht über die Industrie- und Handelskammern (§ 11 Abs. 1 und 2 

des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern 
vom 18. Dezember 1956, BGBl. I S. 920) ist das Staatsministerium für Wirtschaft, Lan-
desentwicklung und Energie (Aufsichtsbehörde).

(2)	 Die Aufsichtsbehörde kann nach fruchtloser Anwendung anderer Aufsichtsmittel die 
Vollversammlung auflösen, wenn sich die Industrie- und Handelskammer bei Ausübung 
ihrer Tätigkeit nicht im Rahmen der für sie geltenden Rechtsvorschriften hält. Innerhalb 
von drei Monaten nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Auflösung ist eine Neuwahl 
vorzunehmen. Das bisherige Präsidium führt seine Geschäfte bis zum Amtsantritt eines 
neuen Präsidiums weiter und bereitet die Neuwahl der Vollversammlung vor; die Auf-
sichtsbehörde kann jedoch einen Beauftragten einsetzen, der die Befugnisse der Vollver-
sammlung, des Präsidiums oder beider Organe ausübt.

Art. 2 [aufgehoben] 
 
Art. 3 
(1)	 Für die Rechnungslegung der Industrie- und Handelskammern sind die Vorschriften 

der Bayerischen Haushaltsordnung sinngemäß anzuwenden. Zur Durchführung der 
Rechnungslegung geben sich die Industrie- und Handelskammern Richtlinien für die 
Prüfung der Jahresrechnung. Diese bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(2)	 Die Aufsichtsbehörde bestimmt, welche Stelle die Jahresrechnung prüft.

Art. 4 
Die Industrie- und Handelskammer ist berechtigt, Beamte zu ernennen.
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Art. 5 
Die Industrie- und Handelskammer ist befugt, ein Dienstsiegel mit dem kleinen Staatswap-
pen zu führen.

Art. 6 
(1)	 Zuständig für die Berufung der Beauftragten der Arbeitnehmer im Berufsbildungs-

ausschuss (§ 77 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes – BBiG) ist die Aufsichtsbehörde.
(2)	 Die Beauftragten der Arbeitnehmer sind aus Listen zu berufen, die von den vorschlags-

berechtigten Organisationen (§ 77 Abs. 2 BBiG) bei der Aufsichtsbehörde eingereicht 
werden. Liegen mehrere Vorschlagslisten vor, so sind die Sitze unter billiger Berücksich-
tigung der Minderheiten auf die vorschlagsberechtigten Organisationen anteilmäßig zu 
verteilen. Die Bestellung ist in der Reihenfolge jeder Vorschlagsliste vorzunehmen.

(3)	 Entfällt bei einem Ausschussmitglied eine Voraussetzung für seine Bestellung oder stellt 
sich nachträglich heraus, dass sie nicht vorgelegen hat, so ist es als Mitglied abzuberufen.

Art. 7 
(1)	 Die Industrie- und Handelskammern haben die Aufgabe, natürliche Personen als Sach-

verständige nach § 36 der Gewerbeordnung und den hierzu ergangenen Vorschriften 
öffentlich zu bestellen und zu vereidigen.

(2)	 Die Industrie- und Handelskammern sind ermächtigt, für Sachverständige nach Abs. 1  
durch Satzung die in § 36 Abs. 3 der Gewerbeordnung genannten Vorschriften zu 
erlassen, soweit nicht die Staatsregierung von der Ermächtigung nach § 36 Abs. 3 der 
Gewerbeordnung Gebrauch gemacht hat.

Art. 8 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Industrie- und Handelskam-
mern zu errichten, aufzulösen oder ihre Bezirke zu ändern, wenn dies zur besseren Durchfüh-
rung der in § 1 des Bundesgesetzes genannten Aufgaben geboten erscheint. Die Auflösung 
hat im Weg der Vereinigung mit einer anderen Industrie- und Handelskammer zu erfolgen; 
diese ist Rechtsnachfolgerin der aufgelösten Kammer. Werden Kammerbezirke geändert, so 
muss eine Vermögensauseinandersetzung stattfinden; können sich die beteiligten Kammern 
hierüber nicht einigen, so entscheidet die Aufsichtsbehörde.
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Art. 9 
Die Aufsichtsbehörde wird ermächtigt, im Einvernehmen mit den fachlich zuständigen 
Staatsministerien durch Rechtsverordnung den Industrie- und Handelskammern nach deren 
Anhörung weitere Aufgaben zu übertragen.

Art. 10 
(1)	 Dieses Gesetz tritt am 1. April 1958 in Kraft.
(2)	 Es gelten folgende Übergangsvorschriften:
	 1. �Anträge auf Bestellung als Sachverständiger, die vor dem Außerkrafttreten des Sach-

verständigengesetzes bei der zuständigen Regierung eingegangen sind, werden von 
dieser nach dem bisherigen Recht verbeschieden.

	 2. �Für die Aufsicht über Sachverständige, die auf Grund des Sachverständigengeset-
zes öffentlich bestellt und beeidigt worden sind, sowie für Rücknahme und Widerruf 
einer solchen Bestellung ist die Industrie- und Handelskammer zuständig, in deren 
Bezirk der Sachverständige seine Hauptniederlassung hat. 

	 3. �Die nach Art. 7 Abs. 2 dieses Gesetzes erlassene Satzung gilt auch für Sachverstän-
dige, die auf Grund des Sachverständigengesetzes öffentlich bestellt und beeidigt 
worden sind, mit Ausnahme der Bestimmungen über das Erlöschen der Bestellung. 
In der Satzung nach Art. 7 Abs. 2 dieses Gesetzes können die Industrie- und Han-
delskammern ein vereinfachtes Verfahren zur Bestellung von solchen Sachverständi-
gen regeln, die für das betroffene Sachgebiet bereits von einer Regierung öffentlich 
bestellt und beeidigt wurden. 

	 4. �Die öffentliche Bestellung eines von einer Regierung bestellten Sachverständigen 
erlischt, wenn

	 a) �der Sachverständige auf die Bestellung verzichtet oder seine Hauptniederlassung 
oder seinen Hauptwohnsitz aus dem Gebiet des Freistaates Bayern verlegt; 

	 b) �die Industrie- und Handelskammer die öffentliche Bestellung zurücknimmt oder 
widerruft.
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Satzung der IHK Würzburg-Schweinfurt

vom 14. Dezember 2006 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2007, Heft 3, S. 64),
zuletzt geändert am 21. Juli 2022 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2022, Heft 9, S. 38)

Artikel 1 Name, IHK-Bezirk, Sitz, Aufgaben
(1)	 Die IHK führt die Bezeichnung „IHK Würzburg-Schweinfurt“ und umfasst den Regie-

rungsbezirk Unterfranken außer der Stadt und dem Landkreis Aschaffenburg und dem 
Landkreis Miltenberg.

(2)	 Die IHK hat ihren Sitz in Würzburg. Sie unterhält eine Geschäftsstelle in Schweinfurt.
(3)	 Die IHK hat nach § 1 Abs. 1 IHKG in der jeweils geltenden Fassung insbesondere folgende 

Aufgaben: 
	 a) �das Gesamtinteresse der ihr zugehörigen Gewerbetreibenden ihres Bezirkes, ein-

schließlich der Gesamtverantwortung der gewerblichen Wirtschaft, die auch Ziele 
einer nachhaltigen Entwicklung umfassen kann, auf regionaler, nationaler, europä-
ischer und internationaler Ebene wahrzunehmen, 

	 b) �für die Förderung der gewerblichen Wirtschaft ihres Bezirkes zu wirken, 
	 c) �für die Wahrung von Anstand und Sitte der ehrbaren Kaufleute, einschließlich deren 

sozialer und gesellschaftlicher Verantwortung, zu wirken und dabei stets die wirt-
schaftlichen Interessen einzelner Gewerbezweige oder Betriebe abwägend und aus-
gleichend zu berücksichtigen, 

	 d) �durch Vorschläge, Gutachten und Berichte die Behörden zu unterstützen und zu beraten, 
	 e) �das Recht, zu den im Gesamtinteresse der ihr zugehörigen Gewerbetreibenden lie-

genden wirtschaftspolitischen Angelegenheiten ihres Bezirkes in behördlichen oder 
gerichtlichen Verfahren sowie gegenüber der Öffentlichkeit Stellung zu nehmen.

(4)	 Im Rahmen der Aufgabenerledigung unterhält die IHK Fach- und Regionalausschüsse.  
Regionalausschüsse sind die Bezirksausschüsse Würzburg und Schweinfurt und 
die IHK-Gremialausschüsse in den Landkreisen Bad Kissingen, Haßberge, Kitzingen, 
Main-Spessart und Rhön-Grabfeld.

Artikel 2 Vollversammlung
(1)	 Die Vollversammlung besteht aus 80 bis zu 88 Mitgliedern. Die Wahl der Mitglieder 

sowie die Dauer und vorzeitige Beendigung der Mitgliedschaft regelt die Wahlordnung.
(2)	 Die Vollversammlung entscheidet, unbeschadet der §§ 79, 80 Berufsbildungsgesetz, 
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über Fragen, die für die kammerzugehörige gewerbliche Wirtschaft oder die Arbeit der 
IHK von grundsätzlicher Bedeutung sind.

(3)	 Der Beschlussfassung der Vollversammlung bleibt außer den ihr durch das IHKG zuge-
wiesenen Aufgaben insbesondere vorbehalten:

	 a)	die Errichtung von Geschäftsstellen,
	 b)	�die Errichtung von Fach- und Regionalausschüssen, mit Ausnahme des Berufsbil-

dungsausschusses,
	 c)	die Errichtung von Einigungsstellen,
	 d)	die Errichtung von Ehrengerichten und Schiedsgerichten,
	 e)	der Erlass des Finanzstatuts,
	 f)	 der Erlass von Vorschriften über öffentlich bestellte und vereidigte Sachverständige,
	 g)	der Erlass einer Geschäftsordnung der IHK,
	 h)	die Gründung von und Beteiligung an Gesellschaften,
	 i)	 die Wahl der Rechnungsprüfer,
	 j)	� die wesentlichen personalwirtschaftlichen Grundsätze, insbesondere die allgemeinen 

Grundlagen der Gehaltsfindung.
(3a)	Über die aufgrund des Berufsbildungsgesetzes von der IHK zu erlassenden Vorschriften 

für die Durchführung der Berufsausbildung beschließt der Berufsbildungsausschuss. 
Diese Beschlüsse bedürfen der Zustimmung der Vollversammlung, wenn zu ihrer 
Durchführung die für die Berufsbildung im laufenden Wirtschaftsplan vorgesehenen 
Mittel nicht ausreichen oder in folgenden Geschäftsjahren Mittel bereitgestellt werden 
müssen, die die Ausgaben für die Berufsbildung des laufenden Wirtschaftsplans nicht 
unwesentlich übersteigen.

(4)	 Die Mitglieder der Vollversammlung sind Vertreter der gesamten gewerblichen Wirt-
schaft des IHK-Bezirks und an Aufträge und Weisungen nicht gebunden.

(5)	 Die Mitglieder der Vollversammlung haben über alle Mitteilungen, Tatsachen oder Ver-
handlungen, die ihrer Natur nach vertraulich sind oder als vertraulich bezeichnet werden, 
Stillschweigen zu bewahren. Sie sind vor Aufnahme ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit vom 
Präsidenten hierzu und zu einer objektiven Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu verpflichten.

Artikel 3 Sitzungen und Beschlüsse der Vollversammlung
(1)	 Die Vollversammlung wird vom Präsidenten nach Bedarf, mindestens jedoch zweimal 

jährlich, zu einer ordentlichen Sitzung einberufen. Die Vollversammlung ist vom Präsi-
denten zu einer außerordentlichen Sitzung einzuberufen, wenn ein Viertel ihrer Mitglie-
der es schriftlich unter Angabe des Beratungsgegenstandes verlangt.
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(2)	 Die Einladung der Vollversammlung erfolgt schriftlich oder elektronisch mindestens 
zwei Wochen vor der Sitzung und unter Mitteilung der Tagesordnung. In eiligen Fäl-
len genügt eine kürzere Einladungsfrist. Die Tagesordnung wird vom Präsidenten mit 
Unterstützung der Geschäftsführung aufgestellt und hat alle bis zur Einladung vorlie-
genden Anträge zu berücksichtigen. 

(3)	 Die Mitglieder der Vollversammlung haben es rechtzeitig mitzuteilen, wenn sie an einer 
Sitzung nicht teilnehmen können; eine Vertretung ist unzulässig.

(4)	 Den Vorsitz in der Vollversammlung führt der Präsident, bei seiner Verhinderung einer der 
Vizepräsidenten, bei deren Verhinderung ein vom Präsident beauftragtes Präsidialmitglied.

(5)	 Außerhalb der Tagesordnung dürfen Anträge und Eingaben nur behandelt werden, wenn 
sie mindestens eine Woche vor der Sitzung der Vollversammlung bei der IHK-Geschäfts-
führung eingegangen sind oder wenn zwei Drittel der anwesenden Mitglieder zustimmen.

(6)	 Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder 
anwesend ist oder bei einer geringeren Zahl von anwesenden Mitgliedern die Beschluss-
fähigkeit nicht angezweifelt wurde. Sollte nach Feststellung der Beschlussunfähigkeit 
eine weitere Sitzung mit derselben Tagesordnung erforderlich sein, so kann diese nach 
einer mindestens halbstündigen Unterbrechung im Anschluss an die einberufene Sit-
zung stattfinden, sofern in der Einladung zu der ersten Sitzung auf diese Möglichkeit 
hingewiesen wurde. Die Vollversammlung ist dann ohne Rücksicht auf die Zahl der 
anwesenden Mitglieder beschlussfähig.

(7)	 Für Beschlüsse der Vollversammlung ist die einfache Mehrheit der anwesenden Mitglie-
der erforderlich; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

(8)	 Zu den Beschlüssen über eine Änderung von Satzung und Wahlordnung ist eine Mehr-
heit von zwei Dritteln der erschienenen Mitglieder, mindestens aber die einfache Mehr-
heit aller Mitglieder der Vollversammlung notwendig.

(9)	 Über die Art der Abstimmung entscheidet die Vollversammlung durch mündliche 
Abstimmung. Wahlen erfolgen grundsätzlich geheim, es sei denn, mindestens drei Vier-
tel der anwesenden Mitglieder stimmen einer offenen Wahl zu. Alle Abstimmungen ein-
schließlich der Wahlen können auch unter Zuhilfenahme elektronischer Abstimmungs-
systeme durchgeführt werden. Das verwendete System muss dem Stand der Technik 
entsprechen und auch geheime Wahlen und Abstimmungen gewährleisten. 

(10)	Die Sitzungen der Vollversammlung sind nicht öffentlich. Die Vollversammlung kann 
jedoch im Einzelfall darüber entscheiden, ob die Verhandlungen der Vollversammlung 
ganz oder teilweise öffentlich gehalten werden sollen. Der Präsident kann zu den Sit-
zungen Gäste einladen.
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(11)	Der Regionalsprecher der Wirtschaftsjunioren Unterfranken, der einem der bei der IHK 
Würzburg-Schweinfurt organisierten Wirtschaftsjuniorenkreis angehört oder ein von 
ihm benannter Vertreter aus einem bei der IHK Würzburg-Schweinfurt organisierten 
Wirtschaftsjuniorenkreis hat das Recht, an allen Sitzungen der Vollversammlung mit 
Antragsrecht teilzunehmen. Er wird zu den Sitzungen unter Mitteilung der Tagesord-
nung eingeladen.

(12)	Vorsitzende von IHK-Gremialausschüssen, die nicht Mitglieder der Vollversammlung 
sind, haben das Recht, an allen Sitzungen der Vollversammlung ohne Stimmrecht teil-
zunehmen; sie werden zu den Sitzungen unter Mitteilung der Tagesordnung eingeladen.

(13)	Über die Beratungen und Beschlüsse der Vollversammlung ist eine Niederschrift auf-
zunehmen, die vom Vorsitzenden und dem Hauptgeschäftsführer zu unterzeichnen ist. 
Abweichende Meinungen sind auf Antrag in der Niederschrift festzuhalten.

(14)	Die Niederschriften sind so lange aufzubewahren, bis sie dem Bayerischen Wirtschafts-
archiv übergeben werden müssen. Die IHK kann zuvor eine Kopie der Niederschrift zur 
eigenen und dauerhaften Aufbewahrung anfertigen, ohne dass sie verpflichtet wäre, die 
für das Bayerische Wirtschaftsarchiv vorgeschriebenen technischen Voraussetzungen 
schaffen zu müssen.

Artikel 3a �Virtuelle Teilnahme an Sitzungen und  
Beschlussfassungen der Vollversammlung

(1)	 Sitzungen der Vollversammlung finden im Regelfall in Präsenz statt. Ist die physische 
Anwesenheit einzelner oder aller Mitglieder der Vollversammlung ausgeschlossen oder 
erheblich erschwert, kann das Präsidium beschließen, Mitgliedern der Vollversammlung 
die Möglichkeit einzuräumen, ohne Anwesenheit am Versammlungsort im Wege der 
elektronischen Kommunikation an der Sitzung teilzunehmen. Es kann auch beschließen, 
dass die Sitzung ausschließlich im Wege der elektronischen Kommunikation durchge-
führt wird. Ein Beschluss nach S. 1 oder 2 kann auch außerhalb einer Sitzung schriftlich 
oder in elektronischer Form gefasst werden. 

(2)	 Die Einladung zu einer Sitzung nach Abs. 1 S. 1 oder S. 2 muss ergänzend zu Art. 3 Abs. 2 
Hinweise zum technischen Zugang und zur Authentifizierung enthalten. Die Zugangsdaten 
müssen rechtzeitig vor der Sitzung zur Verfügung gestellt werden. Die Mitglieder der Voll-
versammlung sind verpflichtet, Daten über Zugang und Authentifizierung zur elektronischen 
Kommunikation unter Verschluss zu halten und keinem Dritten zugänglich zu machen. 

(3)	 In der Sitzung nach Abs. 1 muss technisch sichergestellt sein, dass die im Wege der 
elektronischen Kommunikation teilnehmenden Mitglieder während der Sitzung An-
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wesenheits-, Rede-, Antrags- und Stimmrecht ausüben können. Die Gültigkeit von 
Beschlüssen und Wahlen der Vollversammlung wird über die in § 6 Abs. 4 der Wahlord-
nung geregelten Gründe hinaus auch nicht dadurch berührt, dass durch eine technische 
Störung einzelne Mitglieder der Vollversammlung im Wege der elektronischen Kommu-
nikation in der Wahrnehmung der in S. 1 geregelten Rechte beeinträchtigt sind, soweit 
nach Art. 3 Abs. 6 nicht die Beschlussfähigkeit entfällt. 

(4)	 In Sitzungen nach Abs. 1 soll die Beschlussfassung unter Zuhilfenahme elektronischer 
Abstimmungssysteme nach Art. 3 Abs. 9 durchgeführt werden.

Artikel 4 Präsidium
(1)	 Das Präsidium besteht aus dem Präsidenten, zwei Vizepräsidenten und zwölf weiteren Prä-

sidialmitgliedern. Sie werden von der Vollversammlung für die Dauer der Wahlperiode aus 
ihrer Mitte gewählt. Die Wiederwahl ist zulässig. Eine vorzeitige Abwahl einzelner Mitglieder 
ist aus wichtigem Grund durch einfachen Mehrheitsbeschluss der Vollversammlung zulässig.

(2)	 Der Präsident soll im Turnus einer Wahlperiode aus dem Bereich der Stadt und des 
Landkreises Würzburg (Bezirk Würzburg), der Stadt und des Landkreises Schweinfurt 
(Bezirk Schweinfurt) und der Gremialbezirke gewählt werden. Zu einer Wiederwahl ist 
Zweidrittelmehrheit erforderlich.

(3)	 Die Vizepräsidenten werden aus den Bezirken gewählt, die nicht den Präsidenten stellen.
(4)	 Die Mitglieder des Präsidiums sollen zu je einem Drittel aus dem Bezirk Würzburg, dem 

Bezirk Schweinfurt und den Gremialbezirken gewählt werden.
(5)	 Beim Ausscheiden eines Mitgliedes des Präsidiums während der Wahlperiode soll für 

den Rest der Amtsdauer eine Nachwahl erfolgen.
(6)	 Das Präsidium erfüllt die ihm obliegenden Aufgaben bis zur Wahl eines neuen Präsidi-

ums durch die Vollversammlung.
(7)	 Die Vizepräsidenten und die weiteren Mitglieder des Präsidiums unterstützen den Präsi-

denten in seiner Amtsführung.
(8)	 Das Präsidium ist das beschließende Organ der IHK, soweit Gesetz oder Satzung dies 

nicht der Vollversammlung oder dem Berufsbildungsausschuss vorbehalten. Das Prä-
sidium kann aus seinem Kreis Unterausschüsse bilden. Duldet die Beschlussfassung 
über eine Angelegenheit wegen ihrer Eilbedürftigkeit keinen Aufschub, so kann über sie 
das Präsidium an Stelle der an sich zuständigen Vollversammlung beschließen, soweit 
es sich dabei nicht um eine durch § 4 Abs. 2 IHKG der ausschließlichen Zuständigkeit 
der Vollversammlung vorbehaltene Aufgabe handelt. Der Vollversammlung ist in ihrer 
nächsten ordentlichen Sitzung darüber zu berichten.
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(9)	 Der Präsident ist Vorsitzender von Vollversammlung und Präsidium und Sprecher der 
gewerblichen Wirtschaft im IHK-Bezirk. Der Präsident beruft die Sitzungen des Präsidi-
ums unter Angabe der Tagesordnung ein und führt in ihnen den Vorsitz. Art. 3 Abs. 4 gilt 
entsprechend.

(10)	Das Präsidium ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwe-
send ist. Für die Abstimmung im Präsidium gelten die Bestimmungen des Art. 3 Abs. 7, 
9 und Art. 3a entsprechend. Bei besonderer Eilbedürftigkeit kann das Präsidium auch 
im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn kein Mitglied widerspricht. S. 3 gilt nicht 
für Beschlüsse, die nach § 4 Abs. 2 IHKG der ausschließlichen Zustimmung der Vollver-
sammlung vorbehalten sind.

(11)	Der Präsident kann Mitgliedern des Präsidiums die Möglichkeit einräumen, ohne Anwe-
senheit am Versammlungsort im Wege der elektronischen Kommunikation an der Sit-
zung teilzunehmen. Er kann auch zu einer Sitzung einladen, die ausschließlich im Wege 
der elektronischen Kommunikation durchgeführt wird. Die Einladung zu einer Sitzung 
nach S. 1 oder 2 muss Hinweise zum technischen Zugang und zur Authentifizierung 
enthalten, Art. 3a Abs. 2 S. 2 und 3 gilt entsprechend. Bei besonderer Eilbedürftigkeit 
kann das Präsidium auch im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn kein Mitglied 
widerspricht, der Beschluss kann auch in schriftlicher oder elektronischer Form gefasst 
werden. S. 4 gilt nicht für Beschlüsse nach Abs. 8 S. 3.

Artikel 5 Ehrenpräsident, Ehrenmitglieder der Vollversammlung
(1)	 Durch Beschluss der Vollversammlung kann jeweils ein besonders verdienter IHK-Präsi-

dent nach seinem Ausscheiden aus der Vollversammlung zum Ehrenpräsidenten beru-
fen werden.

(2)	 Ehemalige Vollversammlungsmitglieder, die sich durch langjährige Tätigkeit im Präsi-
dium oder durch die Leitung von Ausschüssen besondere Verdienste erworben haben, 
können, auch wenn sie die Voraussetzung der Wählbarkeit in die Vollversammlung 
gemäß § 5 Abs. 2 IHKG nicht mehr erfüllen, durch Beschluss der Vollversammlung zu 
Ehrenmitgliedern der Vollversammlung berufen werden.

(3)	 Die Ehrenpräsidentschaft oder Ehrenmitgliedschaft in der Vollversammlung erlischt 
durch Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte oder Aberkennung von Grundrechten oder 
Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter.

(4)	 Der Ehrenpräsident und die Ehrenmitglieder der Vollversammlung sind zu den öffent-
lichen und repräsentativen Veranstaltungen der IHK einzuladen. Sie haben das Recht, 
an den Sitzungen der Vollversammlung ohne Stimmrecht teilzunehmen. Sie können zu 
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allen Ausschüssen und Arbeitskreisen der IHK Würzburg-Schweinfurt als ordentliches 
Mitglied berufen werden.

(5)	 Über die Berufung als Ehrenpräsident oder als Ehrenmitglied der Vollversammlung wird 
eine vom Präsidenten und Hauptgeschäftsführer der IHK zu unterzeichnende Ehrenur-
kunde ausgestellt.

Artikel 6 Vertretung der IHK
(1)	 Der Präsident und der Hauptgeschäftsführer vertreten gemeinsam die IHK rechtsge-

schäftlich und gerichtlich.
(1a) 	In Vereinen, Gesellschaften, Organisationen und sonstigen Zusammenschlüssen wird 

die IHK durch Präsident oder Hauptgeschäftsführer vertreten. Sind beide bei Abstim-
mungen anwesend, führt der Präsident die Stimme; ist der Präsident nicht anwesend, 
führt der Hauptgeschäftsführer die Stimme. Die Erteilung von Vollmachten ist zuläs-
sig. Bei Abstimmungen über Fragen von grundsätzlicher Bedeutung ist Art. 2 Abs. 2 
zu beachten; bei Eilbedürftigkeit kann auf Art. 4 Abs. 8 S. 3 zurückgegriffen werden. 
Im Übrigen sind Präsident und Hauptgeschäftsführer befugt, bestehende Beschlüsse 
der zuständigen IHK-Organe zu konkretisieren und Positionen aus diesen Beschlüssen 
abzuleiten.

(2)	 Der Präsident wird bei Verhinderung durch einen Vizepräsidenten vertreten, der Haupt-
geschäftsführer durch einen der zwei stellvertretenden Hauptgeschäftsführer. Sie sind 
dabei an die Beschlüsse der Vollversammlung und, soweit die Satzung dies vorsieht, des 
Präsidiums gebunden.

(3)	 Für die laufenden Verwaltungsgeschäfte ist der Hauptgeschäftsführer allein vertre-
tungsberechtigt. Er kann seine Vertretungsberechtigung delegieren.

(4)	 Die rechtsgeschäftliche und gerichtliche Vertretung des Bezirkes Schweinfurt in eigenen 
Angelegenheiten ist in Art. 9 Abs. 3 geregelt.

Artikel 7 Ausschüsse
(1)	 Die IHK errichtet gemäß § 77 Berufsbildungsgesetz einen Berufsbildungsausschuss. Das 

Verfahren und die Aufgaben richten sich nach den §§ 77 bis 80 des Berufsbildungs-
gesetzes. Die Bestimmungen des Berufsbildungsgesetzes bleiben von den Abs. 1 bis 3 
unberührt. Die Beauftragten der Arbeitgeber werden vom Präsidium vorgeschlagen.

(2)	 Die Mitglieder der Ausschüsse (Art. 2 Abs. 3 Buchst. b), mit Ausnahme der regionalen 
Ausschüsse der Vollversammlung und des Berufsbildungsausschusses, werden für die 
Dauer der Wahlperiode vom Präsidium berufen und von der Vollversammlung bestätigt. 
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Die Berufung von Stellvertretern ist zulässig. Das Präsidium kann auch Personen beru-
fen, die nach § 5 Abs. 2 IHKG nicht wählbar sind. Im Bedarfsfall können Sachverständige 
zu den Ausschusssitzungen zugezogen werden. Der Vorsitzende soll Mitglied der Voll-
versammlung sein.

(2a) 	Die Mitglieder der Ausschüsse wählen aus ihrer Mitte den Vorsitzenden und einen oder 
mehrere Stellvertreter. Art. 3 Abs. 9 S. 2 gilt entsprechend. Eine Wiederwahl ist zulässig. 
Die Amtszeit der Mitglieder der Ausschüsse beginnt mit der konstituierenden Sitzung 
und endet mit der konstituierenden Sitzung des neuen Ausschusses.

(2b) Die Ausschüsse haben beratende Funktion gegenüber der Vollversammlung und ande-
ren Organen der IHK sowie gegenüber der Geschäftsführung der IHK. Sie sind berech-
tigt, sich in Abstimmung mit dem Hauptgeschäftsführer im Namen der IHK oder als 
Ausschuss der IHK gegenüber Dritten oder der Öffentlichkeit zu äußern, soweit sich die 
Äußerungen im Rahmen bestehender Positionen der IHK halten.

(3)	 Für die Einladung zu den Sitzungen und Abstimmung in den Ausschüssen gelten die 
Vorschriften der Art. 3 und 3a der Satzung sinngemäß. § 80 Berufsbildungsgesetz bleibt 
unberührt.

Artikel 8 Bezirksausschüsse
(1)	 Die im Bezirk Würzburg (Stadt und Landkreis) und Schweinfurt (Stadt und Landkreis) 

ansässigen Mitglieder der Vollversammlung bilden den Bezirksausschuss Würzburg bzw. 
Schweinfurt.

(2)	 Der Vorsitz im Bezirksausschuss wird von den im Bezirk ansässigen Präsidenten oder 
Vizepräsidenten ausgeübt.

Artikel 9 Aufgaben des Bezirks Schweinfurt
(1)	 Der Bezirk Schweinfurt erledigt in enger Abstimmung mit der Hauptgeschäftsstelle 

seine Angelegenheiten selbständig. Art. 14 Abs. 2 S. 1 und 2 bleiben unberührt.
(2)	 Der Bezirk hat in seinem Bereich die in § 1 des IHKG bestimmten Aufgaben zu erfüllen.
(3)	 Der Bezirk Schweinfurt handelt ausschließlich in seinen eigenen Angelegenheiten ver-

tretungsweise durch den in seinem Bezirk ansässigen Präsidenten oder Vizepräsidenten 
und seinen Geschäftsführer.

Artikel 10 Aufgaben und Bezirke der Gremialausschüsse
(1)	 Die Gremialausschüsse sind Untergliederungen der IHK für bestimmte Bezirke. Sie 

haben die Aufgabe, die wirtschaftlichen Interessen ihrer Bezirke im Rahmen der von der 
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Vollversammlung beschlossenen Richtlinien wahrzunehmen und die IHK bei ihrer Arbeit 
zu unterstützen.

(2)	 In jedem Landkreis des IHK-Bezirks, mit Ausnahme der Landkreise Würzburg und 
Schweinfurt, besteht ein Gremialausschuss. Die Bezeichnung des Gremialausschusses 
richtet sich nach der Bezeichnung des Landkreises.

(3)	 Neugliederungen der Gremialausschüsse bleiben der Vollversammlung nach Anhören 
der Beteiligten vorbehalten.

Artikel 11 Gremialausschüsse
Die IHK-Zugehörigen, welche innerhalb eines Gremialbezirks ihren Sitz oder eine Betriebs-
stätte haben, wählen für die Dauer der Wahlperiode der Vollversammlung einen Ausschuss; 
das Nähere bestimmt die Wahlordnung.

Artikel 12 Geschäftsführung und Sitzungen der Gremialausschüsse
(1)	 Die Mitglieder der Gremialausschüsse wählen einen Vorsitzenden und einen oder meh-

rere Stellvertreter. Eine Wiederwahl ist zulässig. Art. 3 Abs. 9 S. 2 gilt entsprechend.
(2)	 Die laufenden Geschäfte jedes Gremialausschusses werden durch den Vorsitzenden 

oder seinen Stellvertreter geführt, die bei ihrer Geschäftsführung von einem hauptamt-
lichen IHK-Mitarbeiter unterstützt werden. Der Vorsitzende kann einzelnen Mitgliedern 
die Bearbeitung besonderer Angelegenheiten übertragen.

(3)	 Die Sitzungen der Gremialausschüsse finden nach Bedarf statt. Eine Sitzung muss ein-
berufen werden, wenn ein Viertel der Mitglieder die Einberufung beim Vorsitzenden 
unter Angabe der gewünschten Tagesordnung schriftlich beantragt.

(4)	 Die Einladung zur Sitzung ergeht durch den Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter 
mindestens eine Woche vor der Sitzung. In eiligen Fällen genügt eine kürzere Einla-
dungsfrist. Der Einladung ist eine Tagesordnung beizufügen. Über Angelegenheiten, die 
nicht auf der Tagesordnung stehen, kann nur mit Zustimmung von zwei Dritteln der 
anwesenden Mitglieder Beschluss gefasst werden.

(4a) 	Der Vorsitzende oder sein Stellvertreter kann Mitgliedern des jeweiligen Gremialaus-
schusses die Möglichkeit einräumen, ohne Anwesenheit am Versammlungsort im Wege 
der elektronischen Kommunikation an der Sitzung teilzunehmen. Er kann auch zu einer 
Sitzung einladen, die ausschließlich im Wege der elektronischen Kommunikation durch-
geführt wird. Die Einladung zu einer Sitzung nach S. 1 oder 2 muss Hinweise zum tech-
nischen Zugang und zur Authentifizierung enthalten. Für die Abstimmung gelten die 
Bestimmungen des Art. 3 Abs. 7, 9 und Art. 3a entsprechend.
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(5)	 Die Gremialausschusssitzungen werden vom Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter 
geleitet. Der Gremialausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mit-
glieder erschienen ist. Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der erschie-
nenen Mitglieder gefasst. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Über die Art der Abstimmung entscheidet 
der Gremialausschuss durch mündliche Abstimmung.

(6)	 Zur Behandlung wichtiger Angelegenheiten kann aufgrund eines Beschlusses des Präsi-
diums die Einladung zu einer Sitzung des Gremialausschusses auch vom IHK-Präsiden-
ten oder seinem Stellvertreter ausgehen. Eine solche Sitzung wird vom Präsidenten oder 
seinem Stellvertreter geleitet.

(7)	 An den vom Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter geleiteten Sitzungen der Gremi-
alausschüsse können auch Vertreter der IHK ohne Stimmrecht teilnehmen. Die IHK ist 
daher von den Sitzungsterminen rechtzeitig zu verständigen. Auch ist ihr über wichti-
ge Beschlüsse zu berichten. Die von den Gremialausschüssen bei der Erledigung ihrer 
Tätigkeit entstehenden unvermeidbaren Kosten werden von der IHK getragen.

Artikel 13 Ehrenamtliche Tätigkeit
Die Mitglieder des Präsidiums, der Vollversammlung und der Fach- und Regionalausschüsse 
versehen ihr Amt als Ehrenamt. Auslagen können erstattet werden. § 77 Abs. 3 Berufsbil-
dungsgesetz bleibt unberührt.

Artikel 14 Geschäftsführung
(1)	 Das Präsidium bestellt für den Hauptgeschäftsführer zwei Stellvertreter, von denen 

einer der Geschäftsführer des Bezirks Schweinfurt ist.
(2)	 Der Hauptgeschäftsführer ist den Organen der Kammer für die ordnungsgemäße 

Durchführung der übertragenen Aufgaben verantwortlich. Der Hauptgeschäftsführer 
leitet entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen und der IHK-Satzung die Hauptge-
schäftsstelle und die Geschäftsstellen und ist Dienstvorgesetzter aller IHK-Mitarbeiter. 
Der Hauptgeschäftsführer ist berechtigt, an den Sitzungen von Präsidium und Vollver-
sammlung teilzunehmen.

(2a) 	Die Wahrnehmung des Gesamtinteresses der gewerblichen Wirtschaft im IHK-Bezirk 
durch den Hauptgeschäftsführer erfolgt im Rahmen der von der Vollversammlung 
beschlossenen Richtlinien sowie unter Beachtung der Beschlüsse der Vollversammlung 
und des Präsidiums. Er kann damit auch die Geschäftsführung und weitere Mitarbeiter 
der IHK beauftragen.
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(3)	 Das Präsidium kann weitere Geschäftsführer bestellen.
(4)	 Der Hauptgeschäftsführer, seine Stellvertreter und die Geschäftsführer müssen die not-

wendige Vorbildung und die ihren Aufgaben entsprechenden Sachkenntnisse besitzen.
(5)	 Die stellvertretenden Hauptgeschäftsführer und die Geschäftsführer unterstehen 

dem Hauptgeschäftsführer. Für den Fall, dass dieser verhindert ist, unterstehen die 
Geschäftsführer seinen Stellvertretern.

Artikel 15 Dienstverträge
(1)	 Alle Anstellungsverhältnisse sind durch schriftliche Verträge zu regeln. Über den 

Anstellungsvertrag des Hauptgeschäftsführers und seiner Stellvertreter entscheidet das 
Präsidium. Die Einstellung und Entlassung weiterer Geschäftsführer erfolgt auf Vor-
schlag des Hauptgeschäftsführers im Einvernehmen mit dem Präsidenten. Sie bedarf 
der Zustimmung des Präsidiums. Die Einstellung und Entlassung weiterer Mitarbeiter 
erfolgt durch den Hauptgeschäftsführer.

(2)	 Die Einstellung und Entlassung von Mitarbeitern in der Geschäftsstelle Schwein-
furt erfolgt durch den Hauptgeschäftsführer auf Vorschlag des Geschäftsführers der 
Geschäftsstelle Schweinfurt als ihrem Dienstvorgesetzten.

(3)	 Alle Einstellungen erfolgen im Rahmen des im Wirtschaftsplan enthaltenen Personal
etats. Zuständig für Personalangelegenheiten der Geschäftsführung ist der Etataus-
schuss des Präsidiums.

(4)	 Über die Vereinbarung von Versorgungsansprüchen entscheidet das Präsidium.
(5)	 Den Anstellungsvertrag des Hauptgeschäftsführers unterzeichnen der Präsident und ein 

Vizepräsident, die Anstellungsverträge der stellvertretenden Hauptgeschäftsführer und 
weiterer Geschäftsführer bzw. deren Bestellung, Präsident und Hauptgeschäftsführer. 
Die Anstellungsverträge weiterer Mitarbeiter unterzeichnet der Hauptgeschäftsführer.

Artikel 16 Geschäftsjahr
(1)	 Das Geschäftsjahr läuft vom 1. Januar bis zum 31. Dezember.
(2)	 Der Hauptgeschäftsführer bereitet im Einvernehmen mit dem Präsidenten und nach 

Abstimmung mit dem Präsidium den Wirtschaftsplan vor. Der Präsident und der Haupt-
geschäftsführer überwachen die Einhaltung des von der Vollversammlung festgestellten 
Wirtschaftsplanes.

(3)	 Die Vollversammlung stellt den Wirtschaftsplan fest und wählt aus ihrer Mitte zwei 
Rechnungsprüfer für die Prüfung des Jahresabschlusses.

(4)	 Präsident und Hauptgeschäftsführer haben für jedes Geschäftsjahr der Vollversamm-
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lung Rechnung zu legen und um Entlastung nachzusuchen. Die Rechnungsprüfer 
berichten der Vollversammlung vor der Beschlussfassung über die Entlastung über das 
Ergebnis ihrer Prüfung.

Artikel 17 Freiwillige Mitgliedschaft
(1)	 Freiwillige Mitglieder nach Maßgabe des § 2 Abs. 5 des IHKG erwerben die Mitgliedschaft 

durch Beitrittserklärung gegenüber der IHK und durch eine Aufnahmebestätigung (Mit-
gliedskarte) IHK. In Zweifelsfällen entscheidet das Präsidium, ob die Voraussetzungen 
für die Mitgliedschaft vorliegen.

	 Die Mitgliedschaft erlischt
	 a) �durch Austritt. Er ist nur zum Schluss eines Geschäftsjahres (Art. 16) unter Einhaltung 

einer Kündigungsfrist von sechs Monaten möglich. Die Austrittserklärung muss durch 
eingeschriebenen Brief abgegeben werden. Mit der Erklärung des Austritts scheiden 
das Mitglied und die bei ihm tätigen oder vertretungsberechtigten Personen aus den 
Organen und Ausschüssen der IHK aus.

	 b) �durch Insolvenz, ferner durch Löschung des Unternehmens im Sinne der handels-
rechtlichen Vorschriften.

(2)	 Überführung in eine andere Rechtsform oder Verkauf eines Unternehmens beenden das 
Mitgliedsverhältnis nicht, es sei denn, dass dadurch die Voraussetzungen der Mitglied-
schaft im Sinne des § 2 Abs. 5 des IHKG in Wegfall kommen.

(3)	 IHK-Zugehörige, die am 31. Dezember 1993 nach § 2 Abs. 3 und § 4 Abs. 3 S. 2 IHKG 
in der am 31. Dezember 1993 geltenden Fassung IHK-zugehörig waren, können nach 
Maßgabe dieser Vorschriften weiterhin der IHK angehören.

Artikel 18 Veröffentlichungen
Die Rechtsvorschriften der IHK werden in ihrem Mitteilungsblatt, der IHK-Zeitschrift „Wirt-
schaft in Mainfranken“, veröffentlicht. Sie treten, soweit sie keine abweichende Regelung 
enthalten, am Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem das Mitteilungsblatt herausgege-
ben worden ist. Zusätzlich kann die IHK die Rechtsvorschriften auch im Internet veröffentli-
chen bzw. in regionalen Tageszeitungen mit dem Verbreitungsgebiet des IHK-Bezirks.

Artikel 19 Inkrafttreten
Die Änderungen der Satzung treten am 1. Januar 2023 nach rechtsaufsichtlicher Genehmi-
gung in Kraft. Mit dem Inkrafttreten tritt die Satzung in der Fassung vom 8. Dezember 2011 
außer Kraft.



Organisationsrecht42

Geschäftsordnung der IHK Würzburg-Schweinfurt
vom 21. Januar 1976 („Mainfränkische Wirtschaft“ 1976, S. 223), 
zuletzt geändert am 27. März 2003 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2003, Heft 5, S. 42)

I. Vollversammlung

§ 1 [Leitung]
Die Leitung der Vollversammlung erfolgt nach allgemeinen parlamentarischen Grundsätzen.

§ 2 [Verpflichtung]
Mitglieder der Vollversammlung werden nach ihrem Amtsantritt durch den Präsidenten auf 
die gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten vor der Vollversammlung durch Hand-
schlag verpflichtet.

§ 3 [Einladung von Gästen]
Der Präsident ist berechtigt, im Einvernehmen mit dem Präsidium zu Sitzungen der Voll-
versammlung Gäste und Sachverständige einzuladen. Diesen steht ein Stimmrecht nicht 
zu. Vor Beginn der Sitzung sind sie gegebenenfalls auf das Erfordernis der Geheimhaltung 
aller zu ihrer Kenntnis gelangenden Vorgänge und Tatsachen, die sich im Verlauf der Sitzung 
ergeben, hinzuweisen.

II. Präsidium

§ 4 [Sitzungen; Einladung; Gäste]
(1)	 Das Präsidium wird vom Präsidenten nach Bedarf einberufen. Die Einladung zu den 

Sitzungen erfolgt schriftlich, zwei Wochen vor der Sitzung und unter Mitteilung der 
Tagesordnung. Der Präsident hat eine Sitzung des Präsidiums einzuberufen, wenn dies 
von mindestens fünf Mitgliedern des Präsidiums schriftlich verlangt wird.

(2)	 In besonders dringenden Fällen ist der Präsident berechtigt, die Einladungsfrist angemes-
sen abzukürzen und eine fernmündliche Vereinbarung über Termin und Tagesordnung 
herbeizuführen. In diesen Fällen ist die Einladung nicht an Form und Frist gebunden.

(3)	 Der Präsident ist berechtigt, im Einvernehmen mit dem Präsidium zu Präsidialsitzungen 
Gäste und Sachverständige einzuladen. Diesen steht ein Stimmrecht nicht zu. Vor der 
Sitzung sind sie gegebenenfalls auf das Erfordernis der Geheimhaltung aller zu ihrer 
Kenntnis gelangenden Vorgänge und Tatsachen, die sich im Verlauf der Sitzung ergeben, 
hinzuweisen.
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§ 5 [Leitung]
Der Präsident leitet die Sitzungen des Präsidiums nach allgemeinen parlamentarischen 
Grundsätzen.

§ 6 [Teilnahme von IHK-Vertretern]
Der Hauptgeschäftsführer nimmt an den Sitzungen des Präsidiums teil. Auf seinen Vorschlag 
kann der Präsident die Teilnahme von weiteren Geschäftsführern und Mitarbeitern des wis-
senschaftlichen Dienstes zulassen.

§ 7 [Beschlussfassung; schriftliches Verfahren]
Die Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren ist zulässig, wenn keines der Mitglieder des 
Präsidiums widerspricht.

§ 8 [Vorschläge zur Wahl von Präsident; Vizepräsidenten; Präsidialmitgliedern]
Vor dem Zusammentritt einer neugewählten Vollversammlung stellt das bisherige Präsidi-
um Vorschläge für die Wahl des Präsidenten, der Vizepräsidenten und der Präsidialmitglie-
der auf.

§ 9 [Etatausschuss; Präsidialausschüsse]
Das Präsidium beruft aus seiner Mitte jeweils für eine Wahlperiode einen Etatausschuss, 
der für Beitrags-, Haushalts- und Personalfragen (Art. 15 Abs. 3 IHK-Satzung) zuständig ist. 
Es kann bei Bedarf weitere Präsidialausschüsse bilden. Die Präsidialausschüsse umfassen 
unter dem Vorsitz des Präsidenten oder eines Vizepräsidenten je sechs Mitglieder des Präsi-
diums, davon je zwei aus einem der drei Bereiche der Kammer.

III. Ausschüsse

§ 10 [Verpflichtung; Ehrenamt]
(1)	 Die Mitglieder der Ausschüsse sind an Aufträge und Weisungen nicht gebunden. Über 

alle Mitteilungen, Tatsachen und Verhandlungen, die ihrer Natur nach vertraulich sind 
oder als vertraulich bezeichnet werden, haben sie Stillschweigen zu bewahren. Der Vor-
sitzende des Ausschusses verpflichtet jedes Ausschussmitglied durch Handschlag auf 
die Erfüllung der Pflichten eines Ausschussmitgliedes.

(2)	 Die Mitglieder der Ausschüsse nehmen ihre Aufgaben ehrenamtlich wahr und können 
lediglich die ihnen durch Erledigung einzelner Aufträge verursachten baren Auslagen 
von der Kammer erstattet erhalten.
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§ 11 [Sitzungen; Einladung]
(1)	 Der Vorsitzende eines Ausschusses bestimmt Zeitpunkt und Tagesordnung einer Ausschuss-

sitzung im Einvernehmen mit der Kammer. Die Einladungen zu den Ausschusssitzungen 
ergehen durch den Vorsitzenden oder in dessen Auftrag durch den Hauptgeschäftsführer. 
Der Präsident erhält von jeder Einladung zu einer Ausschusssitzung Kenntnis.

(2)	 Die Sitzungen der Ausschüsse sind nicht öffentlich. An den Sitzungen der Ausschüsse 
nimmt neben dem Hauptgeschäftsführer oder seinem Stellvertreter das sachlich 
zuständige Mitglied der Geschäftsführung teil. Im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden 
können weitere vom Hauptgeschäftsführer beauftragte hauptamtliche Mitarbeiter der 
Kammer teilnehmen.

§ 12 [Gäste]
Der Ausschussvorsitzende hat das Recht, im Einvernehmen mit dem Hauptgeschäftsführer 
Sachverständige und sonstige Gäste zu einer Sitzung des Ausschusses einzuladen. Diese sind 
vor Beginn der Sitzung auf Geheimhaltung aller zu ihrer Kenntnis gelangenden Vorgänge 
und Tatsachen, die sich im Verlauf der Sitzung ergeben, zu verpflichten.

§ 13 [Inkrafttreten]
Die vorstehende Geschäftsordnung tritt mit dem 14. Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an 
dem das Mitteilungsblatt herausgegeben worden ist. Gleichzeitig treten außer Kraft
a) �die Geschäftsordnung des Präsidiums der IHK Würzburg-Schweinfurt vom 25. Mai 1961, 
b) die Geschäftsordnung für die Vollversammlung vom 12. Juli 1963,
c) die Geschäftsordnung für die Ausschüsse vom 12. Juli 1963
d) und die Geschäftsordnung für die Geschäftsstellen vom 8. Mai 1961.
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Wahlordnung der IHK Würzburg-Schweinfurt

vom 20. Juli 2017 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2017, Heft 10, S. 32),
geändert am 22. Juli 2021 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2021, Heft 10, S. 40)

A. Wahlen zur Vollversammlung

§ 1 Wahlmodus
(1)	 Die IHK-Zugehörigen wählen nach den folgenden Bestimmungen für die Dauer von vier 

Jahren bis zu 87 Mitglieder der Vollversammlung. 
(2)	 80 Mitglieder der Vollversammlung werden in allgemeiner, geheimer und freier Wahl 

von den IHK-Zugehörigen unmittelbar gewählt.
(3)	 Bis zu sieben Mitglieder können in mittelbarer Wahl gem. § 19 von den unmittel-

bar gewählten Vollversammlungsmitgliedern hinzugewählt werden, die insoweit als 
Wahlpersonen handeln (Zuwahl). Die Zuwahl dient dazu, die Spiegelbildlichkeit der 
Vollversammlung zu verbessern. Hierbei sind die wirtschaftlichen Besonderheiten des 
IHK-Bezirks und die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der Gewerbegruppen zu berück-
sichtigen. Der Antrag auf Durchführung einer Zuwahl ist entsprechend zu begründen.

§ 2 Nachrücken, Nachfolgewahl
(1)	 Für unmittelbar gewählte Mitglieder der Vollversammlung, die vor Ablauf der Wahlpe-

riode ausscheiden, rücken diejenigen Kandidaten nach, die bei der Wahl in derselben 
Wahlgruppe und Betriebsgrößenklasse, soweit die Sitze Betriebsgrößenklassen zuge-
teilt sind, die nächsthöchste Stimmzahl erreicht haben (Nachfolgemitglieder). Rücken 
Bewerber, die zunächst durch mittelbare Wahl (§ 1 Abs. 3) Mitglied der Vollversammlung 
geworden sind nach, werden dadurch die Zuwahlsitze frei. Sie gelten fortan als unmit-
telbar gewählte Mitglieder. 

(2)	 Ist kein Nachfolgemitglied mehr vorhanden, so kann die Vollversammlung für die restli-
che Dauer der Wahlperiode durch Zuwahl (§ 1 Abs. 3) ein Nachfolgemitglied wählen. Das 
Nachfolgemitglied muss der Wahlgruppe und der Betriebsgrößenklasse des ausgeschie-
denen Mitglieds angehören und die Voraussetzungen des § 5 erfüllen. Die Wahl erfolgt 
auf Vorschlag des Präsidiums oder von mindestens 20 Mitgliedern der Vollversammlung.

(3)	 Werden bei der unmittelbaren Wahl nicht alle Sitze gem. § 9 Abs. 1 bzw. § 22 Abs. 3 
besetzt, werden die unbesetzten Sitze in mittelbarer Wahl gem. § 19 besetzt. 

(4)	 Falls der Anteil der insgesamt in mittelbarer Wahl gewählten Mitglieder der Vollver-
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sammlung - einschließlich der nach § 1 Abs. 3 hinzugewählten - 20 v. H. der zulässigen 
Höchstzahl aller Sitze erreicht, ist die mittelbare Wahl weiterer Vollversammlungsmit-
glieder ausgeschlossen. In diesem Fall soll die Vollversammlung die Durchführung einer 
unmittelbaren Nachfolgewahl beschließen. Diese erfolgt für die restliche Amtsperiode 
des ausgeschiedenen Mitglieds. Sie wird entsprechend den Vorschriften dieser Wahl-
ordnung als Briefwahl durchgeführt. Das gewählte Nachfolgemitglied muss der Wahl-
gruppe, dem Wahlbezirk sowie gegebenenfalls der Betriebsgrößenklasse angehören, für 
welche das ausgeschiedene Mitglied gewählt wurde.

§ 3 Wahlberechtigung
(1)	 Wahlberechtigt sind die IHK-Zugehörigen.
(2)	 Jeder IHK-Zugehörige hat nur eine Wahlstimme.
(3)	 Das Wahlrecht ruht bei IHK-Zugehörigen, solange ihnen von einem Gericht das Recht, in 

öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu stimmen, rechtskräftig aberkannt ist. 

§ 4 Ausübung des Wahlrechts
(1)	 Das Wahlrecht wird ausgeübt
	 a) �für IHK-zugehörige natürliche Personen von diesen selbst, falls Vormundschaft, 

Pflegschaft oder Betreuung besteht, durch den gesetzlichen Vertreter,
	 b) �für juristische Personen des privaten oder öffentlichen Rechts, Handelsgesellschaften 

und nichtrechtsfähige Personenmehrheiten durch eine Person, die allein oder zusam-
men mit anderen zur gesetzlichen Vertretung befugt ist.

(2)	 Das Wahlrecht kann auch durch einen im Handelsregister eingetragenen Prokuristen 
ausgeübt werden.

(3)	 Für IHK-Zugehörige, deren Wohnsitz oder Sitz nicht im IHK-Bezirk gelegen ist, kann das 
Wahlrecht durch einen Wahlbevollmächtigten ausgeübt werden. Dies gilt jedoch nur, 
soweit nicht eine im IHK-Bezirk gelegene Betriebsstätte von einem gesetzlichen Vertre-
ter oder einem im Handelsregister eingetragenen Prokuristen geleitet wird. 

(4)	 In den Fällen der Abs. 1 Buchstabe b, 2 und 3 kann das Wahlrecht jeweils nur von einer 
einzigen dazu bestimmten Person ausgeübt werden.

(5)	 Das Wahlrecht kann nicht von Personen ausgeübt werden, bei denen der Tatbestand des 
§ 3 Abs. 3 vorliegt.

(6)	 Auf Verlangen ist dem Wahlausschuss die Berechtigung, das Wahlrecht auszuüben, 
durch einen Handelsregisterauszug oder in sonstiger geeigneter Weise nachzuweisen. 
Bei Wahlbevollmächtigten bedarf es einer zu diesem Zweck ausgestellten Vollmacht.
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§ 5 Wählbarkeit
(1)	 Wählbar sind natürliche Personen, die spätestens am letzten Tag der Wahlfrist volljäh-

rig, das IHK-Wahlrecht auszuüben berechtigt und entweder selbst IHK-Zugehörige oder 
allein oder zusammen mit anderen zur gesetzlichen Vertretung einer IHK-zugehörigen 
juristischen Person, Handelsgesellschaft oder nichtrechtsfähigen Personenmehrheit 
befugt sind. Wählbar sind auch die in das Handelsregister eingetragenen Prokuris-
ten und besonders bestellte Bevollmächtigte im Sinne von § 5 Abs. 2 IHKG. Besonders 
bestellte Bevollmächtigte sind Personen, die, ohne im Handelsregister eingetragen zu 
sein, im Unternehmen des IHK-Zugehörigen eine der eigenverantwortlichen Tätigkeit 
des Unternehmers vergleichbare selbständige Stellung einnehmen und dies durch eine 
entsprechende Vollmacht nachweisen. Nicht wählbar ist, wer die Fähigkeit, öffentliche 
Ämter zu bekleiden und Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, nicht besitzt.

(2)	 Jeder IHK-Zugehörige kann nur mit einem Mitglied in der Vollversammlung vertreten 
sein. Für jeden IHK-Zugehörigen kann sich nur ein Kandidat zur Wahl stellen. Ist bereits 
ein Vertreter eines IHK-Zugehörigen Mitglied der Vollversammlung, kann ein weiterer 
Vertreter dieses IHK-Zugehörigen weder nachrücken noch mittelbar oder unmittelbar 
gewählt werden.

(3)	 Ist eine natürliche Person in verschiedenen Wahlgruppen oder Betriebsgrößenklassen 
wählbar, kann sie nur einmal kandidieren.

§ 6 Dauer und Beendigung der Mitgliedschaft
(1)	 Die Amtszeit der Mitglieder der Vollversammlung beginnt mit der konstituierenden Sit-

zung und endet mit der konstituierenden Sitzung einer neugewählten Vollversammlung. 
Die Wahlfrist muss innerhalb der letzten drei Monate vor Ablauf von vier Jahren seit der 
letzten konstituierenden Sitzung enden. Die konstituierende Sitzung findet innerhalb 
von drei Monaten nach Veröffentlichung der Wahlergebnisse statt.

(2)	 Die Mitgliedschaft in der Vollversammlung endet vor Ablauf der in Absatz 1 vorgesehe-
nen Amtszeit

	 1. durch Tod,
	 2. durch Amtsniederlegung,
	 3. �mit der Feststellung, dass bei dem Mitglied die Voraussetzungen der Wählbarkeit nach 

§ 5 Abs. 1 
		  a) im Zeitpunkt der Wahl nicht vorhanden waren oder 
		  b) zum Zeitpunkt der Feststellung nicht mehr vorliegen, oder 
	 4. �die Wahl gem. § 18 für ungültig erklärt wird. 
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	 Die Feststellung nach Nummer 3 hat die Vollversammlung auf Antrag zu beschließen. 
Der Präsident hat den Antrag unverzüglich ab Kenntnis der IHK zu stellen.

(3)	 Die Mitgliedschaft in der Vollversammlung wird nicht berührt durch den Wechsel in eine 
andere Wahlgruppe oder eine andere Betriebsgrößenklasse. Die Mitgliedschaft bleibt 
gleichfalls unberührt, soweit Mitglieder der Vollversammlung nach Beginn ihrer Mit-
gliedschaft durch Unternehmensfusion, -zusammenschluss oder -wechsel ihre Wähl-
barkeit vom selben IHK-Zugehörigen ableiten.

(4)	 Die Gültigkeit von Beschlüssen und Wahlen wird nicht davon berührt, dass die Voraus-
setzungen der Wählbarkeit bei mitwirkenden Mitgliedern der Vollversammlung nicht 
vorlagen oder zu einem späteren Zeitpunkt entfallen sind. Gleiches gilt, wenn die Wahl 
einzelner Mitglieder der Vollversammlung oder der Vollversammlung insgesamt für 
ungültig erklärt wird.

§ 7 Wahlgruppen
(1)	 Die IHK-Zugehörigen werden gemäß § 5 Abs. 4 S. 2 IHKG zum Zwecke der Wahl unter 

Berücksichtigung der wirtschaftlichen Besonderheiten des IHK-Bezirks sowie der 
gesamtwirtschaftlichen Bedeutung der Gewerbegruppen in Wahlgruppen eingeteilt. 

(2)	 Es werden folgende Wahlgruppen gebildet:
	 I.	 Wahlgruppe Industrie (einschließlich Energie, Bergbau und Wasserversorgung)
	 II.	 Wahlgruppe Großhandel
	 III.	 Wahlgruppe Einzelhandel (einschließlich Apotheken)
	 IV.	 Wahlgruppe Beherbergungs- und Gaststättengewerbe
	 V.	 Wahlgruppe Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe
	 VI.	 Wahlgruppe Verkehr 
	 VII.	�Wahlgruppe Sonstige Dienstleistungen (einschließlich Handelsvertreter und Ver-

mittlergewerbe, Werbewirtschaft, Datenverarbeitung, Auskunfteien, Ingenieurbüros 
und vergleichbare Unternehmen)

§ 8 Wahlbezirk
Der IHK-Bezirk bildet für die Vollversammlung den Wahlbezirk. Für die Gremialausschüsse 
gilt § 22 Abs. 1.

§ 9 Sitzverteilung
(1)	 Die Vollversammlung soll ein Spiegelbild der wirtschaftlichen Struktur des IHK-Bezirks 

sein. Bei der Sitzverteilung soll sowohl die Bedeutung der einzelnen Wirtschaftszweige 
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und deren Betriebsgrößenstruktur als auch der einzelnen Bezirke berücksichtigt werden. 
Die Zuordnung der Sitze auf die Betriebsgrößenklassen richtet sich nach der Beschäftig-
tenzahl. Von den unmittelbar zu wählenden 80 Mitgliedern der Vollversammlung entfal-
len auf:
I.	 Wahlgruppe Industrie	 24 Mitglieder, davon
	 kleine Unternehmen bis 19 Beschäftigte	   6 Mitglieder
	 mittlere und große Unternehmen ab 20 Beschäftigte	 18 Mitglieder
II.	 Wahlgruppe Großhandel	   4 Mitglieder, davon
	 kleine Unternehmen bis 19 Beschäftigte	   2 Mitglieder
	 mittlere und große Unternehmen ab 20 Beschäftigte	   2 Mitglieder
III.	 Wahlgruppe Einzelhandel	 11 Mitglieder, davon
	 kleine Unternehmen bis 19 Beschäftigte	   6 Mitglieder
	 mittlere und große Unternehmen ab 20 Beschäftigte	   5 Mitglieder
IV.	 Wahlgruppe Beherbergungs- und Gaststättengewerbe	   3 Mitglieder, davon
	 kleine Unternehmen bis 19 Beschäftigte	   1 Mitglied
	 mittlere und große Unternehmen ab 20 Beschäftigte	   2 Mitglieder
V.	 Wahlgruppe Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe	   5 Mitglieder, davon
	 kleine Unternehmen bis 19 Beschäftigte	   1 Mitglied
	� mittlere und große Unternehmen ab 20 Beschäftigte	   4 Mitglieder 

In der Wahlgruppe V muss mindestens je ein Mitglied aus den Bereichen Genossen-
schaftsbanken, öffentlich-rechtliche Kreditinstitute, Privatbanken und Versicherun-
gen kommen. 

VI.	 Wahlgruppe Verkehr	   3 Mitglieder, davon
	 kleine Unternehmen bis 19 Beschäftigte	   1 Mitglied
	 mittlere und große Unternehmen ab 20 Beschäftigte	   2 Mitglieder
VII.	Wahlgruppe Sonstige Dienstleistungen	 30 Mitglieder, davon
	 kleine Unternehmen bis 19 Beschäftigte	   7 Mitglieder
	 mittlere und große Unternehmen ab 20 Beschäftigte	 23 Mitglieder

(2)	 Soweit in einer Wahlgruppe Sitze nach Betriebsgrößenklassen oder Mindestsitzen zuge-
ordnet werden, wirkt sich diese Einteilung nicht auf das aktive Wahlrecht aus.

(3)	 Die unmittelbar gewählten Vollversammlungsmitglieder können gem. § 1 Abs. 3 jeweils 
die folgende Anzahl von Mitgliedern der Vollversammlung hinzuwählen:
I.	 Wahlgruppe Industrie	 bis zu 1 Mitglied
II.	 Wahlgruppe Großhandel	 bis zu 1 Mitglied
III.	 Wahlgruppe Einzelhandel	 bis zu 1 Mitglied
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IV.	 Wahlgruppe Beherbergungs- und Gaststättengewerbe 	 bis zu 1 Mitglied
V.	 Wahlgruppe Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe	 bis zu 1 Mitglied
VI.	 Wahlgruppe Verkehr	 bis zu 1 Mitglied
VII.	Wahlgruppe Sonstige Dienstleistungen	 bis zu 1 Mitglied

§ 10 Überprüfung der Sitzverteilung
Das Präsidium bestellt bei Bedarf, spätestens nach jeweils zwei aufeinanderfolgenden Wahlen 
rechtzeitig vor Ablauf der zweiten Wahlperiode einen Ausschuss, der die Aufgabe hat, die Sitz-
verteilung auf die einzelnen Wahlgruppen aufgrund der neuesten Unterlagen, insbesondere nach 
dem IHK-Beitrag auf Basis des Gewerbeertrags, hilfsweise des Gewinns aus Gewerbebetrieb, der 
Beschäftigtenzahl und der Zahl der ihnen zuzurechnenden IHK-Zugehörigen, zu überprüfen.
Der Ausschuss hat das Ergebnis rechtzeitig vor Ablauf der Wahlperiode der Vollversammlung 
zur Beschlussfassung vorzulegen.

§ 11 Wahlausschuss, Wahlfrist
(1)	 Die Vollversammlung wählt auf Vorschlag des Präsidiums zur Durchführung jeder un-

mittelbaren Wahl einen Wahlausschuss, der aus einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern 
besteht; ferner wählt sie drei Stellvertreter. Der Wahlausschuss wählt aus seiner Mit-
te den Vorsitzenden. Er ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder 
anwesend oder durch einen Stellvertreter vertreten sind. Der Wahlausschuss kann sich 
bei der Wahrnehmung seiner Tätigkeit der Unterstützung durch die Geschäftsführung 
bedienen und einzelne Aufgaben auf die Geschäftsführung übertragen.

(2)	 Der Wahlausschuss bestimmt die Frist, in welcher die Stimmzettel bei der IHK eingehen 
müssen (Wahlfrist).

§ 12 Wählerlisten
(1)	 Der Wahlausschuss stellt zur Vorbereitung der Wahl getrennt nach Wahlgruppen Listen 

der Wahlberechtigten auf (Wählerlisten). Die Wählerlisten können auch in Dateiform 
erstellt werden. Sie enthalten Angaben zu Name, Firma, Anschrift, Wahlgruppe, Wahl-
bezirk, Identnummer und Wirtschaftszweig der Wahlberechtigten.

(2)	 Der Wahlausschuss geht bei der Aufstellung der Wählerlisten von den der IHK vorlie-
genden Unterlagen aus und weist danach die Wahlberechtigten den einzelnen Wahl-
gruppen und Wahlbezirken zu. Wahlberechtigte, die mehreren Wahlgruppen angehören, 
werden vom Wahlausschuss nach dem Schwergewicht ihrer unternehmerisch ausge-
übten Tätigkeit einer Wahlgruppe zugeordnet. Wahlberechtigte, die ausschließlich als 
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persönlich haftende Gesellschafter eines anderen Wahlberechtigten oder als Besitzge-
sellschaft für einen anderen Wahlberechtigten tätig sind, werden der Wahlgruppe dieses 
anderen Wahlberechtigten zugeordnet.

(3)	 Die Wahlberechtigten können nur in ihrer Wahlgruppe wählen.
(4)	 Die Wählerlisten werden mindestens 14 Kalendertage zur Einsicht ausgelegt. Einsichts-

berechtigt sind die Wahlberechtigten oder ihre Bevollmächtigten. Die Einsichtnahme 
beschränkt sich auf die jeweilige Wahlgruppe und den Wahlbezirk.

(5)	 Anträge auf Aufnahme in eine Wahlgruppe bzw. einen Wahlbezirk oder auf Zuord-
nung zu einer anderen Wahlgruppe oder einen anderen Wahlbezirk sowie Einsprüche 
gegen die Zuordnung zu einer Wahlgruppe sind binnen einer Woche nach Ablauf der 
Auslegungsfrist (Abs. 4) schriftlich beim Wahlausschuss einzureichen, wobei auch eine 
Übermittlung mit qualifizierter digitaler Signatur oder per Fax zulässig ist. Soweit die 
behaupteten Tatsachen nicht offenkundig sind, hat der Antragsteller die erforderlichen 
Beweismittel beizubringen. Der Wahlausschuss entscheidet darüber und stellt nach 
Erledigung aller Einsprüche und Anträge die Ordnungsmäßigkeit der Wählerlisten fest.

(6)	 Wählen kann nur, wer in den festgestellten Wählerlisten eingetragen ist.
(7)	 Die IHK ist berechtigt, Name, Firma und Anschrift von Wahlberechtigten an Wahlbe-

werber (§ 14) oder deren Bevollmächtigte zum Zwecke der Suche von Mitbewerbern für 
den Wahlvorschlag und zum Zwecke der Wahlwerbung zu übermitteln. Die Bewerber 
oder deren Bevollmächtigte haben sich schriftlich dazu zu verpflichten, die übermittel-
ten Daten ausschließlich für Wahlzwecke zu nutzen und sie spätestens nach der Wahl 
unverzüglich zu löschen oder zu vernichten.

(8)	 Soweit personenbezogene Daten in den Wählerlisten enthalten sind, bestehen nicht
	 1. �das Recht auf Auskunft gemäß Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe c der der Verordnung 

(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABl. L 119 vom 
4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, 72),

	 2. die Mitteilungspflicht gemäß Artikel 19 Satz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 und
	 3. ��das Recht auf Widerspruch gemäß Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679.

Das Recht auf Erhalt einer Kopie nach Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2016/679 
wird dadurch erfüllt, dass die betroffene Person Einsicht in die Wählerlisten gemäß Abs. 3 
nehmen kann. Die Einsicht ist auch über die Frist in Abs. 4 hinaus zulässig.
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§ 13 Bekanntmachungen des Wahlausschusses
(1)	 Der Wahlausschuss macht die Wahlfrist (§ 11 Abs. 2) sowie Zeit und Ort für die Einsicht-

nahme der Wählerlisten mit dem Hinweis auf die in § 12 Abs. 5 genannten Möglichkei-
ten der Einreichung von Anträgen und Einsprüchen einschließlich der dafür vorgesehe-
nen Fristen bekannt.

(2)	 Der Wahlausschuss fordert in der Bekanntmachung die Wahlberechtigten auf, binnen 
zwei Wochen nach Ablauf der in § 12 Abs. 5 genannten Frist für ihre Wahlgruppe Wahl-
vorschläge bei ihm einzureichen. Er weist darauf hin, wie viele Mitglieder in jeder Wahl-
gruppe zu wählen sind.

§ 14 Wahlvorschläge
(1)	 Die wahlberechtigten IHK-Zugehörigen können für ihre Wahlgruppe und ihren Wahl-

bezirk schriftlich Wahlbewerbungen oder Wahlvorschläge einreichen, wobei auch eine 
Übermittlung mit qualifizierter digitaler Signatur, per Fax oder eines eingescannten 
Dokuments per E-Mail zulässig ist. Kandidaten können nur für die Wahlgruppe und den 
Wahlbezirk benannt werden, für die sie selbst wahlberechtigt sind. Die Summe der Wahl-
vorschläge für eine Wahlgruppe bzw. einen Wahlbezirk ergibt den Gesamtwahlvorschlag. 

(2)	 Die Wahlvorschläge sind mit Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf oder 
Stellung, Bezeichnung des IHK-zugehörigen Unternehmens und dessen Anschrift sowie 
gegebenenfalls dessen Betriebsgrößenklasse aufzuführen. Außerdem ist eine Erklärung 
jedes Kandidaten beizufügen, dass er zur Annahme der Wahl bereit ist und dass ihm keine 
Tatsachen bekannt sind, die seine Wählbarkeit nach dieser Wahlordnung ausschließen. 

(3)	 Der Wahlausschuss prüft die eingegangenen Wahlbewerbungen und Wahlvorschläge. 
Er kann Authentizitätsnachweise verlangen. Zur Prüfung der Wahlbewerbungen und 
Wahlvorschläge, insbesondere der Wählbarkeit von Bewerbern, kann der Wahlausschuss 
weitere Angaben verlangen. Er fordert unter Fristsetzung zur Beseitigung von heilbaren 
Mängeln auf, soweit es sich nicht um in Abs. 4 genannte Mängel handelt. Besteht ein 
Wahlvorschlag aus mehreren Kandidaten, so ergeht die Aufforderung an jeden Kandi-
daten, auf den sich die Mängel beziehen. Soweit in einem Wahlvorschlag, der mehrere 
Kandidaten enthält, sich ein Mangel nicht auf alle Kandidaten bezieht, bleibt der Wahl-
vorschlag in Bezug auf die übrigen Kandidaten wirksam. 

(4)	 Bei folgenden Mängeln der Wahlvorschläge wird keine Frist zur Mängelbeseitigung gesetzt: 
	 a) Die Einreichungsfrist wurde nicht eingehalten.
	 b) Das Formerfordernis nach Abs. 1 S. 1 wurde nicht eingehalten.
	 c) Der Bewerber ist nicht wählbar.
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	 d) Der Bewerber ist nicht identifizierbar.
	 e) Die Zustimmungserklärung des Bewerbers fehlt.
(5)	 Der Wahlausschuss fasst die gültigen Wahlbewerbungen und Wahlvorschläge für jede Wahl-

gruppe und jeden Wahlbezirk zu einer einheitlichen Kandidatenliste (Gesamtwahlvorschlag) 
zusammen. Der Gesamtwahlvorschlag ist nach Betriebsgrößenklassen einzuteilen, soweit 
die Sitze Betriebsgrößenklassen zugeordnet sind. Die Kandidaten werden innerhalb der Be-
triebsgrößenklassen, sonst im Wahlvorschlag in der alphabetischen Reihenfolge ihrer ersten 
Familiennamen aufgeführt. Bei Namensgleichheit entscheidet der Vorname. Bei vollständiger 
Namensgleichheit legt der Wahlausschuss die Reihenfolge durch Losentscheid fest.

(6)	 Jeder Gesamtwahlvorschlag soll mindestens einen Kandidaten mehr enthalten, als in 
der Wahlgruppe, gegebenenfalls der Betriebsgrößenklasse und dem Wahlbezirk zu wäh-
len sind. Geht für eine Wahlgruppe, gegebenenfalls eine Betriebsgrößenklasse und einen 
Wahlbezirk kein gültiger Wahlvorschlag ein oder reicht die Zahl der Wahlvorschläge 
nicht aus, um die Bedingung des Satzes 1 für einen Gesamtwahlvorschlag zu erfüllen, so 
setzt der Wahlausschuss eine angemessene Nachfrist und wiederholt die Aufforderung 
nach § 13 Abs. 2 beschränkt auf diese Wahlgruppe, gegebenenfalls die Betriebsgrößen-
klasse und den Wahlbezirk. Bei fruchtlosem Ablauf dieser Nachfrist findet eine auf die 
gültigen Wahlvorschläge beschränkte Wahl statt. 

(7)	 Der Wahlausschuss macht die gültigen Listen der Kandidaten mit folgenden Angaben 
bekannt: Familienname, Vorname, Geburtsjahr, Beruf oder Stellung, Bezeichnung des 
IHK-zugehörigen Unternehmens, dessen Anschrift und dessen Betriebsgrößenklasse, 
soweit eine Unterteilung nach Betriebsgrößenklassen erfolgt. Ergänzende Angaben 
kann der Wahlausschuss beschließen. Hierauf ist in der Wahlbekanntmachung hinzu-
weisen. Im Falle von Abs. 6 werden Nachfrist und Aufforderung zur Einreichung weiterer 
Wahlvorschläge vom Wahlausschuss ebenfalls bekannt gemacht.

(8)	 Das Widerspruchsrecht gemäß Artikel 21 der Verordnung (EU) 2016/679 findet in Bezug 
auf die in der Kandidatenliste enthaltenen personenbezogenen Daten keine Anwendung.

§ 15 Durchführung der Wahl
(1)	 Die Wahl erfolgt schriftlich (Briefwahl).
(2)	 Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, welche für die Wahlgruppe, gegebenenfalls die 

Betriebsgrößenklasse und den Wahlbezirk den Wahlvorschlag sowie einen Hinweis auf 
die Anzahl der in der Wahlgruppe, gegebenenfalls der Betriebsgrößenklasse und dem 
Wahlbezirk zu wählenden Kandidaten enthalten. Die Reihenfolge der Kandidaten ergibt 
sich aus der Kandidatenliste (§ 14 Abs. 5).
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(3)	 Die IHK übermittelt dem Wahlberechtigten folgende Unterlagen:
	 a) �einen Vordruck für den Nachweis der Berechtigung zur Ausübung des Wahlrechts 

(Wahlschein),
	 b) einen Stimmzettel,
	 c) einen neutralen Umschlag mit der Bezeichnung „IHK-Wahl“ (Wahlumschlag),
	 d) einen Umschlag für die Rücksendung der Wahlunterlagen (Rücksendeumschlag).
(4)	 Die Wahlunterlagen enthalten den Hinweis, dass die Stimmabgabe durch den Wahlaus-

übungsberechtigten persönlich und unbeobachtet sowie nur einmal, per Briefwahl, 
erfolgen darf.

(5)	 Der Wahlberechtigte kennzeichnet die von ihm gewählten Kandidaten dadurch, dass er 
deren Namen auf dem Wahlvorschlag ankreuzt. Er darf höchstens so viele Kandidaten 
ankreuzen, wie in der Wahlgruppe und gegebenenfalls der Betriebsgrößenklasse und 
dem Wahlbezirk zu wählen sind.

(6)	 Der Wahlberechtigte hat den von ihm gemäß Abs. 4 gekennzeichneten Stimmzettel in 
dem von ihm verschlossenen Wahlumschlag unter Beifügung des von ihm oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichneten Wahlscheins in dem Rücksendeumschlag so 
rechtzeitig an die IHK zurückzusenden, dass die Unterlagen innerhalb der vom Wahlaus-
schuss für die Ausübung des Wahlrechts festgelegten Frist bei der IHK eingehen. Die 
rechtzeitig bei der IHK eingegangenen Wahlumschläge werden nach Prüfung der Wahl-
berechtigung unverzüglich ungeöffnet in die Wahlurne gelegt.

§ 16 Gültigkeit der Stimmen
(1)	 Über die Gültigkeit der abgegebenen Stimmen und über alle bei der Wahlhandlung und 

bei der Ermittlung des Wahlergebnisses sich ergebenden Umstände entscheidet der 
Wahlausschuss.

(2)	 Ungültig sind insbesondere Stimmzettel
	 a) die Zusätze, Streichungen oder Vorbehalte aufweisen, 
	 b) die die Absicht des Wählers nicht klar erkennen lassen,
	 c) �in denen mehr Kandidaten angekreuzt sind, als in der Wahlgruppe und dem Wahlbe-

zirk zu wählen sind,
	 d) die nicht in einem verschlossenen Wahlumschlag eingehen.
(3)	 Mehrere in einem Wahlumschlag enthaltene Stimmzettel gelten als nur ein Stimmzettel, 

wenn ihre Kennzeichnung gleichlautend oder nur einer von ihnen gekennzeichnet ist; 
andernfalls sind sie sämtlich ungültig.

(4)	 Rücksendeumschläge, die lediglich den Wahlumschlag, nicht jedoch den Wahlschein ent-



Organisationsrecht 55

halten, werden zurückgewiesen. Das gilt auch, falls der Wahlschein im Wahlumschlag ver-
sendet wurde oder nicht vollständig ausgefüllt ist. Kein Zurückweisungsgrund ist die Rück-
sendung der Wahlunterlagen in einem anderen Umschlag als dem Rücksendeumschlag.

§ 17 Wahlergebnis
(1)	 Gewählt sind in den einzelnen Wahlgruppen und Betriebsgrößenklassen sowie den 

Wahlbezirken diejenigen Kandidaten, welche die meisten Stimmen erhalten haben. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, welches ein Mitglied des Wahlausschusses 
zieht; dasselbe gilt für die Festlegung der Nachfolgemitglieder (§ 2).

(2)	 Unverzüglich nach Abschluss der Wahl stellt der Wahlausschuss das Wahlergebnis fest, 
fertigt über den Wahlablauf eine Niederschrift an und macht die Namen der gewählten 
Kandidaten bekannt.

(3)	 Über die Veröffentlichung weiterer Informationen zum Wahlergebnis entscheidet die 
Vollversammlung. Sollen weitere Informationen veröffentlicht werden, ist darüber 
rechtzeitig in einer Wahlbekanntmachung zu informieren.

§ 18 Wahlprüfung
(1)	 Einsprüche gegen die Feststellung des Wahlausschusses müssen innerhalb von zwei 

Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses schriftlich beim Wahlausschuss einge-
gangen sein. Der Einspruch ist auf die Wahl innerhalb der Wahlgruppe und des Wahlbe-
zirks des Wahlberechtigten beschränkt.

(2)	 Über diese Einsprüche entscheidet der Wahlausschuss. Gegen diese Entscheidung kann 
innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Anfechtungsklage erhoben werden.

(3)	 Einsprüche gegen die Feststellung des Wahlergebnisses sind zu begründen. Sie können 
nur auf einen Verstoß gegen wesentliche Wahlvorschriften gestützt werden, durch die 
das Wahlergebnis beeinflusst werden kann. Gründe können nur bis zum Ablauf der Ein-
spruchsfrist vorgetragen werden. Im Wahlprüfungsverfahren einschließlich eines gericht-
lichen Verfahrens werden nur bis zum Ablauf der Einspruchsfrist vorgetragene Gründe 
berücksichtigt.

§ 19 Verfahren und Überprüfung der mittelbaren Wahl
(1)	 Die durch die unmittelbar gewählten Vollversammlungsmitglieder in mittelbarer Wahl 

zu wählenden Mitglieder der Vollversammlung müssen von mindestens 20 unmittelbar 
gewählten Mitgliedern oder dem Präsidium mit schriftlicher Begründung nach § 1 Abs. 
3 mindestens zwei Wochen vor der nächsten Vollversammlung vorgeschlagen werden; 
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§ 14 Abs. 2 gilt entsprechend. Fristgerecht eingereichte und vollständige Vorschläge 
werden mit der Einladung zur Sitzung der Vollversammlung versandt. 

(2)	 Die Wahl kann frühestens in der konstituierenden Sitzung der Vollversammlung erfol-
gen. Vorschlagsberechtigt sind für die konstituierende Sitzung die bereits gewählten 
Kandidaten und das Präsidium. 

(3)	 Die Zuwahl nach § 1 Abs. 3 S. 1 setzt einen vorherigen Beschluss der Vollversammlung 
voraus, dass die Voraussetzungen von § 1 Abs. 3 S. 2 vorliegen. Dieser Beschluss muss 
auch die Anzahl der zu besetzenden Sitze beinhalten.

(4)	 Die mittelbare Wahl wird schriftlich und geheim durchgeführt. Gewählt ist, wer mehr als 
die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält. Erhält bei mehreren Kandidaten kein Kan-
didat die erforderliche Mehrheit, findet eine Stichwahl zwischen den beiden Kandidaten 
mit den meisten Stimmen statt. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegeben. Die 
Durchführung einer Blockwahl ist zulässig, wenn nicht mehrere Kandidaten für einen 
Kooptationssitz kandidieren und wenn kein Vollversammlungsmitglied der Blockwahl 
widerspricht. Die mittelbare Wahl erfolgt für die Dauer der laufenden Wahlperiode. 

(5)	 Die mittelbar gewählten Mitglieder sind gem. § 20 bekanntzumachen.
(6)	 Für die Wahlprüfung gelten die Regelungen von § 18 entsprechend mit der Maßgabe, 

dass anstelle des Wahlausschusses das Präsidium tritt. Einspruchsberechtigt ist für die 
mittelbare Wahl, wer in der betreffenden Wahlgruppe und gegebenenfalls dem betref-
fenden Wahlbezirk wählbar ist.

§ 20 Bekanntmachung und Fristen
(1)	 Die in der Wahlordnung vorgesehenen Bekanntmachungen erfolgen im Mitteilungsblatt 

der IHK Würzburg-Schweinfurt „Wirtschaft in Mainfranken“ sowie im Internet auf der 
Website der IHK Würzburg-Schweinfurt. 

(2)	 Alle Wahlunterlagen sind mindestens ein Jahr, gerechnet ab Ablauf der Einspruchsfrist, 
aufzubewahren. Anschließend sind Wahlscheine, Stimmzettel, Umschläge, Wählerlisten 
zu vernichten bzw. zu löschen. Die übrigen Wahlunterlagen sind, sofern nichts anderes 
bestimmt ist, bis zum Ende der übernächsten Wahlperiode aufzubewahren. 

(3)	 Fristen der Wahlordnung sind, soweit nicht in der Wahlordnung etwas Anderes geregelt 
ist, nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu berechnen.
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B. Wahlen zu den Gremialausschüssen

§ 21 Wahlmodus (Gremialausschüsse)
(1)	 Die IHK-Zugehörigen wählen in gleicher, allgemeiner, unmittelbarer, geheimer und freier 

Wahl jeweils auf die Dauer von vier Jahren fünfzehn Mitglieder der Gremialausschüsse. 
Eine Zuwahl nach § 1 Abs. 3 ist ausgeschlossen. 

(2)	 Jeder IHK-Zugehörige kann in einem Gremialausschuss nur einmal vertreten sein.
(3)	 Für die Wahlen zu den Gremialausschüssen gemäß Artikel 10 der Satzung gelten die 

Bestimmungen für die Wahlen zur Vollversammlung entsprechend, soweit die folgen-
den Bestimmungen keine anderen Regelungen treffen.

§ 22 Wahlbezirk und Sitzverteilung (Gremialausschüsse)
(1)	 Jeder Gremialbezirk bildet einen Wahlbezirk.
(2)	 Die Wahlbezirke für die Wahlen zu den Gremialausschüssen sind die Bezirke der 

IHK-Gremialausschüsse. 
(3)	 Die einzelnen Gremialausschüsse setzen sich wie folgt zusammen, wobei in den einzelnen 

Gremialausschüssen jede Wahlgruppe mit mindestens einem Sitz repräsentiert sein muss: 

	 Gremialausschuss Bad Kissingen
	 I.	 Wahlgruppe Industrie	 5 Mitglieder
	 II.	 Wahlgruppe Großhandel	 1 Mitglied
	 III.	 Wahlgruppe Einzelhandel	 2 Mitglieder
	 IV.	 Wahlgruppe Beherbergungs- und Gaststättengewerbe	 1 Mitglied
	 V.	 Wahlgruppe Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe	 1 Mitglied
	 VI.	 Wahlgruppe Verkehr	 1 Mitglied
	 VII.	Wahlgruppe Sonstige Dienstleistungen	 4 Mitglieder

	 Gremialausschuss Rhön-Grabfeld
	 I.	 Wahlgruppe Industrie	 4 Mitglieder
	 II.	 Wahlgruppe Großhandel	 1 Mitglied
	 III.	 Wahlgruppe Einzelhandel	 2 Mitglieder
	 IV.	 Wahlgruppe Beherbergungs- und Gaststättengewerbe	 1 Mitglied
	 V.	 Wahlgruppe Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe	 1 Mitglied
	 VI.	 Wahlgruppe Verkehr	 1 Mitglied
	 VII.	Wahlgruppe Sonstige Dienstleistungen	 5 Mitglieder
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	 Gremialausschuss Main-Spessart
	 I.	 Wahlgruppe Industrie	 5 Mitglieder
	 II.	 Wahlgruppe Großhandel	 1 Mitglied
	 III.	 Wahlgruppe Einzelhandel	 1 Mitglied
	 IV.	 Wahlgruppe Beherbergungs- und Gaststättengewerbe	 1 Mitglied
	 V.	 Wahlgruppe Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe	 1 Mitglied
	 VI.	 Wahlgruppe Verkehr	 1 Mitglied
	 VII.	Wahlgruppe Sonstige Dienstleistungen	 5 Mitglieder

	 Gremialausschuss Kitzingen
	 I.	 Wahlgruppe Industrie	 5 Mitglieder
	 II.	 Wahlgruppe Großhandel	 1 Mitglied
	 III.	 Wahlgruppe Einzelhandel	 2 Mitglieder
	 IV.	 Wahlgruppe Beherbergungs- und Gaststättengewerbe	 1 Mitglied
	 V.	 Wahlgruppe Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe	 1 Mitglied
	 VI.	 Wahlgruppe Verkehr	 1 Mitglied
	 VII.	Wahlgruppe Sonstige Dienstleistungen	 4 Mitglieder

	 Gremialausschuss Haßberge
	 I.	 Wahlgruppe Industrie	 7 Mitglieder
	 II.	 Wahlgruppe Großhandel	 1 Mitglied
	 III.	 Wahlgruppe Einzelhandel	 1 Mitglied
	 IV.	 Wahlgruppe Beherbergungs- und Gaststättengewerbe	 1 Mitglied
	 V.	 Wahlgruppe Kreditinstitute und Versicherungsgewerbe	 1 Mitglied
	 VI.	 Wahlgruppe Verkehr	 1 Mitglied
	 VII.	Wahlgruppe Sonstige Dienstleistungen	 3 Mitglieder

(4)	 Jeder Wahlvorschlag soll mindestens einen Kandidaten mehr enthalten als in der Wahl-
gruppe zu wählen sind.
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§ 23 Inkrafttreten
Diese Wahlordnung tritt nach Genehmigung durch die Rechtsaufsichtsbehörde und nach 
Veröffentlichung in der „Wirtschaft in Mainfranken“ in Kraft. Soweit die Vorschriften der 
Wahlordnung vom 20. Juli 2017 noch Auswirkungen auf die Mitgliedschaft in der Vollver-
sammlung und in den Gremialausschüssen in der Wahlperiode 2019-2022 haben, bleiben sie 
bis zum Ablauf dieser Wahlperiode in Kraft.
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Finanzstatut der IHK Würzburg-Schweinfurt

vom 17. Juli 2014 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2018, Heft 9, S. 76)

Teil I: Anwendungsbereich

§ 1 Anwendungsbereich
(1)	 Das Finanzstatut regelt die Aufstellung und den Vollzug des Wirtschaftsplans (Wirt-

schaftsführung) sowie die Rechnungslegung und die Abschlussprüfung der IHK.
(2)	 Richtlinien zur Ausführung des Finanzstatuts werden von Präsident und Hauptge-

schäftsführer der IHK erlassen. Soweit von der IHK keine eigenen Richtlinien erlassen 
werden, gelten die Muster-Richtlinien zur Ausführung des Finanzstatuts des DIHK-
Arbeitskreises Kaufmännisches Rechnungswesen und Controlling.

Teil II: Allgemeine Vorschriften zum Wirtschaftsplan

§ 2 Feststellung der Wirtschaftssatzung und des Wirtschaftsplans, Geschäftsjahr
(1)	 Die Vollversammlung stellt den Wirtschaftsplan durch die Wirtschaftssatzung fest. Die 

Wirtschaftssatzung bestimmt über die Beiträge und darüber, bis zu welcher Höhe Kre-
dite aufgenommen und Verpflichtungen zur Leistung von Investitionsausgaben in künf-
tigen Jahren (Verpflichtungsermächtigungen) eingegangen werden dürfen. Der Haupt-
geschäftsführer und/oder der Präsident legen den Entwurf der Wirtschaftssatzung und 
des Wirtschaftsplans so rechtzeitig der Vollversammlung vor, dass diese darüber vor 
Beginn des Geschäftsjahres Beschluss fassen kann. Die Wirtschaftssatzung wird gemäß 
Artikel 18 der Satzung der IHK veröffentlicht.

(2)	 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 3 Bedeutung und Wirkung des Wirtschaftsplans
(1)	 Der Wirtschaftsplan dient der Planung und Deckung des Ressourcenbedarfs, der zur 

Erfüllung der Aufgaben der IHK im folgenden Geschäftsjahr (Planungszeitraum) voraus-
sichtlich notwendig ist. Der Wirtschaftsplan bildet die Grundlage für die Wirtschafts-
führung der IHK.

(2)	 Der Wirtschaftsplan ermächtigt die zuständigen Organe, Ressourcen aufzunehmen, 
anzuschaffen, einzusetzen und zu verbrauchen. Durch den Wirtschaftsplan werden 
Ansprüche oder Verbindlichkeiten weder begründet noch aufgehoben.
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§ 4 Bestandteile des Wirtschaftsplans
(1)	 Der Wirtschaftsplan gliedert sich in eine Plan-Gewinn- und Verlustrechnung (Plan-GuV) 

und einen Investitionsplan.
(2)	 Dem Wirtschaftsplan sind als Anlagen die Personalübersicht und eine gesonderte Zusam-

menstellung der übernommenen Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistun-
gen, die zu Aufwendungen in künftigen Geschäftsjahren führen können, beizufügen.

§ 5 Vorläufige Wirtschaftsführung
Ist der Wirtschaftsplan zu Beginn des Geschäftsjahres noch nicht festgestellt, dürfen Auf-
wendungen zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen, im Übrigen nur im Rahmen der 
Ansätze des Wirtschaftsplans des Vorjahres, geleistet werden.

§ 6 Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
(1)	 Bei Aufstellung und Ausführung des Wirtschaftsplans sind die Grundsätze der Wirt-

schaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.
(2)	 Für alle Auftragsvergaben sind die von der Vollversammlung beschlossenen Beschaffungs-

regeln zu beachten, sofern sich nicht Abweichendes aus höherrangigem Recht ergibt.

Teil III: Aufstellung des Wirtschaftsplans

§ 7 Inhalt, Gliederung und Erläuterung des Wirtschaftsplans
(1)	 Vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres stellt die IHK einen Wirtschaftsplan auf. Die 

Plan-GuV ist auszugleichen.
(2)	 In der Plan-GuV und im Investitionsplan sind alle Erträge und Aufwendungen, der zur 

Verwendung in der Plan-GuV vorgesehene Gewinn-/Verlustvortrag und die Rücklagen-
veränderungen sowie Investitionsein- und -auszahlungen in voller Höhe und getrennt 
voneinander anzusetzen und auszuweisen. Zuwendungen Dritter sind besonders auszu-
weisen. Notwendige Verpflichtungsermächtigungen sind anzusetzen.

(3)	 Die Plan-GuV ist nach dem in Anlage I beigefügten Muster zu gliedern.
(4)	 Der Investitionsplan ist nach dem in Anlage IIa beigefügten Muster zu gliedern. Wenn 

Verpflichtungen zu Lasten zukünftiger Geschäftsjahre eingegangen werden sollen (Ver-
pflichtungsermächtigung), sind diese zu der Maßnahme darzulegen.

(5)	 Die wesentlichen Posten der Plan-GuV und des Investitionsplans sind, insbesondere 
soweit sie von den Vorjahreszahlen erheblich abweichen, zu erläutern.
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§ 8 Größere Baumaßnahmen
(1)	 Größere Baumaßnahmen liegen dann vor, wenn das Volumen 5 v. H. der Summe der 

geplanten Aufwendungen überschreitet.
(2)	 Derartige Baumaßnahmen sind in ihrer Gesamtheit von der Vollversammlung zu 

beschließen. Dies gilt auch dann, wenn sie sich über mehrere Jahre erstrecken. Verbindliche 
Grundlage ist eine Kosten- und Finanzierungsübersicht. Eine erneute Beschlussfassung ist 
notwendig, wenn sich das Volumen der Baumaßnahme um mehr als 10 v. H. erhöht.

§ 9 Gesonderte Wirtschaftspläne für bestimmte Einrichtungen
Für unselbständige Einrichtungen der IHK, die sich zu einem erheblichen Teil aus eigenen 
Erträgen oder zweckgebundenen Leistungen Dritter finanzieren, sind gesonderte Wirt-
schaftspläne zulässig; die Vorschriften dieses Finanzstatuts sind anzuwenden. Die gesonder-
ten Wirtschaftspläne sind dem Wirtschaftsplan der IHK beizufügen.

§ 10 Nachtragswirtschaftsplan
(1)	 Der Wirtschaftsplan ist zu ändern, wenn sich GuV oder Finanzrechnung erkennbar 

gegenüber dem Wirtschaftsplan erheblich verändern. Eine erhebliche Veränderung liegt 
dann vor, wenn das Volumen der Plan-GuV oder des Investitionsplans um mehr als 
10 v. H. überschritten wird. Die Vollversammlung kann bei Verabschiedung des Wirt-
schaftsplans weitergehende Anforderungen zur Notwendigkeit, den Wirtschaftsplan zu 
ändern, beschließen.

(2)	 Die Regelungen des § 2 Abs. 1 gelten mit der Maßgabe entsprechend, dass die Voll-
versammlung eine geänderte Wirtschaftssatzung und gegebenenfalls einen Nachtrags-
wirtschaftsplan bis zum Ende des jeweiligen Geschäftsjahres beschließt. Im Rahmen 
eines Nachtragswirtschaftsplans kann ein positives Ergebnis geplant werden.

Teil IV: Ausführung des Wirtschaftsplans

§ 11 Gesamtdeckungsprinzip, Deckungsfähigkeit
(1)	 Alle Erträge dienen, soweit nichts anderes bestimmt ist, zur Deckung aller Aufwendun-

gen (Gesamtdeckungsprinzip).
(2)	 Zweckgebundene Mehrerträge sind nur für damit verbundene Mehraufwendungen zu 

verwenden.
(3)	 Personalaufwand und alle übrigen Aufwendungen sind jeweils für sich deckungsfähig. 

Sie können insgesamt für gegenseitig deckungsfähig erklärt werden. Aufwendungen für 
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einzelne Zwecke können von der Deckungsfähigkeit ausgenommen werden.
(4)	 Investitionsauszahlungen können für gegenseitig deckungsfähig erklärt werden.

§ 12 Vollständigkeit und Abweichungen vom Wirtschaftsplan, Übertragbarkeit
(1)	 Erträge sind rechtzeitig und vollständig zu erheben.
(2)	 Der angesetzte Personalaufwand und alle übrigen Aufwendungen dürfen bis zu 10 v. 

H. der Planwerte überschritten werden, soweit Deckung vorhanden ist. Bei fehlender 
Deckung bedürfen auch Überschreitungen der Planwerte bis zu 10 v. H. der Genehmi-
gung der Vollversammlung.

(3)	 Außerplanmäßige Aufwendungen und außerplanmäßige Investitionsauszahlungen 
dürfen geleistet werden, wenn sie unabweisbar oder für die Aufrechterhaltung der 
Betriebsfähigkeit unumgänglich notwendig sind. Sie bedürfen der Genehmigung der 
Vollversammlung.

(4)	 Mehrauszahlungen für im Investitionsplan veranschlagte Einzelvorhaben bedürfen der 
Genehmigung der Vollversammlung, sofern keine Deckungsfähigkeit gegeben ist.

(5)	 Planansätze für Investitionen sind übertragbar bis zum Ende des auf die Bewilligung 
folgenden dritten Geschäftsjahres.

Teil V: Buchführung, Rechnungslegung und Controlling

§ 13 Buchführung, Inventar
(1)	 Die IHK führt ihre Bücher nach den Regeln der kaufmännischen doppelten Buchfüh-

rung; soweit sich aus diesem Finanzstatut nichts anderes ergibt, gelten sinngemäß die 
Vorschriften des ersten Abschnitts des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches in ihrer 
jeweils gültigen Fassung. Bei der Anwendung sind die Aufgabenstellung und die Orga-
nisation der IHK zu beachten. 

(2)	 Das Rechnungswesen bildet unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der IHK vollständig ab. Die Buchfüh-
rung ist nach dem als Anlage VI beigefügten IHK-Kontenrahmen zu gliedern.

§ 14 Eröffnungsbilanz
Für die beim Übergang auf die kaufmännische doppelte Buchführung aufgestellte 
Eröffnungsbilanz gelten die Sondervorschriften, die in den Richtlinien zur Ausführung des 
Finanzstatuts geregelt sind.
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§ 15 �Jahresabschluss, Anhang mit Plan-/Ist-Vergleich  
des Wirtschaftsplans und Lagebericht

(1)	 Die IHK stellt innerhalb des ersten Halbjahres des Geschäftsjahres für das vergangene 
Geschäftsjahr einen Jahresabschluss, einen Anhang zum Jahresabschluss und einen 
Lagebericht unter sinngemäßer Anwendung der Vorschriften der §§ 238 bis 257, 284 bis 
286 und 289 des Handelsgesetzbuches sowie Artikel 28, 66 und 67 EGHGB auf.

(2)	 Der Jahresabschluss der IHK besteht aus der Bilanz, der GuV und der Finanzrechnung. 
Die Bilanz ist nach dem als Anlage III, die GuV nach dem als Anlage IV und die Finanz-
rechnung nach dem als Anlage V beigefügten Muster zu gliedern.

(3)	 In den Anhang ist ein Anlagenspiegel und ein Plan-/Ist-Vergleich der Pläne nach §§ 2 
bzw. 10 sowie 9 aufzunehmen. 

(4)	 Im Lagebericht sind der Geschäftsverlauf und die Lage der IHK im abgelaufenen 
Geschäftsjahr so darzustellen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild vermittelt wird. Er hat eine ausgewogene und umfassende Analyse des Geschäfts-
verlaufs und der Lage zu enthalten. Darüber hinaus ist im Lagebericht auf Vorgänge 
von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres einzugehen. Die 
voraussichtliche Entwicklung der IHK ist mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken 
zu beurteilen und zu erläutern.

§ 15a Einzelvorschriften zum Jahresabschluss
(1)	 Die Nettoposition ergibt sich als Unterschiedsbetrag zwischen Vermögen und Schul-

den unter Berücksichtigung von Rücklagen zum Stichtag der Eröffnungsbilanz. Sie kann 
bei erheblicher Änderung der aktuellen Verhältnisse beim unbeweglichen Sachanlage-
vermögen im Vergleich zum Eröffnungsbilanzstichtag angepasst werden. Sie darf im 
Regelfall nicht größer sein als das zur Erfüllung der Aufgaben der IHK notwendige, um 
Sonderposten (siehe Abs. 4) verminderte, unbewegliche Sachanlagevermögen.

(2)	 Die IHK hat eine Ausgleichsrücklage zu bilden. Diese dient zum Ausgleich aller ergebnis-
wirksamen Schwankungen und kann bis zu 50 v. H. der Summe der geplanten Aufwen-
dungen betragen. Sie soll 30 v. H. nicht unterschreiten. Die Bildung zweckbestimmter 
Rücklagen ist zulässig. Sie sind in der Bilanz als „andere Rücklagen“ auszuweisen. Der 
Verwendungszweck und der Umfang sind hinreichend zu konkretisieren, wie auch der 
Zeitpunkt der voraussichtlichen Inanspruchnahme.

(3)	 Ergebnisse können auf neue Rechnung vorgetragen werden. Sie sind spätestens im 
zweiten der Entstehung folgenden Geschäftsjahr den Rücklagen zuzuführen oder im 
darauf folgenden Geschäftsjahr für den Ausgleich der Plan-GuV heranzuziehen.
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(4)	 Zuweisungen und Zuschüsse der öffentlichen Hand oder anderer Zuschussgeber für 
Investitionen in aktivierte Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sind in der 
Bilanz auf der Passivseite als „Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anlagever-
mögen“, vermindert um den Betrag der bis zum jeweiligen Bilanzstichtag angefallenen 
Auflösungsbeträge auf die mit diesen Mitteln finanzierten Vermögensgegenstände, des 
Anlagevermögens auszuweisen.

(5)	 Bei der Erstellung des Jahresabschlusses kann ein Vorschlag zur Verwendung des Bilanz-
gewinns/Bilanzverlustes berücksichtigt werden.

§ 16 Controlling, IKS
(1)	 Die IHK richtet eine Kosten- und Leistungsrechnung (Kostenarten-, Kostenstellen-, Kos-

tenträgerrechnung) ein, die eine betriebswirtschaftliche Kalkulation sowie eine betriebs
interne Steuerung und Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit der IHK 
erlaubt. Dazu sind der Struktur der IHK entsprechende Kostenstellen und ihren Leistungen 
entsprechende Kostenträger zu bilden. Die Kosten sind nachprüfbar aus der Buchführung 
herzuleiten und verursachungsgerecht den Kostenstellen und Kostenträgern zuzuordnen. 
Die Kosten- und Leistungsrechnung ist ein wichtiger Bestandteil des Controllingsystems. 
Ihre Ergebnisse sind den Entscheidungsträgern in Form eines empfängerorientierten 
Berichtswesens in regelmäßigen Abständen zur Verfügung zu stellen.

(2)	 Die IHK richtet ein für ihre Verhältnisse angemessenes Internes Kontrollsystem (IKS) ein.

Teil VI: Abschlussprüfung und Entlastung

§ 17 �Prüfung, Vorlage und Feststellung des Jahresabschlusses, Verwendung 
des Bilanzgewinns/Bilanzverlustes, Entlastung sowie Veröffentlichung

(1)	 Die IHK hat den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung, den Anhang und 
den Lagebericht sowie die Ordnungsmäßigkeit der Wirtschaftsführung einschließlich 
der Beachtung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, prüfen zu lassen. 
Bei der Prüfung sind die Prüfungsrichtlinien der zuständigen Rechtsaufsichtsbehörde 
sowie sinngemäß die §§ 317, 320, 321 und 322 des Handelsgesetzbuches und sinnge-
mäß des § 53 Abs. 1 des Haushaltsgrundsätze-gesetzes zu beachten.

(2)	 Die Prüfung gemäß Abs. 1 wird von der vom Deutschen Industrie- und Handelskammertag 
errichteten unabhängigen Rechnungsprüfungsstelle für die Industrie- und Handelskam-
mern durchgeführt. Die Rechnungsprüfungsstelle legt zeitgleich den Prüfungsbericht der 
Rechtsaufsichtsbehörde und der IHK vor. Grundlage für die Prüfung durch die ehrenamtli-
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chen Rechnungsprüfer ist insbesondere der Bericht der Rechnungsprüfungsstelle; weitere 
zusätzliche Prüfungshandlungen aus besonderen Anlässen bleiben ihnen unbenommen. 

(3)	 Die Vollversammlung stellt den Jahresabschluss fest und beschließt über die Verwen-
dung des Bilanzgewinns/Bilanzverlustes.

(4)	 Die Vollversammlung erteilt die Entlastung für die Wirtschaftsführung. Das Verfahren 
regelt die IHK-Satzung.

(5)	 Der Jahresabschluss ist in dem für die Veröffentlichung von Satzungsrecht vorgesehe-
nen Medium oder im Internet zu veröffentlichen. Zulässig ist auch eine verkürzte Form.

Teil VII: Ergänzende Vorschriften

§ 18 Beauftragter für die Wirtschaftsführung
(1)	 Soweit der Hauptgeschäftsführer die Aufgabe nicht selbst wahrnimmt, ist bei der IHK 

ein Beauftragter für die Wirtschaftsführung zu bestellen. Der Beauftragte ist dem 
Hauptgeschäftsführer unmittelbar zu unterstellen.

(2)	 Dem Beauftragten obliegen die Erstellung des Entwurfs des Wirtschaftsplans sowie die 
Bewirtschaftung der Mittel. Er ist bei allen Maßnahmen von finanzieller Bedeutung zu 
beteiligen.

(3)	 Der Beauftragte für die Wirtschaftsführung soll eingreifen, wenn die Liquidität gefähr-
det ist, die Erträge erheblich hinter den Planwerten zurückbleiben oder ein Nachtrag 
erforderlich wird. Wenn die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen es erfordert, 
kann der Beauftragte für die Wirtschaftsführung es von seiner Einwilligung (vorherigen 
Zustimmung) abhängig machen, ob Aufwendungen geleistet oder Verpflichtungen ein-
gegangen werden.

(4)	 Dem Beauftragten obliegt die Erstellung des Jahresabschlusses inklusive Anhang.

§ 19 Nutzungen und Sachbezüge
(1)	 Nutzungen und Sachbezüge dürfen Beschäftigten der IHK nur gegen angemessenes 

Entgelt gewährt werden, soweit nicht durch Gesetz, Dienstvertrag, für den öffentli-
chen Dienst allgemein geltende Vorschriften oder im Wirtschaftsplan etwas anderes 
bestimmt ist.

(2)	 Personalaufwendungen, die nicht auf Gesetz, Dienstvereinbarung oder auf Dienstver-
trag beruhen, dürfen nur geleistet werden, wenn dafür Mittel bereitgestellt werden, die 
im Wirtschaftsplan besonders zu erläutern sind.
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§ 20 Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken, Beteiligungen
(1)	 Zum Erwerb, zur Veräußerung und zur dinglichen Belastung von Grundstücken ist die 

Einwilligung der Vollversammlung einzuholen, soweit diese Rechtsgeschäfte nicht 
bereits nach dem Wirtschaftsplan vorgesehen sind.

(2)	 Zur Eingehung oder Veräußerung von Beteiligungen ist die Einwilligung der Vollversamm-
lung einzuholen. Beteiligungen sind Anteile an Unternehmen des privaten Rechts, die 
dazu bestimmt sind, dem gesetzlichen Auftrag der IHK durch Herstellung einer dauerhaf-
ten Verbindung zu diesem Unternehmen zu dienen. Bei Beteiligungen mit mehr als 50 v. H. 
der Anteile ist für die Angelegenheiten von wesentlicher Bedeutung der Gesellschaft das 
Beschlussrecht der Vollversammlung der IHK nach § 4 Abs. 2 IHKG sicherzustellen.

§ 20a Zuwendungen
Zuwendungen sind freiwillige finanzielle Leistungen an Dritte (Stellen außerhalb der IHK) zur 
Erfüllung bestimmter Zwecke, die unter Beachtung von § 1 IHKG und den Grundsätzen des 
staatlichen Haushaltsrechts erfolgen.

§ 21 Änderung von Verträgen, Vergleiche
Die IHK darf zu ihrem Nachteil Verträge nur in besonders begründeten Ausnahmefällen 
aufheben oder ändern und Vergleiche nur abschließen, wenn dies für sie zweckmäßig und 
wirtschaftlich ist.

§ 22 Veränderung von Ansprüchen
(1)	 Die IHK darf Ansprüche nur

1.	 stunden, wenn die sofortige Einziehung mit erheblichen Härten für den Anspruchs-
gegner verbunden wäre und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird;

2.	 niederschlagen, wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg haben wird oder 
wenn die Kosten der Einziehung außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen;

3.	 erlassen, wenn die Einziehung nach Lage des einzelnen Falles für den Anspruchsgeg-
ner eine besondere Härte darstellen würde; das gleiche gilt für die Erstattung oder 
Anrechnung von geleisteten Beträgen.

(2)	 Regelungen in anderen Rechtsvorschriften bleiben unberührt.

§ 23 Geldanlagen
Bei Geldanlagen ist auf eine ausreichende Sicherheit zu achten; sie sollen einen angemesse-
nen Ertrag bringen und für den vorgesehenen Zweck in Anspruch genommen werden können. 
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Teil VIII: Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 24 Inkrafttreten/Geltungsdauer/Übergangsregelungen
Das Finanzstatut gilt erstmals für das Geschäftsjahr 2015. Gleichzeitig tritt das Finanzstatut 
vom 20. Juli 2006 in der geltenden Fassung außer Kraft. Mit Inkrafttreten dieses Finanzsta-
tuts wird die Ausgleichsrücklage gemäß § 15 Abs. 3 des Finanzstatuts alter Fassung in die 
Ausgleichsrücklage gemäß § 15a Abs. 2 des Finanzstatuts neuer Fassung umgewidmet. Die 
Liquiditätsrücklage ist bis spätestens zum 31. Dezember 2019 zu verwenden.
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Beitragsordnung der IHK Würzburg-Schweinfurt

vom 13. Dezember 2007 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2008, Heft 2, S. 66),
zuletzt geändert am 8. Dezember 2022 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2023, Heft 1, S. 36)

§ 1 Beitragspflicht
(1)	 Die IHK erhebt von den IHK-Zugehörigen Beiträge nach Maßgabe des IHKG und der 

folgenden Vorschriften; die Beiträge sind öffentliche Abgaben.
(2)	 Die Beiträge werden als Grundbeiträge und Umlagen erhoben.
(3)	 Die Vollversammlung setzt jährlich in der Wirtschaftssatzung die Grundbeiträge, den 

Hebesatz der Umlage und die Freistellungsgrenze (§ 5) fest.

§ 2 Organgesellschaften und Betriebsstätten
(1)	 Verbundene Unternehmen (Organgesellschaften) werden nach den Bestimmungen des 

§ 2 Abs. 1 IHKG als eigenständige IHK-Zugehörige zum Beitrag veranlagt. 
(2)	 Hat ein IHK-Zugehöriger mehrere Betriebsstätten im Sinne von § 12 AO im IHK-Bezirk, 

so wird der Grundbeitrag nur einmal erhoben.

§ 3 Beginn und Ende der Beitragspflicht
(1)	 Die Beitragspflicht entsteht mit Beginn des Geschäftsjahres, erstmalig mit dem Beginn 

der IHK-Zugehörigkeit.
(2)	 Erhebungszeitraum für den Beitrag ist das Geschäftsjahr (Art. 16 der IHK-Satzung).
(3)	 Die Beitragspflicht endet mit dem Zeitpunkt des Monats, in dem die Gewerbesteuer-

pflicht erlischt. Sie wird durch die Eröffnung eines Liquidations- oder Insolvenzverfah-
rens nicht berührt.

§ 4 Gewerbeertrag/Gewinn aus Gewerbebetrieb
(1)	 Der Gewerbeertrag wird nach § 7 GewStG unter Berücksichtigung von § 10 a GewStG 

ermittelt.
(2)	 Falls für das Bemessungsjahr ein Gewerbesteuermessbetrag nicht festgesetzt worden 

ist, tritt an die Stelle des Gewerbeertrags der nach dem Einkommen- oder Körperschaft-
steuergesetz ermittelte Gewinn aus Gewerbebetrieb.

§ 5 Beitragsfreistellung nach § 3 Abs. 3 Sätze 3 bis 5 IHKG
(1)	 Natürliche Personen und Personengesellschaften, die nicht in das Handelsregister einge-
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tragen sind, und eingetragene Vereine, wenn nach Art oder Umfang ein in kaufmännischer 
Weise eingerichteter Geschäftsbetrieb nicht erforderlich ist, sind vom Beitrag freigestellt, 
soweit ihr Gewerbeertrag nach dem Gewerbesteuergesetz oder, soweit für das Bemes-
sungsjahr ein Gewerbesteuermessbetrag nicht festgesetzt wird, ihr nach dem Einkommen-
steuergesetz ermittelter Gewinn aus Gewerbebetrieb 5.200 Euro nicht übersteigt.

(2)	 Die in Abs. 1 genannten natürlichen Personen sind, soweit sie in den letzten fünf 
Wirtschaftsjahren vor ihrer Betriebseröffnung weder Einkünfte aus Land- und Forst-
wirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbständiger Arbeit erzielt haben, noch an einer 
Kapitalgesellschaft mittelbar oder unmittelbar zu mehr als einem Zehntel beteiligt 
waren, für das Geschäftsjahr der IHK, in dem die Betriebseröffnung erfolgt, und für das 
darauf folgende Jahr von der Umlage und vom Grundbeitrag sowie für das dritte und 
vierte Jahr von der Umlage befreit, wenn ihr Gewerbeertrag oder Gewinn aus Gewerbe-
betrieb 25.000 Euro nicht übersteigt.

(3)	 Wenn nach dem Stand der zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Wirtschaftssatzung 
vorliegenden Bemessungsgrundlagen zu besorgen ist, dass bei der IHK die Zahl der Bei-
tragspflichtigen, die einen Beitrag entrichten, durch die in den Abs. 1 und 2 genannten 
Freistellungsregelungen auf weniger als 55 v. H. aller ihr zugehörigen Gewerbetreiben-
den sinkt, kann die Vollversammlung für das betreffende Geschäftsjahr eine entspre-
chende Herabsetzung der dort genannten Grenzen für den Gewerbeertrag oder den 
Gewinn aus Gewerbebetrieb beschließen.

§ 6 Berechnung des Grundbeitrags
(1)	 Der Grundbeitrag kann gestaffelt werden. Zu den Staffelungskriterien gehören insbe-

sondere Art und Umfang sowie die Leistungskraft des Gewerbebetriebes. Berücksichtigt 
werden können dabei der Gewerbeertrag, die Handelsregistereintragung, das Erforder-
nis eines in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetriebs, der Umsatz, die 
Bilanzsumme und die Arbeitnehmerzahl. Die Staffelung und die Höhe der Grundbei
träge legt die Vollversammlung in der Wirtschaftssatzung fest.

(2)	 Der Grundbeitrag wird als Jahresbeitrag erhoben. Er ist auch dann in voller Höhe zu 
entrichten, wenn der gewerbliche Betrieb oder seine Betriebsstätten nicht im ganzen 
Erhebungszeitraum oder nur mit einem Betriebsteil beitragspflichtig sind. Besteht die 
Beitragspflicht im Erhebungszeitraum nicht länger als drei Monate, kann auf Antrag von 
der Erhebung des Grundbeitrags ganz oder teilweise abgesehen werden.
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§ 7 Berechnung der Umlage
(1)	 Bemessungsgrundlage für die Umlage ist der Gewerbeertrag.
(2)	 Bei natürlichen Personen und Personengesellschaften ist die Bemessungsgrundlage für 

die Umlage einmal um einen Freibetrag gemäß § 3 Abs. 3 S. 7 IHKG für das Unterneh-
men zu kürzen; bei Unternehmen mit mehreren Betriebsstätten wird der Freibetrag vor 
Ermittlung der Zerlegungsanteile von der Bemessungsgrundlage des ganzen Unterneh-
mens abgezogen.

§ 8 Zerlegung
(1)	 Bei einer Zerlegung des Gewerbeertrags sind nur die auf den IHK-Bezirk entfalle-

nen Zerlegungsanteile der Umlagebemessung und, soweit der Gewerbeertrag für die 
Bemessung des Grundbeitrags oder die Freistellung (§ 5) herangezogen wird, auch dabei 
zugrunde zulegen. S. 1 gilt entsprechend für die Bemessungsgrundlage Gewinn aus 
Gewerbebetrieb und für den Umsatz, die Bilanzsumme oder die Arbeitnehmerzahl, wenn 
diese für die Bemessung des Grundbeitrags herangezogen werden.

(2)	 Die Zerlegung erfolgt auf der Grundlage der von der Finanzverwaltung festgestell-
ten gewerbesteuerlichen Zerlegungsanteile. Liegt keine gewerbesteuerliche Zerlegung 
durch die Finanzverwaltung vor, kann die Zerlegung nach entsprechender Anwendung 
der §§ 28 ff. GewStG (gewerbesteuerliche Zerlegung) durch die IHK erfolgen.

§ 9 Bemessungsjahr
(1)	 Soweit die Beitragsordnung auf den Gewerbeertrag, den Gewinn aus Gewerbebetrieb, 

den Umsatz, die Bilanzsumme oder die Arbeitnehmerzahl Bezug nimmt, sind die Werte 
des Bemessungsjahres maßgebend.

(2)	 Das Bemessungsjahr wird in der jährlichen Wirtschaftssatzung festgesetzt. 

§ 10 Umsatz, Bilanzsumme, Arbeitnehmerzahl 
(1)	 Umsatz im Sinne der Beitragsordnung ist die Summe der steuerfreien und steuerpflich-

tigen Lieferungen und sonstigen Leistungen einschließlich unentgeltlicher Wertabgaben 
im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr.1 sowie § 3 Abs. 1b und 9a UStG. Bei umsatzsteuerlichen 
Organschaften wird für den gesamten Organkreis der umsatzsteuerrechtliche Umsatz 
der Organträgerin zugrunde gelegt.

(2)	 Die Bilanzsumme wird nach § 266 HGB und die Zahl der Arbeitnehmer nach § 267 Abs. 
5 HGB ermittelt.
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§ 11 Handelsregistereintragung
(1)	 Soweit die Beitragsordnung Rechtsfolgen an die Eintragung im Handelsregister oder 

Genossenschaftsregister knüpft, ist dieses Kriterium erfüllt, wenn der IHK-Zugehörige 
zu irgendeinem Zeitpunkt des Geschäftsjahres in dem jeweiligen Register eingetragen 
ist. Dieses Kriterium ist ebenfalls erfüllt, wenn der IHK-Zugehörige in einem Register 
eines anderen Staates eingetragen ist, soweit dieses Register eine dem deutschen Han-
delsregister vergleichbare Funktion hat. 

(2)	 Abs. 1 gilt entsprechend, soweit die Beitragsordnung Rechtsfolgen daran knüpft, dass 
der Gewerbebetrieb des IHK-Zugehörigen nach Art und Umfang einen in kaufmänni-
scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert.

§ 12 Besondere Regelungen für gemischtgewerbliche Betriebe
(1)	 Die IHK erhebt von IHK-Zugehörigen, die in der Handwerksrolle oder in dem Verzeichnis 

nach § 19 der Handwerksordnung eingetragen sind (gemischtgewerbliche Betriebe) den 
Beitrag für den Betriebsteil, der weder handwerklich (Anlage A und Anlage B Abschnitt 
1 der HwO) noch handwerksähnlich (Anlage B Abschnitt 2 der HwO) ist, sofern der 
Gewerbebetrieb nach Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten 
Geschäftsbetrieb erfordert und mit dem weder handwerklichen noch handwerksähnli-
chen Betriebsteil einen Umsatz von mehr als 130.000 Euro erzielt hat. 

(2)	 Nur der Gewerbeertrag, der auf den Betriebsteil entfällt, der weder handwerklich noch hand-
werksähnlich ist, wird der Umlagebemessung und, soweit der Gewerbeertrag für die Bemes-
sung des Grundbeitrags oder die Beitragsfreistellung (§ 5) herangezogen wird, auch dabei 
zugrunde gelegt. S. 1 gilt entsprechend für die Bemessungsgrundlage Gewinn aus Gewerbe- 
betrieb und für den Umsatz, die Bilanzsumme oder die Arbeitnehmerzahl, wenn diese für die 
Bemessung des Grundbeitrags oder die Beitragsfreistellung nach § 5 herangezogen werden.

(3)	 Im Rahmen der nach dieser Vorschrift vorzunehmenden Zuordnungen findet § 8 Abs. 2 
keine Anwendung.

§ 13 �Besondere Regelungen für Inhaber von Apotheken,  
Angehörige von freien Berufen und der Land- und Forstwirtschaft

(1)	 Inhaber einer Apotheke werden mit einem Viertel ihres Gewerbeertrages zur Umlage 
veranlagt. S. 1 gilt entsprechend, soweit der Gewerbeertrag für die Bemessung des 
Grundbeitrags oder die Beitragsfreistellung herangezogen wird.

(2)	 Abs. 1 findet auch Anwendung auf IHK-Zugehörige, die oder deren sämtliche Gesell-
schafter vorwiegend
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	 a)	 einen freien Beruf ausüben oder
	 b)	� Land- und Forstwirtschaft auf einem im Bezirk der IHK belegenen Grundstück oder
	 c)	� als Betrieb der Binnenfischerei Fischfang in einem im Bezirk der IHK belegenen Ge-

wässer betreiben und Beiträge an eine oder mehrere andere Kammern entrichten, 
mit der Maßgabe, dass statt eines Viertels ein Zehntel der dort genannten Bemes-
sungsgrundlage bei der Veranlagung zu Grunde gelegt wird. Die IHK-Zugehörigen 
haben das Vorliegen der Voraussetzungen für die Herabsetzung der Bemessungs-
grundlage nachzuweisen.

§ 14 Besondere Regelung für Komplementär- und Tochtergesellschaften
(1)	 IHK-Zugehörigen in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft, deren gewerbliche Tätig-

keit sich in der Komplementärfunktion in einer ebenfalls der IHK zugehörigen Personen-
handelsgesellschaft erschöpft, kann in der jährlichen Wirtschaftssatzung ein ermäßigter 
Grundbeitrag eingeräumt werden.

(2)	 Gleiches gilt für Gesellschaften, deren sämtliche Anteile von einem im Handelsregister 
eingetragenen Unternehmen gehalten werden, sofern beide Unternehmen ihren Sitz im 
IHK-Bezirk haben.

(3)	 Die Wirtschaftssatzung kann vorsehen, dass die Ermäßigung des Grundbeitrags nur auf 
Antrag gewährt wird.

§ 15 Beitragsveranlagung
(1)	 Die Beitragsveranlagung erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Dieser ist dem IHK-Zuge-

hörigen in einem verschlossenen Umschlag zu übersenden. Mit ausdrücklicher Zustim-
mung des IHK-Zugehörigen kann der Beitragsbescheid auch digital auf einem sicheren 
Übertragungsweg übersandt werden.

(2)	 Im Beitragsbescheid ist auf die für die Beitragserhebung maßgeblichen Rechtsvorschrif-
ten hinzuweisen; die Bemessungsgrundlage und das Bemessungsjahr sind anzugeben. 
Ferner ist eine angemessene Zahlungsfrist zu bestimmen, gerechnet vom Zeitpunkt des 
Zugangs. Der Bescheid ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.

(3)	 Sofern der Gewerbeertrag oder der Zerlegungsanteil für das Bemessungsjahr noch nicht 
vorliegt, kann der IHK-Zugehörige aufgrund des letzten vorliegenden Gewerbeertrages 
oder – soweit ein solcher nicht vorliegt – aufgrund einer Schätzung in entsprechen-
der Anwendung des § 162 AO vorläufig veranlagt werden. S. 1 findet entsprechende 
Anwendung auf den Gewinn aus Gewerbebetrieb und auf den Umsatz, die Bilanzsumme 
und die Arbeitnehmerzahl, soweit diese für die Veranlagung von Bedeutung sind.

(4)	 Ändert sich die Bemessungsgrundlage nach Erteilung des Beitragsbescheides, so erlässt 
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die IHK einen berichtigenden Bescheid. Zuviel gezahlte Beiträge werden erstattet, zu 
wenig erhobene Beiträge werden nachgefordert. Von einer Nachforderung kann abge-
sehen werden, wenn die Kosten der Nachforderung in einem Missverhältnis zu dem zu 
fordernden Beitrag stehen.

(5)	 Der IHK-Zugehörige ist verpflichtet, der IHK Auskunft über die zur Festsetzung des Bei-
trages erforderlichen Grundlagen zu geben; die IHK ist berechtigt, die sich hierauf bezie-
henden Geschäftsunterlagen einzusehen. Werden von dem IHK-Zugehörigen Angaben, 
die zur Feststellung seiner Beitragspflicht oder zur Beitragsfestsetzung erforderlich sind, 
nicht gemacht, kann die IHK die Beitragsbemessungsgrundlagen entsprechend § 162 
AO schätzen; dabei sind alle Umstände zu berücksichtigen, die für die Schätzung von 
Bedeutung sind.

§ 16 Vorauszahlungen
Für die Fälle des § 15 Abs. 3 kann die Wirtschaftssatzung regeln, dass die IHK-Zugehörigen 
Vorauszahlungen auf ihre Beitragsschuld zu entrichten haben. Die Vorauszahlung ist auf 
der Grundlage der §§ 6 und 7 nach pflichtgemäßem Ermessen zu bestimmen. Die Erhebung 
erfolgt durch Vorauszahlungsbescheid. §§ 15 und 17 gelten entsprechend.

§ 17 Fälligkeit des Beitragsanspruches
Der Beitrag wird fällig mit Zugang des Beitragsbescheides; er ist innerhalb der gesetzten 
Zahlungsfrist zu entrichten.

§ 18 Mahnung und Beitreibung
(1)	 Beiträge, die nach Ablauf der Zahlungsfrist nicht beglichen sind, werden mit Festset-

zung einer neuen Zahlungsfrist angemahnt. Die Erhebung einer Mahngebühr (Beitrei-
bungsgebühr, Auslagen) richtet sich nach der Gebührenordnung der IHK.

(2)	 In der Mahnung ist der Beitragspflichtige darauf hinzuweisen, dass im Falle der Nichtzahlung 
innerhalb der Mahnfrist die Beitreibung der geschuldeten Beträge eingeleitet werden kann.

(3)	 Die Einziehung und Beitreibung ausstehender Beiträge richtet sich nach § 3 Abs. 8 IHKG 
und Art. 26 Bayerisches Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz (VwZVG) 
vom 11.11.1970 (GVBl. 1971, S. 1).

§ 19 Stundung; Erlass; Niederschlagung
(1)	 Beiträge können auf Antrag gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine 

erhebliche Härte für den Beitragspflichtigen bedeuten würde und der Beitragsanspruch 
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durch die Stundung nicht gefährdet erscheint.
(2)	 Beiträge können auf Antrag im Falle einer unbilligen Härte ganz oder teilweise erlassen 

werden. Im Interesse einer gleichmäßigen Behandlung aller IHK-Zugehörigen ist an den 
Begriff der unbilligen Härte ein strenger Maßstab anzulegen.

(3)	 Beiträge können niedergeschlagen werden, wenn ihre Beitreibung keinen Erfolg ver-
spricht oder wenn die Kosten der Beitreibung in einem Missverhältnis zur Beitrags-
schuld stehen.

(4)	 Von der Beitragsfestsetzung kann in entsprechender Anwendung von § 156 Abs. 2 AO 
abgesehen werden, wenn bereits vorher feststeht, dass die Beitreibung keinen Erfolg 
haben wird oder die Kosten der Festsetzung und der Beitreibung in einem Missverhältnis 
zur Beitragshöhe stehen.

§ 20 Verjährung
(1)	 Gegen den Beitragsbescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe vor 

dem zuständigen Verwaltungsgericht schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in 
einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form Klage erhoben werden. Die Klage ist 
gegen die IHK Würzburg-Schweinfurt zu richten.

(2)	 Die Klage gegen den Beitragsbescheid hat keine aufschiebende Wirkung (§ 80 Abs. 2 Nr. 
1 VwGO).

§ 21 Rechtsbehelf
Der Rechtsbehelf gegen den Beitragsbescheid richtet sich nach den Bestimmungen der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) und dem bayerischen Ausführungsgesetz zur Verwal-
tungsgerichtsordnung (AGVwGO).

§ 22 Inkrafttreten
Die Beitragsordnung tritt einen Tag nach Genehmigung durch die Rechtsaufsichtsbehörde 
und nach Veröffentlichung in der „Wirtschaft in Mainfranken“ in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Beitragsordnung vom 7. Dezember 2017 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2018, Heft 2, S. 31) 
außer Kraft. Für die Festsetzung/Berichtigung von Beiträgen aus Geschäftsjahren vor dem 
1. Januar 2023 gilt die Beitragsordnung in der vor dem 1. Januar 2023 geltenden Fassung. 



Organisationsrecht76

Gebührenordnung der IHK Würzburg-Schweinfurt
vom 16. Juli 2009 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2009, Heft 9, S. 66)

§ 1 Gebühren, Auslagen, Vorschüsse
(1)	 Für die Inanspruchnahme besonderer Anlagen und Einrichtungen oder für besondere 

Tätigkeiten erhebt die IHK, soweit nicht besondere gesetzliche Bestimmungen bestehen, 
Gebühren nach dem Gebührentarif. Der Gebührentarif ist Bestandteil der Gebührenord-
nung.

(2)	 Die IHK kann von demjenigen, der eine besondere öffentlich-rechtliche Verwaltungstä-
tigkeit (Amtshandlung der IHK) in Anspruch nimmt – unabhängig davon, ob dafür eine 
Gebühr im Gebührentarif vorgesehen ist – Auslagen ersetzt verlangen, die den üblicher-
weise von der IHK zu tragenden Verwaltungsaufwand überschreiten.

(3)	 Für Gebühren und Auslagen kann die IHK einen angemessenen Vorschuss verlangen.

§ 2 Bemessung der Gebühren
(1)	 Gebühren sind als feste Sätze oder Rahmensätze zu bestimmen.
(2)	 Sind für eine Tätigkeit Rahmensätze bestimmt, so darf die konkrete Gebührenhöhe den 

Verwaltungsaufwand nicht übersteigen. Die konkrete Gebührenhöhe darf dabei nicht 
außer Verhältnis zum wirtschaftlichen Wert für den Gebührenschuldner stehen.

(3)	 In besonderen Fällen (z. B. Rücknahme eines Antrags oder einer Anmeldung zur Vor
nahme einer Tätigkeit vor deren Beendigung, Ablehnung eines Antrags, Nichtteilnahme 
an Prüfungen, Fachgesprächen oder sonstigen Verfahren) kann die vorgesehene Gebühr 
ermäßigt werden. Sie kann auch ganz erlassen oder nicht erhoben werden, wenn dies 
der Billigkeit oder dem öffentlichen Interesse entspricht.

§ 3 Kostenschuldner
(1)	 Gebührenschuldner ist, wer besondere Anlagen und Einrichtungen der IHK benutzt oder 

gebührenpflichtige Tätigkeiten beantragt hat. Schulden mehrere eine Gebühr gemein-
sam, so kann die IHK jeden Schuldner für den gesamten Betrag in Anspruch nehmen.

(2)	 Dem Gebührenschuldner ist gleichgestellt, wer sich gegenüber der IHK verpflichtet, die 
Gebühr zu übernehmen.

(3)	 Für Auslagen gelten die Abs. 1 und 2 entsprechend.
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§ 4 Entstehung des Anspruchs
(1)	 Der Anspruch auf Gebühren entsteht bei antragsgebundenen Tätigkeiten mit Eingang 

des Antrags, sonst mit der Benutzung der Anlage oder Einrichtung oder der Durchfüh-
rung der Tätigkeit.

(2)	 Der Anspruch auf Erstattung von Auslagen entsteht mit der Aufwendung des zu erstat-
tenden Betrages.

§ 5 Fälligkeit
(1)	 Gebühren und Auslagen werden mit ihrer Bekanntgabe an den Kostenschuldner fällig.
(2)	 Gebühren und Auslagen sind innerhalb der gesetzten Zahlungsfrist zu entrichten, ohne 

eine gesetzte Frist innerhalb von 14 Tagen nach Fälligkeit.

§ 6 Mahnung und Beitreibung
(1)	 Gebühren und Auslagen, die nicht innerhalb der Frist nach § 5 Abs. 2 entrichtet worden 

sind, sind mit einer neuen Zahlungsfrist anzumahnen.
(2)	 In der Mahnung ist der Kostenschuldner auf die Folgen der Nichtzahlung innerhalb der 

neuen Frist hinzuweisen.
(3)	 Für die Beitreibung von Gebühren und Auslagen gelten die Vorschriften der Beitrags-

ordnung entsprechend.

§ 7 Stundung, Erlass, Niederschlagung
(1)	 Gebühren und Auslagen können auf Antrag gestundet werden, wenn ihre Zahlung mit 

erheblichen Härten für den Kostenschuldner verbunden ist und der Zahlungsanspruch 
durch die Stundung nicht gefährdet wird.

(2)	 Gebühren und Auslagen können auf Antrag im Falle einer unbilligen Härte ganz oder 
teilweise erlassen werden. Im Interesse einer gleichmäßigen Behandlung aller IHK-
Zugehörigen ist an den Begriff der unbilligen Härte ein strenger Maßstab anzulegen.

(3)	 Gebühren und Auslagen können niedergeschlagen werden, wenn ihre Beitreibung kei-
nen Erfolg verspricht oder wenn Aufwand und Kosten der Beitreibung in einem Miss-
verhältnis zur Höhe der Gebühren und Auslagen stehen.

(4)	 Von der Erhebung kann in entsprechender Anwendung von § 156 Abs. 2 AO abgesehen 
werden, wenn bereits vorher feststeht, dass die Beitreibung keinen Erfolg haben wird 
oder die Kosten der Festsetzung und der Beitreibung in einem Missverhältnis zur Höhe 
der Gebühren und Auslagen stehen.



Organisationsrecht78

§ 8 Verjährung
Für die Verjährung der Gebühren und Auslagen gelten die Vorschriften der Abgabenordnung 
über die Steuern von Einkommen und Vermögen entsprechend.

§ 9 Rechtsbehelfe
(1)	 Gegen den Gebühren- und Auslagenbescheid kann innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe vor dem zuständigen Verwaltungsgericht Klage erhoben werden. Die Klage 
ist gegen die IHK zu richten.

(2)	 Die Klage hat keine aufschiebende Wirkung (§ 80 Abs. 2 Ziff. 1 VwGO).

§ 10 Inkrafttreten
Diese Gebührenordnung tritt nach Genehmigung durch die Rechtsaufsichtsbehörde und 
nach Veröffentlichung in der „Wirtschaft in Mainfranken“ in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Gebührenordnung vom 8. Oktober 1981 außer Kraft.
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Geschäftsordnung des Berufsbildungsausschusses  
der IHK Würzburg-Schweinfurt

vom 10. Juli 2007 („Wirtschaft in Mainfranken“ 2007, Heft 9, S. 73)

Der gemäß § 77 Abs. 1 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) von der IHK Würzburg-Schweinfurt 
errichtete Berufsbildungsausschuss gibt sich gemäß § 80 des Gesetzes folgende Geschäfts-
ordnung:

§ 1 Zuständigkeit und Aufgaben
(1)	 Der Berufsbildungsausschuss ist im Rahmen des Berufsbildungsgesetzes für die Auf

gaben der Berufsbildung zuständig.
(2)	 Er beschließt die aufgrund des Berufsbildungsgesetzes von der IHK zu erlassenden 

Rechtsvorschriften für die Durchführung der Berufsbildung.
(3)	 Er ist in allen wichtigen Angelegenheiten der beruflichen Bildung zu unterrichten und 

zu hören. Er hat im Rahmen seiner Aufgaben auf eine stetige Entwicklung der Qualität 
der beruflichen Bildung hinzuwirken und die an der Berufsbildung Mitwirkenden dabei 
zu unterstützen.

(4)	 Wichtige Angelegenheiten, in denen der Berufsbildungsausschuss anzuhören ist, sind 
insbesondere:
1.	 Erlass von Verwaltungsgrundsätzen 
	 -	 über die Eignung von Ausbildungs- und Umschulungsstätten
	 -	 für das Führen von schriftlichen Ausbildungsnachweisen
	 -	 für die Verkürzung der Ausbildungsdauer
	 -	 für die vorzeitige Zulassung zur Abschlussprüfung
	 -	 für die Durchführung der Prüfungen
	 -	 zur Durchführung von über- und außerbetrieblicher Ausbildung
	 sowie von Verwaltungsrichtlinien zur beruflichen Bildung,
2.	 Umsetzung der vom Landesausschuss für Berufsbildung empfohlenen Maßnahmen,
3.	 wesentliche inhaltliche Änderungen des Ausbildungsvertragsmusters.

(5)	 Wichtige Angelegenheiten, in denen der Berufsbildungsausschuss zu unterrichten ist, 
sind insbesondere:
1.	 Zahl und Art der der IHK angezeigten Maßnahmen der Berufsausbildungsvorberei-

tung und beruflichen Umschulung sowie der eingetragenen Berufsausbildungsver-
hältnisse,
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2.	 Zahl und Ergebnisse von durchgeführten Prüfungen sowie hierbei gewonnene Erfah-
rungen,

3.	 Tätigkeit der Berater nach § 76 Abs. 1 S. 2 BBiG,
4.	 für den räumlichen und fachlichen Zuständigkeitsbereich der IHK neue Formen, 

Inhalte und Methoden der Berufsbildung,
5.	 Stellungnahmen oder Vorschläge der IHK gegenüber anderen Stellen und Behör-

den, soweit sie sich auf die Durchführung dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften beziehen,

6.	 Bau eigener überbetrieblicher Berufsbildungsstätten,
7.	 Beschlüsse nach § 79 Abs. 5 BBiG sowie beschlossene Haushaltsansätze zur Durch-

führung der Berufsbildung mit Ausnahme der Personalkosten,
8.	 Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten aus Ausbildungsverhältnissen,
9.	 Arbeitsmarktfragen, soweit sie die Berufsbildung im Zuständigkeitsbereich der IHK 

berühren.

§ 2 Zusammensetzung, Stellvertretung
(1)	 Der Ausschuss besteht aus 

6 Beauftragten der Arbeitgeber,
6 Beauftragten der Arbeitnehmer und 
6 Lehrkräften an berufsbildenden Schulen.

	 Die Mitglieder werden gemäß § 77 Abs. 2 BBiG berufen. Stimmrecht haben die Beauf-
tragten der Arbeitgeber und die Beauftragten der Arbeitnehmer. Die Lehrkräfte haben 
beratende Stimme. Bei Beschlüssen zu Angelegenheiten der Berufsausbildungsvorberei-
tung und Berufsausbildung haben die Lehrkräfte Stimmrecht, soweit sich die Beschlüsse 
unmittelbar auf die Organisation der schulischen Berufsbildung auswirken.

(2)	 Die Mitglieder haben die gleiche Anzahl Stellvertreter. Die Stellvertreter sind gleich-
zeitig mit den Mitgliedern über die Sitzungen des Ausschusses zu unterrichten und 
erhalten Tagesordnung und Sitzungsunterlagen zur Kenntnisnahme. Ist ein Mitglied an 
der Teilnahme verhindert, so wird es durch einen Stellvertreter seiner Gruppe vertreten. 
Das Mitglied hat die IHK unverzüglich über seine Verhinderung zu informieren. Die IHK 
informiert einen Vertreter der jeweiligen Mitgliedergruppe nach § 2 Abs. 1 S. 1.

§ 3 Vorsitz
(1)	 Der Ausschuss wählt aus seiner Mitte mit verdecktem Stimmzettel den Vorsitzenden 

und seinen Stellvertreter. Der Vorsitz wechselt jährlich, der Vorsitzende und sein Stell-
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vertreter sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehören. Aktiv und passiv wahlbe-
rechtigt sind die Beauftragten der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer.

(2)	 Falls sich kein Widerspruch erhebt, kann die Abstimmung auch offen erfolgen.
(3)	 Erhält im ersten Wahlgang kein Bewerber die Mehrheit der abgegebenen Stimmen, so 

findet ein zweiter Wahlgang statt, bei dem der Bewerber mit der niedrigsten Stimmzahl 
ausscheidet. Erhält keiner der verbliebenen Bewerber die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, so entscheidet das Los.

§ 4 Ehrenamtliche Tätigkeit
Die Tätigkeit im Berufsbildungsausschuss ist ehrenamtlich. Es gelten die Entschädigungsre-
gelungen der IHK.

§ 5 Einberufung, Verfahren, Öffentlichkeit
(1)	 Der Ausschuss wird vom Vorsitzenden im Einvernehmen mit dem stellvertretenden Vor-

sitzenden nach Bedarf, mindestens jedoch dreimal jährlich zu einer Sitzung einberufen. 
Eine Einberufung muss auch erfolgen, wenn mindestens fünf stimmberechtigte Aus-
schussmitglieder dies schriftlich beantragen. Die Einladungen zu den Sitzungen erfol-
gen in der Regel 14 Tage vor dem Sitzungstermin unter Bekanntgabe der Tagesordnung. 
Die Beratungsunterlagen sind den Einladungen beizufügen.

(2)	 Die Sitzungen des Ausschusses sind nicht öffentlich. Der Ausschuss kann die Öffentlich-
keit einer Sitzung einstimmig beschließen.

(3)	 Über die Verhandlungen des Berufsbildungsausschusses ist außerhalb der Mitgliedergrup-
pen Verschwiegenheit zu wahren. Diese Verpflichtung bleibt auch nach dem Ausscheiden 
aus dem Ausschuss bestehen. Dies gilt nicht für öffentliche Sitzungen nach Abs. 2.

§ 6 Beschlüsse
(1)	 Der Berufsbildungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner stimm-

berechtigten Mitglieder anwesend ist. Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen.

(2)	 Zur Wirksamkeit eines Beschlusses ist es erforderlich, dass der Gegenstand bei der Ein-
berufung des Ausschusses bezeichnet ist, es sei denn, dass er mit Zustimmung von zwei 
Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt wird. 

(3)	 An der Beratung und Beschlussfassung über Angelegenheiten, die das persönliche 
Interesse einzelner Mitglieder unmittelbar berühren, dürfen diese nicht teilnehmen. Die 
Betroffenen teilen dies dem Vorsitzenden unaufgefordert mit.
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§ 7 Niederschrift
Über jede Sitzung des Ausschusses wird eine Ergebnisniederschrift angefertigt, die vom Vor-
sitzenden und seinem Stellvertreter zu unterzeichnen ist. Die ordentlichen und die stellver-
tretenden Mitglieder des Ausschusses erhalten die unterzeichnete Niederschrift. Sie wird 
außerdem in der nächstfolgenden Sitzung zur Genehmigung der Richtigkeit vorgelegt. 

§ 8 Umlaufverfahren
(1)	 In eilbedürftigen Angelegenheiten können Beschlüsse, Anhörungen und Unterrichtun-

gen im Sinne des § 1 Abs. 2, 4 und 5 auf schriftlichem Wege herbeigeführt werden, wenn 
der Berufsbildungsausschuss in einer Sitzung die Durchführung des Umlaufverfahrens 
für diesen Gegenstand beschließt oder sich der Vorsitzende und sein Stellvertreter auf 
die Durchführung eines Umlaufverfahrens einigen.

(2)	 Die Vorlagen sind den Mitgliedern schriftlich zu erläutern. Das Datum einer letztmögli-
chen Willenserklärung ist in die Vorlage aufzunehmen.

(3)	 Im Falle von Beschlussvorlagen gilt das Datum für die letztmögliche Willenserklärung 
als Datum des Beschlusses.

(4)	 Der Vorsitzende des Berufsbildungsausschusses bzw. sein Stellvertreter entscheidet, 
welche Frist für die Stimmabgabe gewährt wird.

§ 9 Unterausschüsse
(1)	 Der Ausschuss kann nach Bedarf Unterausschüsse bilden. 
(2)	 Den Unterausschüssen können auch stellvertretende Ausschussmitglieder und ande-

re sachkundige Personen angehören. Die Unterausschüsse haben die Ergebnisse ihrer 
Beratungen dem Ausschuss zur abschließenden Beratung vorzulegen, auf Verlangen des 
Ausschusses sind die Ergebnisse schriftlich vorzulegen.

(3)	 Der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende des Ausschusses haben das Recht, 
an allen Sitzungen der Unterausschüsse teilzunehmen.

§ 10 Hinzuziehen von Sachverständigen
Der Ausschuss und die Unterausschüsse können zu ihren Sitzungen Sachverständige hinzu-
ziehen. Kann sich der Ausschuss nicht auf einen Sachverständigen einigen, so wird für jede 
Gruppe der von ihr vorgeschlagene Sachverständige hinzugezogen. Die Sachverständigen 
werden zum Gegenstand der Beratung gehört. 
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§ 11 Geschäftsführung
(1)	 Die Geschäfte des Ausschusses und seiner Unterausschüsse werden durch die IHK im 

Einvernehmen mit dem Vorsitzenden und dessen Stellvertreter geführt.
(2)	 Die IHK führt die Ergebnisniederschrift über die Sitzungen.

§ 12 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
Diese Geschäftsordnung tritt am 10. Juli 2007 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsord-
nung vom 7. Oktober 1970 außer Kraft.
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IHK- 
Schriftenreihe Titel

erhältlich 
bei der IHK

Vergriffen – in 
der Uni-Bibliothek 
erhältlich

Nr. 1/1966 Die Zukunft der Rhön x

Nr. 2/1966 Verkehrsdrehscheibe Mainfranken x

Nr. 3/1967 Rechtsgrundlagen und Organisation x

Nr. 4/1967 Die Bevölkerungsentwicklung der Gemeinden, Städte und Land-
kreise des Regierungsbezirkes Unterfranken 1965 – 1990 x

Nr. 5/1968 Funktionsfähige Innenstädte x

Nr. 6/1969 Die Landkreise Lohr und Marktheidenfeld  
Ein Beitrag zur regionalen Wirtschaftspolitik in Unterfranken x

Nr. 7/1972 Haßberge – Steigerwald 
Sozioökonomische Entwicklungsprozesse in strukturschwachen 
Räumen x

Nr. 8/1972 Berufs- und arbeitspädagogische Voraussetzungen für die 
betriebliche Ausbildung x

Nr. 9/1977 Das Maintal: Entwicklungsachse und Lebensader einer Landschaft x

Nr. 10/1979 Alfred Herold – Der Fremdenverkehr in Mainfranken 
Struktur, Möglichkeiten, Probleme x

Nr. 11/1984 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 12/1984 Das mainfränkische Autobahnnetz 
Entwicklung, Struktur und Funktion - Ein kritischer Überblick 
aus geographischer Sicht von Alfred Herold x

Nr. 13/1990 Berlin-Leipzig-Würzburg-Stuttgart-Zürich 
Chancen einer dritten Nord-Süd-Magistrale 
von A. Herold, Würzburg x

Nr. 11/1992 Rechtsgrundlagen der IHK-Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 14/1995 Bürokratieberuhigte Zone Mainfranken x

Nr. 11/1995 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 11/1999 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 12/2003 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 11/2007 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 15/2008 Gründeratlas Mainfranken 2008 x

Nr. 16/2008 Unternehmensrisiken erkennen und meistern 
Tipps zur Unternehmensentwicklung und Krisenprophylaxe x

Nr. 17/2008 Industriereport 2008 
Zur Bedeutung der Industrie in Mainfranken x

Nr. 18/2008 Entwicklungsperspektive für Mainfranken 
Handlungsempfehlungen aus Sicht der mainfränkischen 
Wirtschaft x

Nr. 19/2008 Realsteuerhebesätze 2008 x

Nr. 20/2008 Die Bau- und Immobilienwirtschaft in Mainfranken x

Bisher in der IHK-Schriftenreihe erschienen
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IHK- 
Schriftenreihe Titel

erhältlich 
bei der IHK

Vergriffen – in 
der Uni-Bibliothek 
erhältlich

Nr. 19/2009 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2009 x

Nr. 21/2009 Gründeratlas Mainfranken 2009 x

Nr. 22/2009 Die Mittelzentren des IHK-Bezirks Mainfranken x

Nr. 23/2009 Beteiligungskapital – Wege | Chancen | Perspektiven x

Nr. 24/2009 Verkehrsdrehscheibe Mainfranken 2009 x

Nr. 15/2010 Gründeratlas Mainfranken 2010 x

Nr. 19/2010 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2010 x

Nr. 25/2010 Besser finanziert – Förderleitfaden für den Mittelstand x

Nr. 26/2010 Verkehrsinfrastruktur, Verkehr und Logistik in Mainfranken x

Nr. 11/2011 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 15/2011 Gründeratlas Mainfranken 2011 x

Nr. 19/2011 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2011 x

Nr. 27/2011 Der demographische Wandel x

Nr. 28/2011 Die Geschäftsübergabe im Überblick x

Nr. 29/2011 Mainfränkische Unternehmen in einer globalisierten Wirtschaft x

Nr. 30/2011 Fachkräftesicherung – bilden, beschäftigen, integrieren x

Nr. 15/2012 Gründeratlas Mainfranken 2012 x

Nr. 19/2012 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2012 x

Nr. 25/2012 Besser finanziert x

Nr. 31/2012 Ökologische Nachhaltigkeit in klein- und mittelständischen 
Betrieben x

Nr. 32/2012 Analyse der Gesundheitswirtschaft in Mainfranken 2012 x

Nr. 33/2012 Endlich gründen! x

Nr. 15/2013 Gründeratlas Mainfranken 2013 x

Nr. 19/2013 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2013 x

Nr. 34/2013 Auswirkungen der Finanzkrise auf die  
mainfränkischen Kommunalhaushalte x

Nr. 35/2013 Basel III – Auswirkungen auf den Mittelstand in Mainfranken  
aus Sicht von Unternehmen und Banken x

Nr. 15/2014 Gründeratlas Mainfranken 2014 x

Nr. 19/2014 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2014 x

Nr. 36/2014 Facetten des mainfränkischen Strukturwandels x

Nr. 37/2015 Wie wir wurden, was wir sind x

Nr. 38/2015 Wie mache ich mich selbstständig? x

Nr. 11/2015 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x

Nr. 15/2015 Gründeratlas Mainfranken 2015 x

Nr. 19/2015 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2015 x

Nr. 11/2016 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt x
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IHK- 
Schriftenreihe Titel

erhältlich 
bei der IHK

Vergriffen – in 
der Uni-Bibliothek 
erhältlich

Nr. 15/2016 Gründeratlas Mainfranken 2016 x

Nr. 19/2016 Die Entwicklung der Realsteuerhebesätze in Mainfranken 2016 x

Nr. 15/2017 Gründeratlas Mainfranken 2017 x

Nr. 38/2017 Wie mache ich mich selbstständig? x

Nr. 39/2017 Empirische Untersuchungen zur Shared Mobility in Mainfranken x

Nr. 40/2017 Gewebeflächenanalyse Mainfranken x

Nr. 15/2018 Gründeratlas Mainfranken 2018 x

Nr. 40/2018 Wie wir wurden, was wir sind - Teil 2: 1993 bis 2018 x

Nr. 41/2018 25 Jahre Berufliche Bildung - von 1993 bis 2018 x

Nr. 42/2018 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt 
Teil 1: Organisationsrecht x

Nr. 15/2019 Gründeratlas Mainfranken 2019 x

Nr. 43/2019 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt 
Teil 2: Dienstleistungen x

Nr. 44/2019 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt 
Teil 3: Berufsausbildung x

Nr. 45/2019 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt 
Teil 4: Weiterbildung x

Nr. 1/2020 Erreichbarkeitsanalyse zur Lebensmittel-Nahversorgung in 
ländlichen Räumen Mainfrankens x

Nr. 42/2023 Rechtsgrundlagen der IHK Würzburg-Schweinfurt 
Teil 1: Organisationsrecht x
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ZfR-Schriftenreihe Titel

erhältlich beim 
Verlag MetaGIS 
Fachbuch

Nr. 1/2009 Facetten und Perspektiven der Regionalforschung in Unterfranken x

Nr. 2/2010 Die Vernetzung der Region Mainfranken mit den benachbarten
Metropolregionen x

Nr. 3/2012 Unterfranken – eine Region im Wandel x

Nr. 4/2014 Multiagentensimulation des Zusamemnspiels von demographischem
Wandel und hausärztlicher Versorgung im ländlichen Raum x

Nr. 5/2014 Regionalökonomische Disparitäten und Entwicklungsmuster.
Theoretisch fundierte, methodische Analysen am Beispiel des
Wirtschaftsraumes Mainfranken x

Nr. 6/2015 Die Arbeitsortmobilität hochqualifizierter Beschäftigter x

Nr. 7/2016 Konflikte des innerstädtischen Einzelhandels x

Schriftenreihe des Zentrums für
Regionalforschung (ZfR) an der
Universität Würzburg in Kooperation
mit der IHK Würzburg-Schweinfurt
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